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799 Ausgabe A. 


Geſetzblatt © 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 64 Ausgegeben Danzig, den 28. November 1931 


172 Verordnung 
betreffend die Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern auf den Eiſenbahnen im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig. 
Vom 17. 11. 1931. 
Auf Grund des Artikels I des Geſetzes betreffend die Eiſenbahnverkehrsordnung vom 24. Ok⸗ 
tober 1928 wird die ab 1. November 1928 geltende Verkehrsordnung für die Beförderung von Gü- 


tern auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig (G. Bl. 1928, Nr. 31, Seite 239) mit 
Wirkung vom 1. Dezember 1931 abgeändert und durch die nachſtehende Faſſung erſetzt. 


Danzig, den 17. November 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
E Dr. 3iebm Dr. Winderlich 


Verfehrspordonung 
für die Beförderung von Gütern auf ben Eiſen bahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
8 Titel! 
Geltungsbereich der Verkehrsordnung. Durchgehende Beförderung 
$ 1. Eiſenbahnen und Sendungen, auf die die Verkehrsordnung Anwendung findet 81. 


S 1. Dieſe Verkehrsordnung (abgekürzte Bezeichnung V. O. G.) gilt auf allen dem öffentlichen Ber- 
kehre dienenden Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig. 


2. Für den Verkehr mit den ausländiſchen Eiſenbahnen gilt ſie nur ſoweit, als dieſer Verkehr 
nicht durch beſondere Beſtimmungen geregelt iſt. 


3. Die Verkehrsordnung findet auch Anwendung auf Sendungen, deren Verſand⸗ und Be- 
ſtimmungsſtation im Geltungsbereich der Verkehrsordnung liegen und das Gebiet eines anderen 
Staates nur im Durchgang berühren, wenn die beteiligten Eiſenbahnen beſondere Abkommen ge- 
ſchloſſen haben, nach denen die Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung anzuwenden ſind. 


4. Die Verkehrsordnung findet auch Anwendung auf Sendungen von und nach Stationen des 
Nachbarlandes, wenn die Beförderung auf der ganzen Strecke von einer im Geltungsbereich der Ver- 
kehrsordnung gelegenen Eiſenbahnen bewirkt wird, und der Verſender durch die Wahl des Frachtbrief— 
formulares die Anwendung dieſer Verkehrsordnung beanſprucht und der Nachbarſtaat nicht widerſpricht. 


5. Dieſe Verkehrsordnung findet ebenfalls Anwendung auf Sendungen von und nad) Güterneben- 
ſtellen, welche außerhalb des Gebietes der Eiſenbahnlinien für die Abfertigung von Gütern einge⸗ 
richtet ſind. 


; 6. Die Verkehrsordnung kann auch auf Sendungen, welche bie Eiſenbahn unter Mitwirkung 
regelmäßig betriebener Schiffahrts⸗, Kraftwagen- oder Flugzeuglinien befördert, mit Abweichungen, 
die fih aus der Verſchiedenartigkeit ber Beförderungsart ergeben, angewendet werden. Solche Abwei- 
chungen müſſen in der für die . dieſer Verkehrsordnung vorgeſehenen Art veröffent⸗ 
licht werden. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 12. 1931). 


§ 2. 


8 3. 


8 4. 
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$ 2. Ausführungsbeſtimmungen. Abweichungen. Vorübergehende Anderungen 

1. Die Eiſenbahnen können zu dieſer Verkehrsordnung Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen. 

- 2. Für Eiſenbahnlinien von untergeordneter und örtlicher Bedeutung, für einzelne Bahnſtrecken, 
Züge, ſowie für gewiſſe Abfertigungsarten, insbeſondere für regelmäßig beförderte Sendungen zwiſchen 
beſtimmten Orten, können in Berückſichtigung beſonderer Verhältniſſe Abweichungen von dieſer Ver⸗ 
kehrsordnung eingeführt werden. 

3. Die in Ziffer 2 erwähnten Abweichungen müſſen von der Auſſichtsbehörde genehmigt werden. 
Die in Ziffer 1 erwähnten Ausführungsbeſtimmungen und die in Ziffer 2 genannten Abweichungen 
müſſen in der für die Veröffentlichung der Tarife (8 9) vorgeſehenen Art veröffentlicht und in den 
Tarif aufgenommen werden. 

4. Vorläufige oder vorübergehende dune einzelner Vorſchriften dieſer Berkehrsperorbnimg 
können, fei es allgemein, fei es nur für beſtimmte Bahnſtrecken oder Verkehrsbeziehungen von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde verfügt werden. Solche Verfügungen müſſen in der für die Verkündung dieſer Digi 


ordnung vorgeſehenen Weiſe verkündet werden. 


§ 3. Von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände 

1. Von der Beförderung mit der Eiſenbahn auf Grund dieſer Verkehrsordnung ſind ausgeſchloſſen: 

(1) diejenigen Gegenſtände, die dem Poſtzwange unterworfen ſind; 

(2) diejenigen Gegenſtände, die ſich wegen ihres Umfangs, ihres Gewichts oder ihrer Beſchaffenheit 
nach den Anlagen oder Betriebsmitteln auch nur einer der in Betracht kommenden Eiſenbahnen zur 
Beförderung nicht eignen; 

(3) diejenigen Gegenſtände, deren Beförderung durch geſetzliche Beſtimmungen oder aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung wenn auch nur auf einem Teil des Beförderungsweges verboten iſt; 

(4) nachſtehende Gegenſtände, ſofern für ſie in der Anlage A zu pe Verkehrsordnung feine 
Ausnahmen vorgeſehen find: 

A. exploſionsgefährliche Gegenſtände wie: 

a) Spreng⸗ und Schießmittel, 

b) Munition, 

c) Zündwaren und Feuerwerkskörper, 

d) verdichtete, verflüſſigte und unter Druck gelöſte Gaſe, 

e) Stoffe, die in Berührung mit Waſſer entzündliche oder die Berbrenning unterſtützende Gaſe 
entwickeln. 

Stoffe, die nicht Schieß⸗ oder Sprengzwecken dienen, ſind keine STEE Gegenſtände 
im Sinne dieſer Verkehrsordnung, wenn die Berührung mit einer Flamme ſie nicht zur Exploſion brin⸗ 
gen kann, und wenn ſie gegen Stoß oder Reibung nicht empfindlicher ſind als Dinitrobenzol; 

B. ſelbſtentzündliche Stoffe. : 

Die Eiſenbahnen können jedoch gewiſſe, von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände zur Be⸗ 
förderung zulaſſen. 

2. Stellt die Eiſenbahn feſt, daß von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände zur Beför⸗ 
derung angenommen wurden, iſt ſie mangels anderer geſetzlicher Beſtimmungen verpflichtet, den Abſender 
zur Rücknahme der Sendung aufzufordern. Verfügt der Abſender über die Sendung nicht innerhalb 
von 8 Tagen, gerechnet vom Tage des an ihn abgeſandten Benachrichtigungsſchreibens, ſo verfährt 
die Eiſenbahn mit dem Gute nach den Beſtimmungen des § 24 Ziff. 6, 7 und 8. 

3. Gegenſtände, die dem Poſtzwange unterworfen ſind, kann die Eiſenbahn gegen Erhebung der 
Frachtgebühren und ſonſtiger Koſten der Poſt behufs weiterer Beförderung übergeben. 

4. Der Abſender iſt verpflichtet, ſämtliche hierdurch entſtandene Koſten und Eiſenbahngebühren 
ſowie die etwaigen Frachtzuſchläge (S 7) zu entrichten, unabhängig von etwaigen ſtrafrechtlichen 
Folgen. 

S 4. Bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſene Gegenſtände 

1. Die nachſtehenden Gegenſtände werden zur Beförderung unter folgenden Bedingungen zuge⸗ 
laſſen. 

A. die in der Anlage A zu dieſer Verkehrsordnung bezeichneten Gegenſtände zu den daſelbſt an⸗ 
gegebenen Bedingungen. 

B. Leichentransporte unter den in der Anlage B zu dieſer Verkehrsordnung angegebenen Be⸗ 
dingungen. 
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C. Eiſenbahnfahrzeuge, die auf eigenen Rädern laufen, werden unter der Bedingung zugelaſſen, 8 4. 
daß die Eiſenbahn feſtſtellt, daß das Fahrzeug lauffähig iſt, und dies durch eine Aufſchrift auf 
dem Fahrzeuge oder durch ein beſonderes Zeugnis beſcheinigt. Lokomotiven, Tender und Motorwagen 
müſſen außerdem von einem vom Abſender geſtellten ſachverſtändigen Angeſtellten begleitet werden, 
der ſie zu beaufſichtigen, insbeſondere zu ſchmieren hat. Die Gebühren ſowie die näheren Bedingungen 
für die Fahrt der Begleiter enthalten die Tarife, 

D, Lebende Tiere unter den in der Anlage C zu dieſer Verkehrsordnung angegebenen Be- 
dingungen. 95 

E. Gegenſtände, deren Verladung oder Beförderung nach dem Ermeſſen der Verſandbahn mit 
Rückſicht auf die Anlagen oder Betriebsmittel einer oder mehrerer der berührten Eiſenbahnen beſon⸗ 
dere Schwierigkeiten verurſacht, werden nur unter beſonderen von Fall zu Fall feſtzuſetzenden Be⸗ 
dingungen zugelaſſen. ; n 

2. Die Eiſenbahnen können in den Tarifen für die bedingungsweiſe zugelaſſenen Güter leichtere 
Bedingungen zugeſtehen. 


§ 5. Beförderungspflicht. Durchgehende Beförderung. Reihenfolge der Beförderung 8 5. 


1. Die Eiſenbahnen ſind verpflichtet, Güter von und nach allen Stationen nach Maßgabe ihrer 
im Tarife angegebenen Abfertigungsbefugniſſe mit durchgehendem Frachtbriefe (§ 6) zur Beförderung 
anzunehmen, ſofern: 
a) der Abſender den Vorſchriften dieſer Verkehrsordnung und der geltenden Tarife ſowie den 
allgemeinen Anordnungen der Eiſenbahn nachkommt; 
b) die Beförderung mit den regelmäßigen Beförderungsmitteln möglich iſt; 
c) die Beförderung nicht durch Umſtände verhindert wird, welche die Eiſenbahn nicht abzuwenden 
und denen ſie auch nicht abzuhelfen vermochte. = 


2. Die Eiſenbahn ift zur Annahme von Gütern, deren Auf⸗, Um- oder Abladung die Verwendung 
beſonderer Anlagen erforderlich macht, nur verpflichtet, wenn die in Betracht kommenden Stationen 
derartige Anlagen beſitzen. 
3. Die Eiſenbahn iſt nur verpflichtet, Güter anzunehmen, deren Beförderung alsbald erfolgen 
kann. : 
Güter, bie nicht unverzüglich befördert werden können, hat die Eiſenbahn, ſofern ſie auf der Ver⸗ 
; ſandſtation entſprechende Räumlichkeiten beſitzt, einſtweilen in Verwahrung zu nehmen. Der Abſender 
1 hat fein Einverſtändnis hiermit im Frachtbrief und im Duplikat zu erklären. Bis zum Abſchluß des 
Frachtvertrages hat die Eiſenbahn die Pflichten des Verwahrers und iſt berechtigt, für die einſt⸗ 
weilige Verwahrung das tarifmäßige Lagergeld zu erheben. 
] Die Verwahrung leicht verderblicher Güter und der im § 4 angeführten Gegenſtände kann 
abgelehnt werden. Die Verwahrung von Gütern, für welche die Fracht bei der Aufgabe entrichtet 
werden muß, kann die Eiſenbahn von der Hinterlegung einer entſprechenden Sicherheit abhängig 
machen. ; 

4. Wenn bie Eiſenbahn Wagenladungsgüter, die nicht ſofort befördert werden können, gleichwohl 
zur Beförderung annimmt, ſo iſt ſie berechtigt mit dem Abſender zu vereinbaren, daß die Lieferfriſt 
von dem Tage an läuft, an dem die Abſendung erfolgt. Der Abſender hat ſein Einverſtändnis im 
Frachtbrief und im Duplikat zu erklären. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, den Verſandtag durch erneute 
Aufdrückung des Stationsſtempels auf dem Frachtbriefe und dem Duplikate gemäß 8 8 Ziff. 1 dieſer 
Verkehrsordnung erſichtlich zu machen. Auf das im Frachtbriefe geſtellte Verlangen iſt dieſer Tag 
dem Abſender auf ſeine Koſten bekannt zu geben. 

5. Die Güter ſind vorbehaltlich der in Ziff. 6 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Ausnahmen in 
der Reihenfolge ihrer Annahme zu befördern. ; 

6. Wenn das öffentliche Intereſſe oder zwingende Gründe des Betriebes es erfordern, kann die 
Eiſenbahn mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde anordnen, daß 

a) der Betrieb ganz oder teilweiſe eingeſtellt wird; 

b) gewiſſe Sendungen ausgeſchloſſen oder nur bedingungsweiſe zugelaſſen werden; 

€) gewiſſe Sendungen vorzugsweiſe befördert werden; 

d) das Gut auf einem anderen als auf dem vom Abſender vorgeſchriebenen Wege befördert wird. 


BU. 


8 6. 


: ap | | 
Dieſe Maßnahmen müſſen auf dieſelbe Art wie bie Tarife veröffentlicht werden und können 
mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft treten. f l 


7. Jede Zuwiderhandlung gegen bie Beſtimmungen dieſes Paragraphen begründet einen An⸗ 
ſpruch auf Erſatz des dadurch entſtandenen Schadens. e 


Titel II 
Frachtvertrag 
Kapitel I 
Form und Bedingungen des Frachtvertrages 
$ 6. Inhalt und Form des Frachtbriefes 


1. Der Abſender muß mit jeder Sendung einen Frachtbrief nach den in der Anlage D enthal- 
tenen Muſtern überreichen. Für Eilgüter wird dasſelbe Muſter, das auf der Vorder- und Rückſeite 
oben und unten am Rande einen mindeſtens einen Zentimeter breiten roten Streifen trägt, ver⸗ 
wendet. Ser E i 
2. Die Frachtbriefformulare müſſen auf feſtem, weißem Schreibpapier gedruckt ſein. 

3. Alle Eiſenbahnſtationen ſind verpflichtet, Frachtbriefformulare zu den im Tarife feſtgeſetzten 
Preiſen zu verkaufen. : 

4. Die Frachtbriefe müſſen zum Nachweiſe, daß fie den Vorſchriften dieſer Verkehrsordnung 
entſprechen, den Prüfungsſtempel der Eiſenbahn tragen. Die nicht von der Eiſenbahn gedruckten Fracht⸗ 
briefe ſind gegen eine im Tarif feſtzuſetzende Gebühr abzuſtempeln. Das Abſtempeln kann abgelehnt 
werden, wenn nicht gleichzeitig mindeſtens 100 Frachtbriefe vorgelegt werden. 

5. Die ſtarkumrahmten Teile des Formulars, mit Ausnahme des in Ziffer 9 d) dieſes Paragra⸗ 
phen vorgeſehenen Falles, für die Angabe der Gattung, Nummer und Eigentumsmerkmal des Wa⸗ 
gens hat die Eiſenbahn, die übrigen der Abſender auszufüllen. (Vergleiche jedoch § 39, Ziffer 2). 


Der Abſender muß die Spalten, die er nicht ausfüllen will, durch einen Strich ungiltig machen. 


6. Die Wahl des weißen oder rotumränderten Formulars zeigt an, ob das Gut in gewöhnlicher 
oder in Eilfracht befördert werden ſoll. Der Abſender kann die Beförderung auf einer Teilſtrecke in 
Eilfracht und auf einer anderen Teilſtrecke in gewöhnlicher Fracht nicht verlangen, ſofern der Tarif 
eine derartige Beförderungsart nicht vorſieht. Der Abſender kann im Frachtbriefe die Beförderung von 
Eilgutſendungen mit Perſonenzügen verlangen, ſoweit der Tarif ſolche Beförderung zuläßt. 

7. Der Frachtbrief muß in polniſcher Sprache und auf dem Gebiete der Freien Stadt Danzig in. 
deutſcher oder polniſcher Sprache deutlich mit Tinte oder Druck ausgefüllt werden. Frachtbriefe mit 
abgeänderten oder radierten Eintragungen werden von der Eiſenbahn nicht angenommen. Durch⸗ 
ſtreichungen ſind nur zuläſſig, wenn der Abſender ſie mit ſeiner Unterſchrift anerkennt und, wenn es 
ſich um die Zahl oder das Gewicht der Stücke handelt, die berichtigten Mengen in Buchſtaben vor- 
ſchreibt. 

8. Die Perſon, welche der Eiſenbahn die Sendung übergibt, gilt als vom Abſender ermächtigt, 
im Frachtbriefe Anderungen und Ergänzungen vorzunehmen, Erklärungen im Namen des Abſenders 
abzugeben, ſowie alle den Vertragsabſchluß betreffenden Handlungen vorzunehmen. 

9. Der Abſender iſt verpflichtet, in den Frachtbrief einzutragen: - 

a) Ort und Tag ber Ausſtellung; 

b) bie Beſtimmungsſtation mit der im Tarif vorgeſehenen Bezeichnung und mit allen näheren 
Angaben, die notwendig ſind, um jede Verwechſelung zwiſchen verſchiedenen Stationen des⸗ 
ſelben Ortes oder gleich oder ähnlich benannter Orte auszuſchließen; 

e) Namen und Wohnort des Empfängers. Als Empfänger darf nur eine einzige phyſiſche, 
juriſtiſche Perſon (Firma) oder ein öffentliches Amt angegeben werden. Die Beſtimmungs⸗ 
ſtation oder deren Vorſteher als Empfänger anzugeben, iſt nur ſtatthaft, wenn die Bered- 
tigung zur Benutzung dieſer Adreſſe nachgewieſen wird oder aus dem Tarif hervorgeht. 
Adreſſen die den Namen des Empfängers nicht bezeichnen, wie „an Order von ....“ oder „an 
den Inhaber des Frachtbriefduplikats“ ſind unzuläſſig. 
die Bezeichnung der Sendung nach ihrem Inhalt, ferner: 
bei Stückgut die Anzahl, Art der Verpackung, Zeichen und Nummern der Frachtſtücke, und 
bei Gütern, deren Verladung dem Abſender obliegt, die Gattung, die Nummer und die 

Eigentumsmerkmale des Wagens. : 


d 


— 
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Die Güter müſſen wie folgt bezeichnet werden: ; 
bie in der Anlage A dieſer Verkehrsordnung enthaltenen Güter nach der in dieser An⸗ 
lage gewählten Bezeichnung; 
die in der Gütereinteilung oder im Tarif aufgeführten Güter nach der daſelbſt ge⸗ 
wählten Bezeichnung; 
die übrigen Güter nach ihrer handelsüblichen Bezeichnung. 

Wenn der auf dem Frachtbrief für die Bezeichnung der Güter vorgeſehene Platz nicht ausreicht, 
iſt zu dieſem Zweck die rechte Hälfte der Rückſeite zu benutzen, nötigenfalls ſind beſondere der Größe 
des Frachtbriefes entſprechende und vom Abſender zu unterzeichnende Blätter zu verwenden und dem 
Frachtbrief haltbar anzuheften. Im Frachtbrief iſt auf ſie zu verweiſen. 

e) das genaue Verzeichnis der durch die Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei- oder ſonſtigen Ber- 


8.6. 


waltungsbehörden vorgeſchriebenen Begleitpapiere unter Angabe, ob dieſelben dem Frachtbriefe : 


beigefügt oder bei einer beſtimmten Station hinterlegt find; 

) die AUnterſchrift des Abſenders mit feinem. Namen ſowie die Angabe feiner Wohnung, nach 
feinem Ermeſſen, ergänzt durch feine Telegramm- oder Telephonadreſſe. Die Unterſchrift bes 
Abſenders kann aufgedruckt oder aufgeſtempelt werden. Als Abſender darf nur eine einzige 

phyſiſche oder juriſtiſche Perſon (Firma) oder ein öffentliches Amt auf dem Frachtbriefe er- 
ſcheinen. 

Außerdem kann der Abſender in den entſprechenden alien des Frachtbriefes eintragen: 

g) den Beſtimmungsort, wenn dieſer ein anderer iſt als die Beſtimmungsſtation und die Eijen- 
bahn ſich mit der Zuſtellung dorthin einverſtanden erklärt hat, 

h) das Gewicht der Sendung oder eine den ER der Verſandbahn entſprechende ähn⸗ 
liche Angabe; 

i) das Verlangen, daß die Eiſenbahn das Gewicht bzw. die Stückzahl der Sendung in der 
Verſandſtation bei der Aufgabe oder in der Beſtimmungsſtation bei der Auslieferung feſt⸗ 
ſtellt; 

k) das Verlangen, das Gut baralar" zu ſtellen oder in die Wohnung zuzuführen, wenn 

eine derartige Zuführung in der Beſtimmungsſtation vorgeſehen iit, (8 16 Ziff. 26). Gin 

diesbezügliches Verlangen iſt oberhalb der Adreſſe des Empfängers mit auffallender Schrift 
einzutragen. Bei exploſiven und ſelbſtentzündlichen Gegenſtänden (Anlage A) iſt die Vor⸗ 
ſchrift im Frachtbrief „bahnlagernd“ unzuläſſig; 

D das Verlangen beſtimmter Tarife, insbeſondere Spezial⸗ oder Ausnahmetarife gemäß S H 
Ziff. 12 und S 34 Ziff. 1 anzuwenden; 

m) ben Betrag eines gemäß S 35 angegebenen Lieferwertes; 

n) die Angabe der Gebühren und Koſten, die der Abſender gemäß $ 17 übernimmt; 

o) die Höhe der auf dem Gut haftenden Nachnahme und der von der Eiſenbahn zu leiſtenden 
Barvorſchüſſe gemäß S 19; 

p) den Beförderungsweg und die Stationen, auf denen die Behandlung durch die Zoll-, Steuer-, 
Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen Verwaltungsbehörden ſtattfinden ſoll; 

r) die Bezeichnung eines Bevollmächtigten gemäß $ 15 Ziff. 2; 

s) andere in dieſer Verkehrsordnung oder in den Tarifen vorgeſehene Erklärungen. 


10. Die Aufnahme anderer Erklärungen in den Frachtbrief und die Beifügung anderer Shrift- 
ſtücke zum Frachtbriefe, welche in dieſer Verkehrsordnung oder in den Tarifen nicht vorgeſehen ſind, iſt 
unzuläſſig. Für ſolche Erklärungen und Schriftſtücke haftet die Eiſenbahn nicht. 


11. Es iſt unzuläſſig, in einem und demſelben Frachtbrief mehrere Güter aufzunehmen, die nach ihrer 
Beſchaffenheit nicht ohne Nachteil oder nur unter Verletzung von Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei- 
oder ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften zuſammen geladen werden können. 


12. Den vom Abſender oder Empfänger auf⸗ oder abzuladenden Gütern ſind beſondere Fracht⸗ 
briefe beizugeben, die keine von der Eiſenbahn auf- oder abzuladende Güter betreffen. 


Für die bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſenen Gegenſtände (S 4) müſſen BEEN be- 
ſondere Frachtbriefe ausgeſtellt werden. 


13. Ein und derſelbe Frachtbrief darf nur eine einzige Wagenladung umfaſſen mit Ausnahme 
der unteilbaren Gegenſtände, die mehr als einen Wagen beanſpruchen. Dieſe Vorſchrift gilt jedoch 
nicht, wenn die Tarife die Aufgabe mehrerer Wagen mit einem und demſelben Frachtbrief für die 
ganze Beförderungsſtrecke zulaſſen. 


86. 


8 7. 
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14. Der Abſender darf auf der Rückſeite des Frachtbriefes, jedoch nur zur Nachricht für den 


Empfänger und ohne Verbindlichkeit und Verantwortlichkeit für die Eiſenbahn, folgende Vermerke 
anbringen. ; SC 


‚Bon Gendung des NN. Aus Schiff NN. 

Im Auftrage des NN. Zur Ausfuhr nach NN. 
Zur Verfügung bes NN. Für Kraftwagen NN. 
Zur Weiterabfertigung nach NN. Aus Kraftwagen NN. 
Verſichert bei NN. Für Flugzeug NN. 
Für Schiff NN. i Aus Flugzeug NN. 


Jeder dieſer Vermerke muß [id auf die ganze Sendung beziehen. 


§ 7. Haftung für die Angaben im Frachtbriefe. Feſtſtellung des Inhaltes, des Gewichtes und der 
Stückzahl. Frachtzuſchläge. Verladung. Maßnahmen bei Überlaſtung des Wagens. 


1. Der Abſender haftet für die Richtigkeit der von ihm in den Frachtbrief aufgenommenen An⸗ 
gaben und Erklärungen. Er trägt alle Folgen, die daraus entſtehen, daß dieſe Angaben oder Erklä⸗ 
rungen, unrichtig, ungenau, unvollſtändig oder nicht an der für ſie vorgeſehenen Stelle des Fracht⸗ 
briefes eingetragen find. (Siehe 8 39 Ziff. 2.) 

2. Die Eiſenbahn ift berechtigt, die Übereinſtimmung der Sendung mit dem Frachtbriefe nach 
Stückzahl, Gewicht und Inhalt jederzeit zu prüfen. 

3. Für ſolche Feſtſtellungen erhebt die Eiſenbahn keine Gebühren. Wenn ſich die betreffenden 
Angaben im Frachtbrief jedoch als unrichtig erweiſen, erhebt die Eiſenbahn für die Feſtſtellung des 
Gewichts und der Stückzahl die tarifmäßige Gebühr und bei Feſtſtellung des Inhalts der Sendung 
die dadurch entſtandenen Koſten. Wurden dieſe Gebühren und Koſten nicht ſofort bezahlt, ſo belaſten 
ſie die Sendung. 3 

4. Findet bie Feſtſtellung auf ber Verſandſtation ſtatt, [o ijt ber Abſender, findet [ie auf der Be⸗ 
ſtimmungsſtation ſtatt, der Empfänger einzuladen, ihr beizuwohnen, wenn ſie nicht im Intereſſe 
der öffentlichen Sicherheit vorgenommen wird. Erſcheint der Aufgeforderte nicht, oder findet die Feſt⸗ 
ſtellung auf einer Unterwegsitation ſtatt, |o find zwei Zeugen hinzuzuziehen, die nicht der Eiſenbahn 
angehören. ; ; 

5. Nach Ablieferung an den Empfänger ift die Eiſenbahn nur dann berechtigt den Inhalt ſowie 
den im Tarif vorbehaltenen Gebrauch der Sendung zu prüfen, wenn auf Grund der im Frachtbriefe 
eingetragenen Erklärung des Abſenders die Fracht nach einem Tarif berechnet wurde, deſſen Anwen⸗ 
dung von Bedingungen abhängig iſt, welche erſt nach der Abnahme der Sendung erfüllt werden können. 

6. Bei Stückgütern, die von der Eiſenbahn verladen werden, iſt dieſe verpflichtet, Anzahl und Ge⸗ 
wicht bei der Annahme feſtzuſtellen. Für die Verwiegung von Stückgütern iſt die Eiſenbahn be⸗ 
rechtigt, die im Tarif feſtgeſetzte Gebühr zu erheben. Dem Abſender oder deſſen Beauftragten ſteht 
das Recht zu, der Feſtſtellung beizuwohnen. 

7. Bei allen anderen Sendungen iſt die Eiſenbahn auf Antrag des Abſenders im Frachtbriefe 
verpflichtet, auf der Verſandſtation das Gewicht und die Stückzahl feſtzuſtellen, wenn dieſe Station die 
entſprechenden Wiegevorrichtungen beſitzt und die Beſchaffenheit des Gutes ſowie die Betriebsverhält⸗ 
niſſe dieſes geſtatten. Das Gewicht hat die Eiſenbahn auch ohne Antrag feſtzuſtellen, wenn es im 
Frachtbrief nicht angegeben iſt. Iſt die Feſtſtellung des Gewichts auf der Verſandſtation nicht möglich, 
ſo hat die Eiſenbahn die Verwiegung auf einer anderen unterwegs gelegenen Station oder auf der 
Beſtimmungsſtation auszuführen, ſofern dieſe Stationen entſprechende Wiegevorrichtungen beſitzen. Für 
dieſe Feſtſtellungen iſt die tarifmäßige Gebühr zu zahlen. 

8. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, die Verwiegung der Güter nach eigener Wahl auf einer ge⸗ 
wöhnlichen Waage oder auf einer Gleiswaage vorzunehmen, auch über die Art der Verwiegung zu ent⸗ 
ſcheiden. Wenn die Sendung aus mehreren Stücken beſteht, wird jedes einzelne Stück oder werden 
beſtimmte Teile der Sendung nur dann beſonders gewogen, wenn der Abſender im Frachtbrief das 
Gewicht der einzelnen Stücke oder der einzelnen Teile getrennt angegeben hat. Für ſolche Verwiegung 
ift bie tarifmäßige Gebühr zu zahlen. 

9. Der Abſender kann bei der Aufgabe verlangen, daß ihm Gelegenheit geboten werde, der Feſt⸗ 
ſtellung der Stückzahl und des Gewichts beizuwohnen, wenn ſie auf der Verſandſtation erfolgt. Stellt 
er ein ſolches Verlangen nicht, oder nimmt er die ihm gebotene Gelegenheit nicht wahr, ſo hat er die 
tarifmäßige Gebühr nochmals zu zahlen, wenn die Eiſenbahn entſprechend einem ſpäteren Antrage mit 
einer nochmaligen Ausführung einverſtanden iſt. 
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10. Bei Verwiegung der Sendung auf der Gleiswaage kann die Eiſenbahn das Gewicht der 8 7. 
Sendung unter Zugrundelegung des an dem Eiſenbahnwagen angeſchriebenen Eigengewichts ermitteln. 
Die Eiſenbahn hat jedoch auf Verlangen des Vecfügungsberechtigten das Eigengewicht des Wagens 
feſtzuſtellen, wenn die Station entſprechende Wiegevorrichtungen beſitzt und die Betriebsverhältniſſe 
dies geſtatten. Der Verfügungsberechtigte kann die Feſtſtellung des Eigengewichts des Wagens auf 
einer anderen Station verlangen, die entſprechende Wiegevorrichtungen beſitzt. Wird hierbei feſtgeſtellt, 
daß das Eigengewicht des Wagens dem angeſchriebenen nicht entſpricht, ſo wird das feſtgeſetzte Eigen⸗ 
gewicht der Gewichtsermittelung zugrunde gelegt. 

11. Ergibt das auf Verlangen des Berechtigten feſtgeſtellte Eigengewicht des Wagens keine grö⸗ 
ßere Differenz als 2 v. H. des am Wagen angeſchriebenen Eigengewichts, wird die tarifmäßige Ge⸗ 
bühr erhoben. In dieſem Falle hat die Eiſenbahn das Recht, für die Beförderung des Wagens nach 
und von der Wiegeſtation die Fracht zu erheben. 

12. Ergibt die ohne Feſtſtellung des Eigengewichts des Wagens vorgenommene bahnamtliche 
Nachwägung der Sendung auf der Gleiswaage keine größere Abweichung von dem im Frachtbrief 
angegebenen Gewicht als 2 v. H. des am Wagen angeſchriebenen Eigengewichts, ſo wird das im 
Frachtbrief angegebene Gewicht als Grundlage zur Frachtberechnung angenommen. 

I- 1355 iE Feſtſtellung des Gewichts und der Stückzahl gemäß Ziffer 6 und 7 dieſes Paragraphen 
ſowie des Eigengewichts des Wagens hat die Eiſenbahn auf dem Frachtbriefe zu beſcheinigen. Erfolgt 
die Feſtſtellung auf der Verſandſtation, ſo iſt die Beſcheinigung auch auf das Frachtbriefduplikat zu 
ſetzen. Wurden dieſe Feſtſtellungen nicht auf der Verſandſtation vorgenommen, iſt die Eiſenbahn auf 
Verlangen des Aufgebers verpflichtet, das Ergebnis der Nachwägung nachträglich im Duplikate ein⸗ 
zutragen. 

14. Bei unrichtigen, ungenauen oder unvollſtändigen Angaben oder Erklärungen im Fracht⸗ 
briefe, die zur Folge haben können: i 

daß Gegenſtände angenommen werden, die gemäß $ 3 Ziff. 1 (4) dieſer V. O. G. von der Be⸗ 
förderung ausgeſchloſſen ſind, 

daß das Gut eine niedrigere Fracht genießt, 

daß die normale Anwendung des Tarifs verhindert wird, 
oder bei Nichtbeachtung der in der Anlage A porgeſchriebenen Sicherheitsvorſchriften, ſowie bei Über⸗ 
laſtung eines vom Abſender beladenen Wagens, iſt ein Frachtzuſchlag zu zahlen, vorbehaltlich der 
Nachzahlung des Frachtunterſchiedes und gegebenenfalls der Haftung für den Schaden ſowie der ſtraf⸗ 
rechtlichen Folgen. ; 

Der Frachtzuſchlag wird wie folgt feſtgeſtellt: i 

a) Bei unrichtiger, ungenauer oder unvollſtändiger Bezeichnung der von der Beförderung gemäß 
§ 3 Ziff. 1 (4) dieſer V. O. G. ausgeſchloſſenen, oder der in der Anlage A aufgeführten 
Gegenſtände, oder bei Nichtbeachtung der in dieſer Anlage gegebenen Sicherheitsvorſchriften, 
wird folgender Frachtzuſchlag erhoben: 

für die von der Beförderung ausgeſchloſſenen Gegenſtände ſowie für exploſierbare 
und ſelbſtentzündliche Gegenſtände der Klaſſen I und II der Anlage A 8 Gulden, 

für leichtentzündliche, giftige und ätzende Flüſſigkeiten und Gegenſtände der Klaſſen 
III, IV und V der Anlage A 6 Gulden, 

für efelerregende und übelriechende Gegenſtände der Klaſſe VI der Anlage A 
3 Gulden, 5 

für das Kilogramm Rohgewicht des ganzen Frachtſtückes, in welchem obige Gegenſtände 

vorgefunden wurden. 

b) In allen anderen Fällen feſtgeſtellter Unrichtigkeit des im Frachtbrief angegebenen Inhaltes 
oder bei der Feſtſtellung unrichtiger Angaben oder Erklärungen, welche eine niedrigere Fracht⸗ 
berechnung zur Folge haben könnte, beträgt der Zuſchlag 

das Doppelte des Unterſchiedes zwiſchen der Fracht, die auf Grund der unrichtigen 
Inhaltsangabe oder unter Berückſichtigung der unrichtigen Angaben oder Erklärungen 
berechnet wurde, und der Fracht, welche bei richtiger Inhaltsangabe bezw. richtigen 
Angaben oder Erklärungen auf die Sendung für den ganzen Weg von der Verſand⸗ 
bis zur Beſtimmungsſtation entfällt. Selbſt wenn kein Frachtunterſchied beſteht, beträgt 
der Zuſchlag mindeſtens 1 Gulden. Die Eiſenbahn erhebt einen Frachtzuſchlag von 
1 Gulden auch dann, wenn eine unrichtige Angabe keine niedrigere Frachtberechnung 
zur Folge haben könnte. 
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€) Bei ee eines niedrigeren Gewichtes oder einer ‚geringeren Stückzahl einer vom Abſender 
verladenen Sendung beträgt der Zuſchlag 

das Doppelte bes Anterſchiedes zwiſchen der Fracht für das angegebene und das 
ermittelte Gewicht bezw. die Stückzahl von ber Verſand⸗ bis zur Beſtimmungsſtation. 

d) Bei Überlaſtung eines vom Abſender beladenen Wagens beträgt der Frachtzuſchlag 
das Sechsfache der Fracht für das die Belaſtungsgrenze überſteigende Gewicht von 

der Verſand⸗ bis zur Beſtimmungsſtation. 

15. Eine Überlaſtung liegt vor, wenn die wie folgt ermittelte Belaſtungsgrenze (Tragfähigkeit) 
eines Wagens überſchritten iſt: 

Wenn ein Wagen nur eine die zuläſſige Belaſtung kennzeichnende Aufſchrift trägt, wird diefe als 
normales Ladegewicht angeſehen; die Belaſtungsgrenze (Tragfähigkeit) entſpricht alsdann dieſem Lade- 
gewicht zuzüglich 5 v. H. 

Wenn ein Wagen zwei Aufſchriften trägt, bezeichnet die niedrigere Zahl die normale Belaſtung, 
die höhere Zahl die Belaſtungsgrenze (Tragfähigkeit). 

Wird bei ein und demſelben Wagen ein höheres als im Frachtbrief angegebenes Gewicht und 
zugleich eine Überlaftung des Wagens ee werden die Frachtzuſchläge für beide Zuwiderhand⸗ 
lungen nebeneinander erhoben. j 


16. Die Frachtzuſchläge hat der Abſender zu zahlen. Wenn ber Abſender den Frachtzuſchlag noch 
nicht bezahlt hat, wird die Sendung nur nach Bezahlung des auf der Sendung laſtenden Frachtzu⸗ 
ſchlages an den Empfänger ausgeliefert. Nach dem Bezuge der Sendung haftet der Empfänger für 
den Frachtzuſchlag, welcher infolge Nichterfüllung einer durch den Verſender bei der Inhaltsangabe im 
Frachtbriefe eingetragenen Bedingung entſtanden iſt, wenn von der Erfüllung dieſer Bedingung die An⸗ 
wendung eines ermäßigten Tarifs abhängig ift. (S 7 Ziff. 5.) 

17. Ein Frachtzuſchlag wird nicht erhoben: 

a) bei unrichtiger Gewichtsangabe von Gütern, oder Überlaſtung des Wagens, wenn bie Eiſen⸗ 
bahn zur Verwiegung der Sendung verpflichtet war oder wenn der Abſender im Frachtbrief 
die Verwiegung durch die Eiſenbahn beantragt hat, bei unrichtiger Angabe der Stückzahl, 
wenn der Abſender die Nachzählung der Stücke durch die Eiſenbahn beantragt hat; 

b) bei einer während der Beförderung infolge von Witterungseinflüſſen eingetretenen Iber- 
laſtung, wenn der Abſender nachweiſt, daß er bei der Beladung des Wagens die geltenden 
Beſtimmungen eingehalten hat; 

e) bei einer während der Beförderung eingetretenen Gewichtszunahme ohne Überlaſtung, 
wenn der Abſender nachweiſt, daß die Gewichtszunahme auf Witterungseinflüſſe zurückzu⸗ 
führen iſt. 

18. Wenn bie Überlaftung eines Wagens durch die Verſandſtation oder durch eine Zwiſchenſtation 
feſtgeſtellt wird, muß der überſchießende Teil der Ladung aus dem Wagen entfernt werden, ſelbſt 
wenn zur Erhebung eines Frachtzuſchlages kein Anlaß vorliegt. Der Abſender iſt gegebenenfalls un⸗ 
verzüglich durch Vermittlung der Verſandſtation zur Verfügung über den überſchießenden Teil der 
Ladung aufzufordern. 

Wenn bie Eigenſchaft bes Gutes oder Rückſichten auf die Vorſchriften der Zoll- oder Steuer⸗ 
behörden, tierärztlicher oder anderer Verwaltungsbehörden die Zurücklaſſung des überſchießenden Teiles 
der Ladung nicht zulaſſen, muß die Sendung unter Beachtung ber Beſtimmungen des $ 14 Abſchnitt V 
in einem anderen oder in zwei Wagen umgeladen werden. 

19. Die Fracht für den überſchießenden Teil der Ladung wird für die durchfahrene Strecke nach 
dem für die Hauptladung anzuwendenden Tarif berechnet, gegebenenfalls zuzüglich des in Ziffer 14 
dieſes Paragraphen vorgeſehenen Frachtzuſchlages; bei Entladung werden die Koſten für dieſe Maß⸗ 
nahme nach dem Nebengebührentarif für die Eiſenbahn, die ſie ausführt, berechnet. ; 

20. Für die Lagerung des Übergewichts ber Sendung wird bas tarifmäßige Lagergeld vom 
Tage der Entladung erhoben. Wenn infolge des Abladens des Übergewichts der Wagen aufgehalten 
wurde, ſo wird für den Aufenthalt das tarifmäßige Wagenſtandgeld, jedoch nicht mehr als für einen 
Tag, erhoben, ſofern die Eiſenbahn nicht gemäß Ziff. 7 dieſes Paragraphen zur Verwiegung der Sen⸗ 
dung verpflichtet war. 

21. Wenn der Abſender vorſchreibt, daß der überſchießende Teil der Ladung zurückgeſchickt oder 
weiterbefördert werden ſoll, ſo wird dieſer als beſondere Sendung behandelt, ſofern die Tarife nicht 
die Zuladung des abgenommenen Übergewichts zu einer anderen Sendung desſelben Abſenders ge⸗ 
ſtatten. 
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22. Wenn ber Abſender über bas abgeladene Übergewicht binnen 8 Tagen nach Abſendung ber § 7. 
Verſtändigung von dem Abladen nicht verfügt, wird nach den Beſtimmungen des 8 24 Biff. e, 7 u 
nd 8 vorgegangen. 
23. Für den Schaden ſowie die Koſten, welche infolge der Überlaſtung des Wagens entſtehen, 
haftet der Abſender. 


CO 


§ 8. Abſchluß des Frachtbertrages. Frachtbriefduplikat 8 


1. Der Frachtvertrag iſt abgeſchloſſen, ſobald die Verſandſtation das Gut mit dem Frachtbrief 
zur Beförderung angenommen hat. Als Zeichen der Annahme wird dem Frachtbrief der Tagesſtempel 
der Verſandſtation aufgedrückt, welcher die Aufgabeſtation, die Eiſenbahnverwaltung und den Tag dec 
Annahme der Sendung zu enthalten hat. Mit demſelben Stempel ſind die dem Frachtbriefe ange— 
fügten Blätter (S 6 Ziff. 9d) zu verſehen. 


2. Der Frachtbrief iſt nach vollſtändiger Auflieferung des darin verzeichneten Gutes und nach 
Zahlung der vom Abſender übernommenen Beträge ohne Verzug abzuſtempeln, und zwar auf Ver⸗ 
langen des Abſenders in deſſen Gegenwart. 

3. Der abgeſtempelte Frachtbrief dient als Beweis für den Frachtvertrag. 

4. Jedoch bilden bezüglich der Güter, deren Aufladen nach den Beſtimmungen der Verkehrsordnung, 
nach den Tarifen oder nach beſonderer Vereinbarung dem Abſender obliegt, die Angaben des Frami- 
briefes über das Gewicht und die Anzahl der Stücke gegen die Eiſenbahn keinen Beweis, ſofern nicht die 
Nachwiegung oder Nachzählung durch die Eiſenbahn erfolgt und dies auf dem Frachtbriefe beurkundet iſt. 

5. Für die Richtigkeit und Genauigkeit des durch die Eiſenbahn feſtgeſtellten Gewichts ſowie der 
Stückzahl haftet die Eiſenbahn nur inſofern, als das Ergebnis dieſer e den Frachtvertrag 
betrifft. 

6. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, den Empfang des Gutes unter Angabe des Tages der Annahme 
zur Beförderung auf dem ihr vom Abſender zugleich mit dem Frachtbrief vorzulegenden Duplikat 
nach Muſter D I zu beſcheinigen. Die Frachtbriefduplikate müſſen zum Nachweis, daß fie den Bor- 
ſchriften der Verkehrsordnung entſprechen, gleichzeitig mit den Frachtbriefen gemäß den Beſtimmungen 
des S 6 Ziff. 4 dieſer V. O. G. mit dem Prüfungsſtempel ber Eiſenbahn verſehen ſein. Für die Ab⸗ 
ſtempelung der Duplikate wird keine Gebühr erhoben. Das Duplikat muß mit dem Frachtbriefe gleich⸗ 
lauten. Die dem Frachtbriefe angefügten Blätter ſind in Abſchrift dem Duplikate beizugeben. 

7. Das Duplikat hat nicht die Bedeutung des Frachtbriefes oder eines Ladeſcheines und dient 
ausſchließlich zu den in der Verkehrsordnung oder in den Tarifen vorgeſehenen Zwecken. 

8. Auf Verlangen des Abſenders iſt die Annahme des Gutes auch in anderer Form z. B. durch 
Unterſtempelung einer Eintragung in einem Quittungsbuch oder dergleichen, zu beſcheinigen. Eine ſolche 
Beſcheinigung hat nicht die Bedeutung eines Frachtbriefduplikates. 


= § 9. Tarife. Grundſätze für die Frachtberechnung. Wegevorſchriften 8 


1. Die Eiſenbahn hat Tarife aufzustellen, die über alle für den Beförderungsvertrag maßgebenden 
Beſtimmungen, über die Beförderungspreiſe und die Nebengebühren Auskunft geben. 
E 2. Die in den Tarifen enthaltenen Beſtimmungen gelten nur inſoweit, als fie dieſer Verkehrs- 
| ordnung nicht widerſprechen. 
1 3. In den Tarifen ijt die Zeitſchrift anzugeben, in welcher ihre Einführung ſowie bie [püterem An⸗ 
derungen verlautbart werden, ferner wo und zu welchem Preiſe die Tarife käuflich zu erhalten ſind. 

4. Die Tarife treten nicht vor ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

5. Jede Eiſenbahnſtation iſt verpflichtiet, die ſie betreffenden Tarife auf Verlangen den Inter⸗ 
eſſenten während der Dienſtſtunden zur Einſicht zu überlaſſen. : 

6. Tariferhöhungen oder andere Erſchwerungen der Beförderungsbedingungen treten früheſtens 
4 Wochen nach der Veröffentlichung in Kraft. Mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde kann dieſe Friſt 
auf 2 Wochen abgekürzt werden. In dieſem Falle muß in der Veröffentlichung auf die Genehmigung 
Bezug genommen werden. Tarife, die für eine beſtimmte Zeit eingeführt werden, verlieren mit Ab⸗ 
lauf der Geltungsdauer ihre verbindliche Kraft, ohne daß es einer Veröffentlichung bedarf. Anderungen 
werden in derſelben Weiſe wie der Tarif veröffentlicht. 5 

Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen betreffend den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Tarife, 
beziehen fid) nicht auf die in den S8 11 Ziff. 6, $ 14 Ziff. 18, 8 16 Ziff. 43 dieſer V. D. G. vorge⸗ 
ſehenen Fälle. 
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7, Die Tarife müſſen alle befonderen Bedingungen für die verſchiedenen Beförderungsarten ins⸗ 
beſondere auch eine Beſtimmung darüber enthalten, ob ſie für Eilgut oder Frachtgut gültig ſind. Wenn 
eine Eiſenbahn für alle Güter oder für einzelne von ihnen, oder für beſtimmte Strecken, nur einen Tarif 
für eine einzige Beförderungsart beſitzt, ſo iſt dieſer Tarif für alle Sendungen anwendbar, gleichgültig 
ob ſie von einem gewöhnlichen oder von einem Eilfrachtbrief begleitet ſind; dabei gelten die Liefer⸗ 
friſten, die für die Beförderungsart des betreffenden Frachtbriefs vorgeſehen ſind. 

8. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, die gemäß den Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung ſowie den 
geltenden Tarifen berechneten Framt- und Nebengebühren im Frachtbrief einzutragen. 

9. a) Wenn der Abſender auf dem Frachtbrief den Beförderungsweg vorgeſchrieben hat, werden die 
Beförderungskoſten nach dieſem Wege berechnet. i \ 

Die Bezeichnung der Stationen, auf denen bie von Zoll⸗, Steuer⸗, Finanz-, Polizei- und ſonſtigen 
Verwaltungsbehörden vorgeſchriebenen Förmlichkeiten zu erfüllen ſind, iſt einer Wegevorſchrift gleich 
zu achten. ; . 

b) Wenn ber Abſender im Frachtbrief nur die anzuwendenden Tarife vorgeſchrieben hat, wendet 
die Eiſenbahn dieſe Tarife an, ſofern dieſe Vorſchrift für die Feſtſtellung der Stationen, zwiſchen denen 
die verlangten Tarife Anwendung finden ſollen, genügt. Die Eiſenbahn ſucht unter den Beförderungs- 
wegen, die für dieſe Tarife am Tage des Abſchluſſes des Frachtvertrages gültig ſind, den Beförderungs⸗ 
weg aus, der ihr für den Abſender am vorteilhafteſten erſcheint. ; 

ch) Wenn ber Abſender im Frachtbrief die Vorauszahlung der Fracht bis zu einer Zwiſchenſtation 
gemäß Ziffer 1 8 17 der V. O. G. vorgeſchrieben hat, ohne Angabe des Beförderungsweges, ſucht die 
Eiſenbahn unter den Beförderungswegen, welche die genannte Zwiſchenſtation berühren, den aus, der ihr 
für den Abſender am vorteilhafteſten erſcheint. Die Beförderungskoſten werden nach dem von der 
Eiſenbahn gewählten Beförderungsweg berechnet. ; 

d) Wenn in den vorſtehend unter a) und c) erwähnten Fällen direkte Tarife zwiſchen der Ver⸗ 
ſand⸗ und der Beſtimmungsſtation auf dem durch den Abſender vorgeſchriebenen Beförderungswege 
oder zwiſchen der Verſandſtation und der Station, zu welcher der Abſender die Fracht vorauszuzahlen 
wünſcht, beſtehen, ſo werden dieſe Tarife angewendet, vorausgeſetzt, daß zur Zeit der Auflieferung auf 
den betreffenden Beförderungswegen ihre Anwendbarkeit nicht Bedingungen unterliegt, die nicht er⸗ 
füllt ſind. ; 

e) Wenn ber Abſender weder den Beförderungsweg noch den anzuwendenden Tarif vorgeſchrieben 
hat, oder wenn die vom Abſender gemachten Angaben nicht genügen, um den Leitungsweg oder die 
Tarife vollſtändig feſtzuſtellen, oder wenn einzelne dieſer Angaben ſich widerſprechen, ſo hat die Eiſen⸗ 
bahn lebende Tiere ſowie Eilgüter nach dem Tarife abzufertigen, welcher die kürzeſte Lieferfriſt und 
bei gleichen Lieferfriſten in mehreren Tarifen nach dem am Tage des Vertragsabſchluſſes billigſten Ta⸗ 
rife, alle anderen Sendungen nach dem am Tage des Vertragsabſchluſſes billigſten Tarife und bei 
gleichen Beförderungskoſten auf mehreren Wegen auf dem Wege, der ihr für den Abſender am 
vorteilhafteſten erſcheint. 

Wenn der billigſte Tarif eim Ausnahmetarif ift, wird er nur angewendet, wenn die in dieſem 
Tarife vorgeſehenen Bedingungen erfüllt wurden. 

f) Ausnahme oder Spezialtarife, welche eine Verlängerung der Lieferfriſt (S 11 Ziff. 11 dieſer 
V. O. G.) oder die Beſchränkung der Haftung gemäß $ 34 Ziff. 1 vorſehen, dürfen nur dann ange⸗ 
wendet werden, wenn der Abſender deren Anwendung im Frachtbriefe vorgeſchrieben hat. 

g) Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, die Erklärungen des Abſenders betreffend die Station, in welcher 
die von den Zoll-, Steuer-, Finanz-, Polizei- oder anderen Verwaltungsbehörden vorgeſchriebenen 
Förmlichkeiten zu erledigen ſind, ſowie die Wegevocſchrift bei lebenden Tieren immer zu beachten. An⸗ 
dere Vorſchriften des Abſenders werden ſoweit möglich berückſichtigt. 

h) Die Eiſenbahn kann außer den im 8 5 Ziff. 6, S 23 Ziff. 1 dieſer V. O. G. erwähnten Fällen 
die Beförderung nur dann auf einem anderen als dem vom Abſender vorgeſchriebenen Wege vornehmen, 
wenn: 

1. die Beförderungskoſten und Lieferfriſten nicht größer ſind als die Koſten und Friſten auf dem 
vom Abſender vorgeſchriebenen Wege, 3 ; 

2. die von den Zoll-, Steuer, Finanz⸗, Polizei- und ſonſtigen Verwaltungsbehörden vorge⸗ 
ſchriebenen Förmlichkeiten immer auf den vom Abſender angegebenen Stationen erfüllt 
werden. 

Der Abſender iſt zu benachrichtigen, wenn die Beförderung auf einem anderen als dem von ihm 
vorgeſchriebenen Wege erfolgt. 
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i) In den unter b), c) und e) erwähnten Fällen ift bie Eiſenbahn für einen aus der Wahl bes 8 9. 
Leitungsweges oder der Tarife etwa entſtehenden Schaden nur bei Vorſatz oder grober Fahrläſſig⸗ 
keit verantwortlich. 

10. Als Grundlage zur Berechnung der Fracht dienen die am Tage des Abſchluſſes des Fracht⸗ 
vertrages gültigen Tarife. Wenn jedoch auf Verlangen des Abſenders, oder mangels direkter Tarife 
die Fracht für Teilabſchnitte des Beförderungsweges geſondert berechnet wird, werden der Fradi- 
berechnung für jeden einzelnen Abſchnitt diejenigen Tarife zugrunde gelegt, welche am Tage des Über- 
ganges der Sendung auf die einzelnen Abſchnitte gültig ſind. 

11. Außer den in den Tarifen vorgeſehenen Fracht- und Nebengebühren dürfen zugunſten der 
Eiſenbahn nur Barauslagen erhoben werden, wie Aus- und Einfuhrabgaben, nicht in den Tarif auf⸗ 
genommene Koſten für die Überführung von einem Bahnhof zum andern, Koſten der Inſtandſetzung 
der äußeren und inneren Verpackung der Güter, die zu ihrer Erhaltung notwendig ſind, und ähnliche 
Auslagen. 

Dieſe Auslagen ſind gehörig feſtzuſtellen und getrennt auf dem Frachtbrief zu berechnen, dem 
die Belege beizufügen ſind. Wenn die Bezahlung dieſer Auslagen dem Abſender obliegt, ſind die 
Beweisſtücke nicht dem Empfänger ſondern dem Abſender zuzuſtellen. ; 

12. Für die Barauslagen darf bie Eiſenbahn die tarifmäßige Gebühr (Proviſion) erheben; ge⸗ 
bührenfrei ſind die durch die Eiſenbahn bar bezahlten Zufuhrgebühren, die Fracht und andere tarif⸗ 
mäßige Gebühren, Poſtporto und Stempelgebühren. ; 


8 10. Verbot von Sonderübereinkommen 8 10. 


1. Die Tarife müſſen jedermann gegenüber in gleicher Weile angewendet werden. 

„ Sonderübereinkommen, wodurch einem oder mehreren Abſendern eine Preisermäßigung 
gegenüber den Tarifen gewährt wird, iſt verboten und nichtig. : 

3. Dagegen find Tarifermäßigungen erlaubt, welche gehörig veröffentlicht ſind und unter Er⸗ 
füllung der gleichen Bedingungen jedermann in gleicher Weiſe zugute kommen. Außerdem ſind Er⸗ 
mäßigungen zuläſſig, die für den Eiſenbahndienſt, für Zwecke der öffentlichen Verwaltungen oder für 
Wohlfahrtszwecke gewährt werden. 

§ 11. Lieferfriſten 8 11. 


| 1. Die Lieferfriſten betragen, ſofern bie Tarife keine kürzeren Friſten vorſehen: 

S A. Für Eilgüter: 

! D c E E 
b) Beförderungsfriſt für je auch nur angefangene 250 Dabiffildmete Nag; 

B. Für Frachtgüter: 

a) Abfertigungsftilt . SEU 
b) Beförderungsfriſt für je auch nur angefangene 250 Tarif kilometer. 2 Tage; 
Bei Stückgütern, welche enthalten: 
1. bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſene Gegenſtände; 
2. leere Gebinde von den unter 1. erwähnten Gegenſtänden; 
3. Gegenſtände, welche infolge ihrer Länge, Breite oder Höhe in normale gedeckte Wagen 
nicht verladen werden können, 

werden die unter A und B angegebenen Friſten doppelt gezählt. : 

2. Wenn bie Beförderung fih über mehrere durch Schienen verbundene Eiſenbahnnetze erſtreckt, 
wird die Beförderungsfriſt nach der geſamten Tarifentfernung zwiſchen der Verſand⸗ und Beſtim⸗ 
mungsſtation berechnet; die Abfertigungsfriſt wird nur einmal berechnet, ohne Rückſicht auf die Zahl 
der beteiligten Eiſenbahnen. 

3. Die Lieferfriſten werden über den vom Abſender vorgeſchriebenen oder den von der Eiſenbahn 
gemäß den Beſtimmungen des § 9 des V. O. G. gewählten Weg berechnet. 

4. Die Eiſenbahn kann mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde Zuſchlagsfriſten in folgenden 
Fällen feſtſetzen: 

: a) für Beförderungen 

5: 1. unter Mitwirkung anderer Verkehrsmittel; 

: 2. mit einer Verbindungsbahn, die zwei Linien desſelben Netzes oder verſchiedene Netze 
verbindet; 

3. mit Eiſenbahnlinien untergeordneter Bedeutung oder mit ſchwachem Güterverkehr; 

4. mit Eiſenbahnen anderer als normaler Spurweite; 

5. von bzw. nach Güternebenſtellen. 
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b). Für außergewöhnliche Verhältniſſe, bie zur Folge haben: 
eine ungewöhnliche Verkehrszunahme 
oder ungewöhnliche Betriebsſchwierigkeiten. 


Die Zuſchlagsfriſten unter b) kann die Eiſenbahn vorbehaltlich der nachträglichen jenem gum. 


der Aufſichtsbehörde ſelbſt einführen. 


§ 12. 


Die Zuſchlagsfriſten müſſen ſtets nach ganzen Tagen bemeſſen ſein. 

5. Die Zuſchlagsfriſten, die durch die in Ziff. 4 a) dieſes Paragraphen vorgeſehenen Verhältniſſe 
begründet ſind, müſſen in die Tarife aufgenommen werden. ; 

6. Die in Ziffer 4 bieles Paragraphen unter b) vorgeſehenen Zuſchlagsfriſten müſſen in der für bie 
Veröffentlichung der Tarife beſtimmten Zeitſchrift veröffentlicht werden und treten vor ihrer Veröffent⸗ 
lichung nicht in Kraft. Aus der Veröffentlichung muß zu erſehen ſein, ob die Genehmigung durch die 
Aufſichtsbehörde erteilt oder vorbehalten iſt; wird die nachträgliche Genehmigung nicht innerhalb 8 
Tagen nach Veröffentlichung der Zuſchlagsfriſten bekannt gemacht, ſo iſt die Feſtſetzung nichtig. 

7. Die Lieferfriſt beginnt mit der auf die Annahme des Gutes (8 8) folgenden Mitternacht 
(ſiehe jedoch Ziff. 10 dieſes Paragraphen). : 

8. Die Lieferfriſt ilt gewahrt, wenn vor ihrem Ablauf: 

a) das Gut dem Empfänger zugeführt iſt, auch im Falle, wenn aus den von der Eiſenbahn 

unabhängigen Gründen das zugeführte Gut nicht abgenommen wurde; 

b) bei Gütern, die nicht zugeführt werden, der Empfänger von der Ankunft des Gutes benach⸗ 
richtigt wurde (8 16 Ziff. 3). 

Für Güter, die von der Eiſenbahn dem Empfänger nicht zugeführt werden und von deren An⸗ 
kunft der Empfänger nicht benachrichtigt zu werden braucht, (S 16, Ziff. 7), ijt die Lieferfriſt ge⸗ 
wahrt, wenn fie vor Ablauf der Lieferfriſt auf der Beſtimmungsſtation zur Ablieferung an den Eni- 
pfänger bereitgeſtellt ſind. 

9. Der Lauf der Lieferfriſt ruht: 

a) für die ganze Dauer des Aufenthaltes, der durch die Zoll-, Steuer-, Finanz, Polizei 
oder ſonſtige verwaltungsbehördliche Abfertigung verurſacht wird; 

b) für die Dauer des Aufenthaltes der Sendung infolge der gemäß S 5 Ziff. 6 dieſer Ver 
kehrsordnung angeordneten Verkehrsbeſchränkungen; 

c) für die Dauer jeder ohne Verſchulden der Eiſenbahn eingetretenen Verkehrsunterbrechung, 
durch die der Beginn oder die Fortſetzung der Beförderung verhindert wird; 

d) für die Dauer 
des Aufenthalts der Sendung infolge eiſenbahnamtlicher Prüfung, ob die Frachtbriefan⸗ 
gaben über Inhalt, Gewicht und Stückzahl richtig ſind; 
des Aufenthaltes infolge Abladung oder Zuladung des Mehrgewichts, infolge Sicherung der 
Sendung oder Ausbeſſerung der Verpackung, Richtung des ſchlecht verladenen Gutes, ſo⸗ 
wie Umladung der Sendung, wenn in den vorſtehenden Fällen ein Verſchulden der Eiſen⸗ 
bahn nicht vorliegt; 

e) während ber Dauer des durch eine nachträgliche Verfügung bes Abſenders Vein Auf⸗ 

enthaltes; 
1) bei lebenden Tieren während des Aufenthaltes behufs Tränkung, Fütterung und Beſpritzung, 
ſofern hierdurch eine weſentliche Verzögerung der Beförderung erfolgt; 
g) für Frachtgüter an Feiertagen. 
Die Unterbrechung der Lieferfriſt wird auf ganze Tage berechnet. 


10. Die Lieferfriſt beginnt bei allen Sendungen, wenn der auf die Annahme des Gutes zur Be⸗ 
förderung folgende Tag ein Feiertag ijt, 24 Stunden ſpäter. Falls der letzte Tag der Lieferfriſt 
ein Feiertag iſt, läuft die Lieferzeit erſt am darauffolgenden Tage ab. 

11. Die Eiſenbahn kann in Spezial⸗ oder Ausnahmetarifen mit ermäßigten Frachtſätzen längere 
als die in Ziffer 1 dieſes Paragraphen feſtgeſetzten Lieferfriſten einführen. 


S 12. Zuſtand des Gutes. Verpackung und Bezeichnung der Sendung. 


1. Nimmt die Eiſenbahn ein Gut zur Beförderung an, das offenſichtliche Spuren von Beſchä⸗ 
digungen aufweiſt, ſo kann ſie verlangen, daß der Zuſtand des Gutes im Frachtbriefe beſonders ver⸗ 


merkt wird. Der Abſender haftet für den Schaden, welcher infolge des ſchlechten Zuſtandes des Gutes 
entſtanden iſt. 
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2. Der Abſender hat bas Gut, ſoweit deſſen Natur eine Verpackung erfordert, zum Schutz gegen S 12. 
gänzlichen oder teilweiſen Verluſt und gegen Beſchädigung während der Beförderung, ſowie zur Ber- 
hütung einer Beſchädigung von Perſonen, Betriebsmitteln oder anderer Güter ſicher zu verpacken. 

Im übrigen gelten für die Verpackung die Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung und der Tarife. 

3. Iſt der Abſender der obigen Vorſchrift der Ziffer 2 nicht nachgekommen, ſo iſt die Eiſenbahn 

berechtigt, entweder die Annahme des Gutes zu verweigern oder zu verlangen, daß der Abſender auf 
dem Frachtbrief das Fehlen oder den mangelhaften Zuſtand der Verpackung unter genauer Beſchrei⸗ 
bung desſelben anerkennt. ; 

4. Der Abſender haftet für die Folgen des Fehlens oder des mangelhaften Zuſtandes der Ver⸗ 
packung, die in dieſer Weiſe auf dem Frachtbrief anerkannt find, ſowie für äußerlich nicht erkennbare 
Mängel der Verpackung. 

Der Abſender haftet auch für äußerlich erkennbare Mängel der Verpackung, die im Frachtbriefe 
nicht anerkannt ſind, wenn das Vorhandenſein dieſer Mängel von der Eiſenbahn nachgewieſen wird. 

5. Wenn ein Abſender gleichartige Güter, die einer Verpackung bedürfen, unverpackt oder mit 
den gleichen Mängeln der Verpackung auf derſelben Station aufzugeben pflegt, kann er ſich der Ver⸗ 
pflichtung, für jede Sendung der in Ziff. 3 dieſes Paragraphen enthaltenen Vorſchrift geſondert zu 
entſprechen, dadurch entziehen, daß er auf dieſer Station eine allgemeine Erklärung nach dem Muſter 
der Anlage F dieſer V. O. G. hinterlegt. In dieſem Falle muß der Frachtbrief einen Hinweis auf die 
bei der Verſandſtation hinterlegte allgemeine Erklärung enthalten. 

6. Vorbehaltlich der ausdrücklich in den Tarifen vorgeſehenen Ausnahmen ijt ber Abſender per- 
pflichtet, Stückgüter mit deutlichen, unauslöſchbaren äußeren Zeichen und Nummern zu verſehen, die 
keine Verwechſlung zulaſſen und mit den auf dem Frachtbrief angegebenen Zeichen und Nummern ge- 
nau übereinſtimmen. Außerdem iſt er verpflichtet, auf jedem Stück einen Zettel anzubringen, auf dem 
in unauslöſchbarer Schrift die Beſtimmungsſtation angegeben iſt. Die Eiſenbahn kann auch verlangen, 
daß auf dem Zettel Name und Adreſſe des Empfängers angegeben werden. 

Alte Anſchriften oder Zettel müſſen vom Abſender durchgeſtrichen oder entfernt ſein. Der Ab⸗ 
ſender trägt die Folgen der Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift. > 

Werden die in biefem Paragraphen vorgeſchrie benen Handlungen durch die Eiſenbahn erfüllt, iſt 
ſie berechtigt hierfür eine tarifmäßige Gebühr zu erheben. ; 

7. Vorbehaltlich der ausdrücklich in den Tarifen vorgeſehenen Ausnahmen dürfen leichtzerbrech⸗ 
liche Gegenſtände (wie Glaswaren, Porzellan, Töpferwaren), Gegenſtände, die ſich leicht im Wagen 
verſtreuen (wie Nüſſe, Obſt, Futtermittel, Steine), und Güter, die andere Sendungen beſchmutzen oder 
beſchädigen können (wie Kohlen, Kalk, Aſche, gewöhnliche Erden, Farberden), nur als Wagenladungen 
befördert werden, es ſei denn, daß dieſe Güter ſo verpackt oder zuſammengebunden werden, daß ſie nicht 
zerbrechen, verlorengehen oder andere Sendungen beſchmutzen oder beſchädigen können. 

8. Die Eiſenbahn kann verlangen, daß kleine Stückgüter derſelben Art (Kleineiſenzeug oder dergl.), 
deren Annahme und Verladung nicht ohne erheblichen Zeitverluſt möglich iſt, durch Verbindung oder 
Verpackung zu größeren Einheiten zuſammengefaßt werden. 


S 13. Begleitpapiere für die Abfertigung durch die Zoll⸗, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei⸗ und 8 13. 
! ſonſtige Verwaltungsbehörden. Verpackung der Zollſendungen. 


1. Der Abſender iſt verpflichtet dem Frachtbrief die Begleitpapiere beizugeben, die zur Erfüllung 
der Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei- und ſtatiſtiſchen Vorſchriften ſowie der durch ſonſtige Verwaltungs- 
behörden erlaſſenen Anordnungen vor der Ablieferung des Gutes an den Empfänger erforderlich ſind. 
Dieſe Papiere dürfen nur Güter umfaſſen, die den Gegenſtand eines und desſelben Frachtbriefes bilden, 
es jei denn, daß Verwaltungs- und Tarifvorſchriften etwas anderes beſtimmen. 

Wenn ſolche Papiere dem Frachtbrief nicht beigegeben werden können, weil ſie in einer Station 
hinterlegt ſind, muß der Frachtbrief die genaue Angabe enthalten, bei welcher Stelle ſie hinterlegt ſind. 
2. Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die beigegebenen Papiere auf ihre Richtigkeit und Voll⸗ 
ſtändigkeit zu prüfen. ; s 
3. Der Abſender haftet der Eiſenbahn, ſofern dieſer kein Verſchulden zur Laſt fällt, für alle 
Schäden, bie aus dem Fehlen, der Unzulänglichkeit oder Anrichtigkeit dieſer Papiere entſtehen könnten, 
ſowie für alle Schäden, welche infolge Nichtbeachtung der Vorſchriften der zuſtändigen Behörden durch 
den Abſender entſtanden ſind. Wird infolge Fehlens, Unzulänglichkeit oder Unrichtigkeit dieſer Be- 
gleitpapiere die Abſendung, die Beförderung oder die Auslieferung der Sendung verzögert, iſt die 


Eiſenbahn berechtigt, für die Dauer der Verzögerung das tarifmäßige Lagergeld oder Wagenſtandgeld 
zu erheben. ; 
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ale den Verluſt eines bem Frachtbriefe beigegebenen und darin angeführten Begleitpapieres 
(S 6 Ziff. 9e) haftet die Eiſenbahn, wenn hierdurch das Gut beſchädigt, (ganzer oder teilweiſer Ver⸗ 
luſt und Beſchädigung), oder wenn die Lieferfriſt überſchritten wurde, nach den Beſtimmungen des 
Titels III. Für andere Folgen des Verluſtes eines derartigen Begleitpapieres haftet die Eiſenbahn 
nur dann, wenn ſie die Pflichten eines ordentlichen Kaufmanns vernachläſſigt hat. 

5. Der Abſender iſt verpflichtet, für die Verpackung und Bedeckung der Güter entſprechend den 
Zoll⸗ und Steuervorſchriften zu ſorgen. Wenn der Abſender dieſe Vorſchriften nicht befolgt, kann die 
Eiſenbahn die Annahme der Sendung verweigern; ſie iſt auch berechtigt, die Sendung auf Rechnung 
des Abſenders vorſchriftsmäßig verpacken oder bedecken zu laſſen. 

6. Die über die Grenzen des Zollgebiets ein- oder auszuführenden Güter ſowie die dieſes Ge⸗ 
biet tranſitierenden Güter unterliegen der Anmeldepflicht für ſtatiſtiſche Zwecke. 

7. Die Sendungen unterliegen dem Regiſtrierzwang für Zwecke der Eiſenbahnwarenſtatiſtik. Der 
Verſender iſt deshalb verpflichtet, bei der Abfertigungsſtelle eine Regiſtrierkarte zu kaufen, ſelbſt aus⸗ 
zufüllen und dem Frachtbriefe beizufügen. Wird die Regiſtrierkarte in Vertretung des Verſenders durch 
die Eiſenbahn ausgefüllt, iſt dieſe berechtigt, hierfür die tarifmäßige Gebühr zu erheben. ; 

In Fällen, bie in der zur Bekanntmachung der Tarife beſtimmten Zeitſchrift veröffentlicht werden, 
erledigt die Eiſenbahn die Regiſtrierung ſelbſt ohne Regiſtrierkarten. Für dieſe Arbeiten wird die im 
Tarif vorgeſehene Gebühr erhoben, j 

; ! Kapitel II 
Ausführung des Frachtvertrages 
S 14. Auflieferung. Beſtellung der Wagen. Verladung. Verwendung gedeckter oder offener Wagen. 
, Amladung 
; J. Auflieferung 

1. Die Güter müjfen bei den durch bie Eiſenbahn bezeichneten Stellen während der Dienſtſtunden, 
die von der Eiſenbahn feſtzuſetzen und durch Aushang bekanntzumachen ſind, aufgeliefert werden. 

2. Die Eiſenbahn kann die Stückgüter gegen eine durch Aushang bekanntzumachende Gebühr ſelbſt 


anfahren oder Rollfuhrunternehmer dafür beſtellen. Die hierfür verwendeten Perſonen gelten als Leute 


der Eiſenbahn im Sinne des $ 39 dieſer Verkehrs ordnung. 
Die Rollfuhrleute haben ihren Gebührentarif bei ſich zu tragen und auf Verlangen vorzuzeigen. 


Dem Abſender ſteht es frei, von dieſer Einrichtung Gebrauch zu machen oder die Güter ſelbſt an⸗ 


zufahren oder ſie durch andere Unternehmer anfahren zu laſſen. 

Für die in dieſer Ziffer angeführten Leiſtungen haftet die Eiſenbahn als Spediteur. 

3. Die Eiſenbahn kann im Tarif vorſchreiben, daß das Überladen von Gütern, die auf der Ver⸗ 
ſandſtation von Schiffen, Kraftwagen und Flugzeugen unmittelbar auf die Eiſenbahn übergehen ſollen, 
gegen Zahlung der im Tarif oder durch Aushang bekanntzumachenden Gebühren von ihr ſelbſt oder 
durch beſondere Unternehmer ausgeführt wird. Die hierbei verwendeten Perſonen gelten als Leute 
der Eiſenbahn im Sinne des $ 39 dieſer Verkehrs⸗ordnung. TEE 

Für die in dieſer Ziffer angeführten Leiſtungen haftet die Eiſenbahn als Spediteur. 

4. An Feiertagen braucht die Eiſenbahn gewöhnliche Frachtgüter nicht anzunehmen. Eilgut⸗ 
ſendungen werden angenommen, ſofern die Aufgabeſtation laut Tarif ſolche Sendungen an dieſen Tagen 
annimmt und die Erfüllung von Zoll⸗ und Steuervorſchriften oder anderer Verwaltungsbehörden die 
Annahme nicht verhindern. 

5. Wird die Annahme einer durch die Eiſenbahn zu verladenden Sendung vom Abſender dadurch 
verzögert, daß er nicht alle zum Frachtbrief gehörenden Güter binnen 24 Stunden aufliefert, kann 
die Eiſenbahn für das eingelagerte Gut das tarifmäßige Lagergeld erheben. Dieſes Recht ſteht der 
Eiſenbahn auch zu, wenn der Abſender den wegen Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit beanſtandeten 
Frachtbrief nicht binnen 24 Stunden nach Beginn der Auflieferung berichtigt übergibt, oder wenn 
er die bei der Aufgabe der Sendung etwa vorauszuzahlenden Frachtbeträge und Gebühren nicht inner⸗ 
halb derſelben Friſt begleicht. 

è II. Beſtellung der Wagen 

6. Die Bereitſtellung der Wagen für die Güter, die der Abſender zu verladen hat, muß unter 
Angabe des Gutes, des ungefähren Gewichts und der Beſtimmungsſtation für einen beſtimmten Tag 
nachgeſucht werden. Bei der Beſtellung des Wagens kann die Eiſenbahn Sicherheit in der Höhe des 
tarifmäßigen Wagenſtandgeldes für 1 Tag verlangen. Die für einen beſtimmten Tag beſtellten Wagen 
werden nur nach Möglichkeit geſtellt. Können die Wagen zu dem Zeitpunkte, als nachgeſucht wurde, 
nicht bereitgeſtellt werden, oder werden ſie zu einem anderen Zeitpunkte, als nachgeſucht wurde, be⸗ 
reitgeſtellt, iſt der Abſender koſtenfrei, wo möglich, zu veritändigen, EI. 
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: 7. Wagen von beſtimmten Ladegewichten, beſtimmten Ladeflähen oder ſpezieller Bauart werden 8 14. | 
nur nach Möglichkeit bereitgeſtellt. 
8. Nähere Beſtimmungen über Beſtellung der Wagen enthalten die Tarife. 


9. Wird ein Wagen vor der Bereitſtellung wieder abbeſtellt, ſo hat der Beſteller eine im Tarif 
feſtzuſetzende Gebühr zu entrichten, welche das Wagenſtandgeld für einen halben Tag nicht überſchreiten 
j darf. 
Wird ein Wagen nach der Bereititellung aber noch vor Ablauf ber Beladefriſt abbeſtellt, fo ilt 
das tarifmäßige Wagenſtandgeld höchſtens für 24 Stunden zu zahlen. 


Wird der Wagen nach Ablauf der Beladefriſt abbeſtellt, ſo iſt vom Zeitpunkte der Bereitſtellung 
das tarifmäßige Wagenſtandgeld zu zahlen, mindeſtens jedoch für einen Tag. 


III. Verladung 


10. Ob die Güter durch die Eiſenbahn oder durch den Abſender zu verladen ſind, beſtimmen die 
Tarife, ſoweit nicht dieſe Verkehrsordnung andere Vorſchriften darüber enthält, oder eine beſondere 
Vereinbarung zwiſchen dem Abſender und der Eiſeabahn getroffen und im Frachtbriefe vermerkt iſt. 

11. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, für die Verladung die in den Tarifen vorgeſehene Gebühr zu 
erheben. Zur Erhebung dieſer Gebühr iſt die Eiſenbahn auch dann berechtigt, wenn die Verladung, 
welche der Eiſenbahn obliegt, mit ihrer Zuſtimmung durch den Abſender ausgeführt wird. 

12. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, zur Verladung gehörig gereinigte und betriebsfähige Wagen 
zu ſtellen. Wenn die Verladung dem Abſender obliegt, hat er ſich vor der Verladung zu überzeugen, 
ob der bereitgeſtellte Wagen der Bauart nach für die zu verladende Sendung geeignet iſt, ob er rein 
iſt und an den Wänden, am Fuß⸗ und Dachboden keine offenſichtlichen Mängel vorhanden ſind, durch 
welche eine Beſchädigung der Sendung erfolgen könnte. Werden ſolche Mängel feſtgeſtellt, kann der 
Abſender die koſtenfreie Bereitſtellung eines anderen Wagens verlangen. 


Überdies gelten die in den Tarifen vorgeſehenen Beſtimmungen betreffend die Beladung von 
Güterwagen. 

13. Wenn die Verladung dem Abſender obliegt, ſo iſt er gegenüber der Eiſenbahn für alle 
Schäden und Koſten, die aus einer mangelhaften Verladung entſtehen, haftbar. 
| 14. Wenn am Wagen bas Ladegewicht und bie Tragfähigkeit (Belaſtungsgrenze) angeſchrieben 
d find, ijt für die Beladung bas Ladegewicht maßgebend. Eine Belaſtung über bas Ladegewicht hinaus 
à ijt nur dann zuläſſig, wenn nach ber natürlichen Beſchaffenheit bes Gutes nicht zu befürchten ijt, daß 
die Belaſtung infolge von Witterungseinflüſſen während der Beförderung die Tragfähigkeit des 
Wagens überſchreiten werde. Eine die Tragfähigkeit überſchreitende Belaſtung iſt in keinem Falle ge⸗ 
ſtattet. Bei Wagen, an denen nur das Ladegewicht angeſchrieben ijf, darf die angeſchriebene Gewichts⸗ 
grenze bis zu 5 v. H. überſchritten werden. i 

15. Die Verladung durch den Abſender hat in der Regel während ber Dienſtſtunden (8 14 Ziff.1) 
zu erfolgen, ſie muß innerhalb der von der Eiſenbahn im Tarif feſtgeſetzten Friſt vollendet ſein. 
Dieſe Friſt beginnt mit dem Zeitpunkte der Bereitſtellung des Wagens, früheſtens jedoch vom Beginn 
der Dienſtſtunden der Aufgabeſtation. 

16. Wird die Friſt überſchritten oder wird der wegen Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit bean⸗ 
ſtandete Frachtbrief nicht innerhalb der Ladefriſt berichtigt übergeben oder werden die etwa vorauszu⸗ 
zahlenden Frachtbeträge und Gebühren nicht innerhalb derſelben Friſt beglichen, ſo hat der Abſender 
das tarifmäßige Wagenſtandgeld zu zahlen. Für Feiertage iſt Wagenſtandgeld nur dann zu zahlen, 
wenn die Ladefriſt ſchon am Tage vorher abgelaufen iſt. Die Eiſenbahn kann, wenn die Ladefriſt um 
mehr als 24 Stunden überſchritten wird, die Beſtellung als erloſchen betrachten, das Gut auf Koſten 
und Gefahr des Abſenders ausladen und auf Lager nehmen oder einem Spediteur übergeben. Auf 
Stationen, welche an Feiertagen für den Ladedienſt geöffnet ſind, wird das Wagenſtandgeld wie an 
gewöhnlichen Tagen berechnet. 

17. Der Lauf der in den Ziffern 5 und 15 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Friſten ruht: 

1 a) für die Dauer ber Erledigung der durch die Zoll, Steuer-, Polizei- und andere Verwal⸗ 

5 . hmasbebbrben vorgeſchriebenen Förmlichkeiten, ſoweit die Erledigung dieſer Förmlichkeiten 

| nicht durch Verſchulden bes Abſenders verzögert wird; 

b) an Feiertagen auf den für die Güterabfertigung an dieſen Tagen geſchloſſenen Stationen; 

c) für die Zeit, während welcher die Verladung infolge eiſenbahnamtlicher Anordnung un⸗ 
möglich war, ſofern dieſe Anordnung nicht durch den Abſender veranlaßt wurde, 


un 


3 14. 


814 

18. Wenn die ordnungsmäßige Abwickelung des Verkehrs durch Güteranhäufungen in der Auf⸗ 
gabeſtation gefährdet wird, iſt die Eiſenbahn berechtigt, nach Maßgabe des Bedarfs die Ladefriſten 
und die lagergeldfreie Zeit abzukürzen ſowie das Wagenſtandgeld, das Lagergeld und die Gebühr für 
Abbeſtellung der Wagen zu erhöhen. ; : 

Verfügungen diefer Art müſſen durch bie Aufſichtsbehörde beitätigt werden und können am Tage 
ihrer Bekanntgabe in der für die Verlautbarung der Tarife beſtimmten Zeitſchrift in Kraft treten. 
Wenn jedoch zur Erhaltung des ordnungsmäßigen Verkehrs die ſofortige Einführung ſolcher Anord⸗ 
nungen erforderlich iſt, hat die Eiſenbahn das Recht, ſolche Anordnungen mit Gültig⸗ 
keit vom Aushangstage ab in einer entſprechenden Bekanntmachung auf der gege⸗ 
benen Station in Kraft zu ſetzen. In dem Aushange iſt zu vermerken, daß dieſe Anordnung der 
ſpäteren Beſtätigung der Aufſichtsbehörde bedarf. Erfolgt dieſe Beſtätigung durch die Aufſichtsbe⸗ 
hörde nicht innerhalb 8 Tagen nach dem in der Bekanntmachung angegebenen Tage, ſo iſt die Ver⸗ 
fügung als nichtig zu betrachten. Dieſe durch Stationsaushang bekanntgemachten Anordnungen ſowie 
deren ſpätere Beſtätigung durch die Aufſichtsbehörde find in der für die Veröffentlichung der Tarife 
beſtimmten Zeitſchrift zu veröffentlichen. ; 


IV. Berwendung bededter oder offener Wagen 
19. Die Tarife beſtimmen, melde Güter in offenen Wagen befördert werden dürfen und unter 


welchen Bedingungen Wagendecken für offene Wagen mietweiſe überlaſſen werden. 2 


Der Abſender kann im Frachtbriefe verlangen 
a) daß Güter in bedeckten Wagen befördert werden, für die der Tarif offene Wagen vorſieht; 
b) daß Güter in offenen Wagen befördert werden, für die der Tarif gedeckte Wagen vorſieht. 
Dieſes Verlangen wird nicht berückſichtigt, wenn die Vorſchriften der Zoll-, Steuer⸗, Polizei- oder 
anderer Verwaltungsbehörden oder zwingende Gründe des Betriebes entgegenſtehen. 
Im Falle der Berückſichtigung des unter a) erwähnten Antrages kann die Eiſenbahn eine im 
Tarif feſtzuſetzende höhere Fracht erheben. b 
V. Umladung 


20. Wenn infolge mangelhafter Verladung durch den Abſender, welche äußerlich bei der An⸗ 
nahme nicht wahrnehmbar war, die Sendung umgeladen, gerichtet, oder in anderer Weiſe verladen 
werden mußte, fallen die entſtandenen Koſten dem Abſender bzw. Empfänger zur Laſt (S 17). Wird 
hierdurch der Wagen aufgehalten, erhebt die Eiſenbahn das tarifmäßige Wagenſtandgeld, längſtens 
jedoch für 1 Tag. Mit dem abgeladenen Teil der Sendung wird wie mit dem abgeladenen Übergewicht 
gemäß $ 7 Ziff. 18 dieſer V. O. G. verfahren. 

21. Wenn die Eiſenbahn eine durch den Verſender verladene Sendung ohne Verſchulden des 
Abſenders umladen, richten oder auf eine andere Weiſe verladen muß, ſo iſt dieſe Tätigkeit koſtenlos 
und ohne Erhebung von Wagenſtandgeld zu bewirken; die Weiterbeförderung der abgeladenen Teil⸗ 
ſendung erfolgt gleichfalls unentgeltlich. Be 

29. Wenn die Sendung aus Gegenſtänden beſteht, deren Umladung beſondere Sorgfalt oder 
Fachkenntniſſe erfordert (3. B. loſe Früchte, unverpackte Glaswaren uſw.) kann die Eiſenbahn den 
Abſender um Weiſungen bezüglich der Verladung angehen. ; 

23. Wenn die Betriebs- und Verkehrsverhältniſſe oder bie Eigentümlichkeit des Gutes die Aus⸗ 
oder Umladung nicht geſtatten, kann die Eiſenbahn die Sendung anhalten und Verfügung vom Ab⸗ 
ſender verlangen. | 

24. Erteilt ber Abſender binnen 8 Tagen vom Tage ber Abſendung der Aufforderung keine Wet- 
ſungen oder ſind die Weiſungen undurchführbar, wird im Sinne bes 8 24 Ziff. 6, 7 und 8 verfahren. 

25. In obigen Fällen kann die Eiſenbahn, wenn ſie ſich an den Abſender um Weiſungen bezügl. 
der Umladung wendet, Wagenſtandgeld für die ganze Dauer des Aufenthaltes des Wagens erheben, 
ſofern die Umladung durch Verſchulden des Abſenders erfolgt; erfolgt dagegen die Umladung nicht 
durch ein Verſchulden des Abſenders, ſo iſt Wagenſtandgeld nur für die Zeit nach Ablauf der oben 
angegebenen achttägigen Friſt zu erheben. ; 


S 15. Abfertigung durch bie Zoll⸗, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen Verwaltungsbehörden 


1. Die Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei- und ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften werden, 
ſolange das Gut ſich unterwegs befindet, von der Eiſenbahn erfüllt. : 

2. Der Abſender kann entweder jelbit oder durch einen im Frachtbrief bezeichneten Bevollmäch⸗ 
tigten der im vorigen Abſatz bezeichneten Behandlung beiwohnen, um alle nötigen Aufklärungen 
zu geben und ſachdienliche Bemerkungen zu machen, ohne daß daraus für ihn das Recht begründet 
würde, das Gut in Beſitz zu nehmen oder die Förmlichkeiten ſelbſt zu erfüllen. 
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3. Mill ber Abſender ſelbſt oder durch einen namhaft gemachten Bevollmächtigten der Zoll- 8 15. 
oder Steuerbehandlung beiwohnen, hat er dies im Frachtbriefe in der Spalte „Erklärungen des Ab⸗ 
ſenders betr. Erledigung der durch die Zoll-, Steuer-, Polizei- und ſonſtigen Verwaltungen vorge- 
ſchriebenen Förmlichkeiten“ unter Bezeichnung der Zollabfertigungsſtation zu vermerken. Auf Antrag 
und gegen Erſtattung der Koſten ijf ber Abſender ober fein Bevollmächtigter von der Ankunft des 
Gutes auf der Station, wo dieſe Behandlung ſtattfindet, zu benachrichtigen. 

4. Schreibt ber Abſender im Frachtbriefe für die Erledigung der Zoll-, Steuer⸗ und Polizei⸗ 
oder anderen verwaltungsbehördlichen Förmlichkeiten eine Weiſe vor, die durch die Eiſenbahn nicht aus- 
geführt werden kann, ſo werden die Förmlichkeiten von der Eiſenbahn in der Weiſe erfüllt, die ihr 
für den Abſender am vorteilhafteſten erſcheint. Die Eiſenbahn hat den Verſender hiervon auf ſeine 
Koſten zu verſtändigen. 

5. Wird infolge der Erledigung der von den Zoll, Steuer⸗, Polizei- ſowie anderen Verwaltungs⸗ 
behörden vorgeſchriebenen Förmlichkeiten die Beförderung der Sendung länger als 48 Stunden 
nicht durch Verſchulden der Eiſenbahn aufgehalten, ſo kann die Eiſenbahn nach Ablauf dieſer Friſt 
das tarifmäßige Lagergeld oder Wagenſtandgeld erheben. Für die Erledigung der von den Zoll-, 
Steuer-, Polizei⸗ oder durch andere Verwaltungsbehörden vorgeſchriebenen Förmlichkeiten bei der 
Auslieferung der Sendung beträgt die lagergeldfreie bzw. wagenſtandaeldfreie Friſt 1 Tag. 

In dieſe Friſten werden der Tag der Stellung des Wagens für die Erledigung der Förmlichkeiten, 
der Tag der Ausladung der Sendung ſowie die Feiertage nicht eingerechnet, ſofern an dieſen Tagen 
das betreffende Amt dieſe Förmlichkeit nicht erledigt. 

6. Wenn die ſtatiſtiſche Anmeldepflicht während der Beförderung oder auf 9 des Ab⸗ 
ſenders bzw. Empfängers durch die Eiſenbahn erfüllt wird, werden die tatſächlichen Auslagen für 
den Anmeldeſchein und die ſtatiſtiſche Gebühr erhoben. 

Bei den vom Auslande ſowie von Privat⸗ und Schmalſpurbahnen anlangenden Sendungen werden 
die Anmeldeſcheine durch die Beſtimmungsſtation EH und der Preis für bie Anmeldeſcheine vom 
Empfänger erhoben. 


: 7. Wenn auf ber Beſtimmungsſtation ein Zollamt beſteht, und wenn entweder der Frachtbrief 
die Zollbehandlung auf der Beſtimmungsſtation vorſchreibt, oder beim Fehlen einer ſolchen Vor⸗ 
ſchrift das Gut unverzollt auf der Beſtimmungsſtation ankommt, hat der Empfänger das Recht, auf 
der Beſtimmungsſtation die Zollbehandlung zu beſorgen. 

Wenn er von dieſem Recht Gebrauch macht, muß er vorher die auf der Sendung haftenden 
Koſten begleichen und den Frachtbrief einlöſen. 

Wenn die Zollförmlichkeiten weder vom Empfänger noch vom Verſender innerhalb der durch die 
Zollvorſchriften vorgeſehenen Friſten erledigt werden und der Frachtbrief nicht eingelöſt wird, können 
dieſe Zollförmlichkeiten nach Verſtändigung mit dem Zollamt von der Eiſenbahn erledigt werden. 

- 8. Wenn bie Eiſenbahn auf Verlangen des Verfügungsberechtigten oder im Sinne der geltenden 
Vorſchriften von Amts wegen die Zoll-, Steuer-, Polizei- und andere durch bie Verwaltungsbehörden 
vorgeſchriebenen Förmlichkeiten erledigt, ſo hat ſie das Recht, dafür eine im Tarif vorgeſehene Gebühr 
zu erheben. Dieſe Leiſtungen kann die Eiſenbahn unter ihrer Verantwortung einem Kommiſſionär 
übertragen oder durch eigene Organe ausführen. In beiden Fällen hat die Eiſenbahn die Verpflich⸗ 
tungen eines Kommiſſionärs. 


: $ 16. Benachrichtigung des Empfängers von der Ankunft des Gutes. Einlöſung des Frachtbriefes. 8 16. 
3 Ne Ausladung. Nachweiſung und Nachzählung in der Beſtimmungsſtation. Zuführung. 
? : Abnahme⸗ und Entladefriſten 

J. Benachrichtigung des Empfängers von der Ankunft der Sendung 

1. Die Benachrichtigung über die Ankunft des Gutes geſchieht nach Wahl der Eiſenbahn durch 
die Poſt, durch Fernſprecher, durch Telegramm oder ſchriftlich durch beſonderen Boten. 

Auf ſchriftlichen Antrag des Empfängers kann die Abfertigungsſtelle eine beſondere Art der Be- 
nachrichtigung mit ihm vereinbaren. 

2. Die Benachrichtigung von der Ankunft der Sendung hat erſt dann zu erfolgen, wenn das Gut 
in der Beſtimmungsſtation angelangt iſt. 

3. Die Benachrichtigung gilt als bewirkt: bei Zuſtellung durch die Poſt 12 Stunden, durch Tele⸗ 


gramm 3 Stunden nach der Aufgabe, bei Zuſtellung durch Fernſprecher oder durch einen Boten 
mit der Aufgabe bezw. mit der Aushändigung. 
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4. Der Bote hat bie Benachrichtigung dem Empfänger oder einer ermächtigten Perſon, in ihrer 
Abweſenheit einem erwachſenen Familienmitgliede, Geſellſchafter oder einem beim Empfänger be⸗ 
ſchäftigten Angeſtellten einzuhändigen. Die Zuſtellung iſt durch Unterſchrift zu beſtätigen unter Angabe 
des Tages und der Stunde der Zuſtellung. ER ; = 
5. Wurde bie Zuſtellung durch Boten vergeblich verſucht, kann die Eiſenbahn die Benachrich⸗ 
tigung nach eigenem Ermeſſen durch die Poſt, Telegramm oder Fernſprecher ausführen. In dieſem 
Falle werden die obigen Friſten vom Zeitpunkte des Erſcheinens des Boten mit der Benachrichtigung 
beim Empfänger gerechnet. 

6. Ausgefertigt wird die Benachrichtigung unentgeltlich; für die Zuſtellung oder Zuſendung kann 
die Eiſenbahn den Erſatz ihrer Auslagen verlangen. ; : 

7. Die Benachrichtigung unterbleibt, wenn der Empfänger ſchriftlich darauf verzichtet, und bei 
bahnlagernd geſtellten Gütern, wenn der Abſender die Benachrichtigung im Frachtbriefe nicht aus⸗ 
drücklich vorgeſchrieben hat und ſchließlich bei Stückgutſendungen, welche die Eiſenbahn gemäß Ziff. 
26 dieſes Paragraphen dem Empfänger zuführt. ; 

8. Sit eine Wagenladung wegen Laufunfähigkeit des Wagens unterwegs umgeladen worden, jo 
muß dies dem Empfänger bei der Benachrichtigung mitgeteilt werden. : 


IL Einlöfung des Frachtbriefes. Ablieferung 


9. Nach Bezahlung der aus dem Frachtbriefe fih ergebenden Beträge ift die Eiſenbahn ver- 
pflichtet, auf der Beſtimmungsſtation dem im Frachtbriefe bezeichneten Empfänger die Sendung 
nebſt Frachtbrief, auf dem der Empfang der entrichteten Beträge zu beſcheinigen iſt, auszuhändigen. 

Mit der Annahme des Frachtbriefes und der Sendung übernimmt der Empfänger der Eiſen⸗ 
bahn gegenüber die Verpflichtung zur Bezahlung ſämtlicher aus dem Frachtbriefe ſich ergebenden 
Beträge (ſiehe jedoch 8 18 Ziff. 4). : : 

10. Zur Einlöfung des Frachtbriefes gilt derjenige als ermächtigt, welcher die Benachrichtigung 
von der Ankunft der Sendung, verſehen mit der Empfangsbeſtätigung durch den Empfänger, vor⸗ 
zeigt. Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die Identität des Empfängers oder die Echtheit ſeiner 
Unterſchrift zu prüfen. 

11. Die Sendung wird nach Vorzeigen des durch die Station quittierten Frachtbriefes ausge⸗ 
liefert. Die Perſon, die den eingelöſten Frachtbrief vorzeigt, wird als durch den Empfänger zur 
Empfangnahme ermächtigt angeſehen. f ; 

In den Fällen, in welchen bie Benachrichtigung von der Ankunft der Sendung unterbleibt (S 16 
Ziff. 7) wird die Sendung dem im Frachtbriefe namhaft gemachten Empfänger, welcher ſich auf Ver⸗ 
langen zu legitimieren hat, ausgehändigt. 

12. Bei der Auslieferung der Sendung kann die Eiſenbahn außer der Empfangsbeſcheinigung an⸗ 
dere Beſcheinigungen z. B. über die ordnungsmäßige oder friſtgemäße Auslieferung nicht verlangen. 


13. Vor der Einlöſung des Frachtbriefes hat der Empfänger kein Recht, die Sendung oder ein⸗ 
zelne Teile derſelben zu öffnen oder Warenproben zu entnehmen. Die Eiſenbahn kann jedoch geſtatten, 
daß von einigen Gütern Proben entnommen werden und zwar auf allen oder nur auf einigen Stationen 
unter den in den Tarifen verzeichneten Bedingungen.“ 

14. Vom Empfänger abzuholende Güter ſind ihm auf den zur Abnahme der Sendungen be- 
ſtimmten Plätzen bereitzuſtellen. 

15. Der Übergabe des Gutes an den Empfänger ſteht gleich die Übergabe an die Zoll- und Steuer⸗ 
verwaltung in deren Abfertigungsräumen oder Niederlagen, wenn dieſe nicht unter Verſchluß der Eiſen⸗ 
bahn ſtehen, ſowie die nach dieſer Verkehrsordnung zuläſſige Hinterlegung bei einem Spediteur oder 
in einem öffentlichen Lagerhauſe. ; 

16. Wenn die Eifenbahn die Sendungen nad der Wohnung des Empfängers gemäß Ziff. 26 
dieſes Paragraphen nicht zuführt, iſt die durch den Verſender bezeichnete Eiſenbahnbeſtimmungsſtation 
als Ort der Auslieferung anzuſehen und zwar auch dann, wenn der Verſender im Frachtbrief einen 
anderen Zuſtellungsort bezeichnet haben ſollte (8 6 Ziff. 9 g). 

17. Nach Ankunft der Sendung auf der Beſtimmungsſtation iſt der Empfänger berechtigt, ohne 
Rücksicht darauf, ob er im eigenen oder fremden Intereſſe handelt, gegen die Eiſenbahn die aus dem 
Frachtvertrage hervorgehenden Anſprüche geltend zu machen, wenn er die in Ziffer 9 dieſes Para⸗ 
graphen feſtgeſetzten Verpflichtungen erfüllt hat. Insbeſondere iſt er berechtigt, die Herausgabe des 
Frachtbriefes und der Sendung von der Eiſenbahn zu verlangen, ſofern der Verſender der Eiſenbahn 
nicht eine abweichende Anweiſung auf Grund des § 21 erteilt hat. 
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: III. Ausladung ; 

18. Ob bie Güter burd) bie Eiſenbahn oder durch den Empfänger auszuladen ſind, hat der Tarif 
zu beſtimmen, ſoweit nicht dieſe Verkehrsordnung Vorſchriften darüber enthält. 

19. Der Abſender kann im Frachtbriefe verlangen: 8 

. a) daß die laut Tarif durch den Empfänger auszuladenden Güter durch die Eiſenbahn, 

b) daß die laut Tarif durch die Eiſenbahn auszuladenden Güter durch den Empfänger 
auszuladen ſind. Ser 

Ein ſolches Verlangen kann auch ber Empfänger ſtellen, ſofern der Abſender im Frachtbriefe keinen 
entgegengeſetzten Antrag eingetragen hat. : 

Die Eiſenbahn it nur dann verpflichtet obige Anträge zu berückſichtigen, wenn nach ihrem Er⸗ 
meſſen die Beſchaffenheit des Gutes, die örtlichen ſowie die Betriebsverhältniſſe in der Beſtimmungs⸗ 
ſtation es geſtatten. 

Werden ſolche Anträge berückſichtigt, hat die Eiſenbahn dies im Frachtbriefe zu vermerken. 

20. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, für die Ausladung in ſolchem Falle eine im Tarif feſtgeſetzte 
Gebühr zu erheben. : 

Zur Erhebung dieſer Gebühr ijt bie Eiſenbahn auch dann berechtigt, wenn die Ausladung, die der 
Eiſenbahn obliegt, durch den Empfänger ausgeführt wird (8 16 Ziff. 9 b). 

IV. Nachzählung und Nachwiegung auf der Beſtimmungsſtation 

21. Der Empfänger kann bei der Ablieferung verlangen, daß die Güter in ſeiner Gegenwart auf 
dem Bahnhofe nachgezählt und nachgewogen werden. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, die beantragte 
Nachwiegung und Nachzählung vorzunehmen, ſofern ſie auf der Beſtimmungsſtation entſprechende 
Wiegevorrichtungen beſitzt und die Beſchaffenheit des Gutes und die Betriebsverhältniſſe dieſes ge⸗ 
ſtatten. Kann die Nachwiegung auf der Beſtimmungsſtation nicht vorgenommen werden, ſo kann das 
Gut auf der nächſten vom Empfänger bezeichneten und von der Eiſenbahn als geeignet erachteten, 
Waage in Gegenwart eines Bevollmächtigten der Eiſenbahn nachgewogen werden. Der Empfänger 
hat die hierdurch entſtehenden Koſten einſchließlich der Entlohnung des Bevollmächtigten der Eiſen⸗ 
bahn zu tragen. 

22. Für die Nachzählung und Nachwiegung der Sendung auf Verlangen des Abſenders gemäß 
8 6 Ziff. 9i) oder des Empfängers gemäß Ziffer 21 dieſes Paragraphen werden die tarifmäßigen 
Gebühren erhoben. i ; 

23. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, die Verwiegung der Güter nach eigener Wahl auf einer ge⸗ 
wöhnlichen Waage oder auf der Gleiswaage vorzunehmen, auch über die Art der Verwiegung zu 
entſcheiden. Wenn die Sendung aus mehreren Stücken beſteht, wird jedes einzelne Stück oder es werden 
beſtimmte Teile der Sendung nur dann beſonders gewogen, wenn der Abſender im Frachtbriefe das 
Gewicht der einzelnen Stücke oder der einzelnen Teile getrennt angegeben hat. Für ſolche Verwiegung 
dit die tarifmäßige Gebühr zu zahlen. ) 

Wenn die Eiſenbahn das Gut bei ber Annahme gewogen und das Gewicht im Frachtbriefe ver⸗ 
merkt hat, kann ſie das Verlangen der Nachwiegung auf der Beſtimmungsſtation ablehnen, wenn in 
dieſer Station nicht dieſelben Vorrichtungen wie auf der Station, auf der das Wiegen bei der Annahme 
bewirkt wurde, vorhanden ſind. Der Empfänger kann jedoch die Nachwiegung in einer anderen 
Station, wo derartige Wiegevorrichtungen vorhanden ſind, verlangen. In dieſem Falle hat der Emp⸗ 
fänger die Fracht für die Beförderung der Sendung zur Wiegeſtation und zurück zu bezahlen. 

24. Wird bei ber Nachzählung oder Nachwiegung eine Minderzahl oder ein Mindergewicht feſt⸗ 
geſtellt, die von der Eiſenbahn zu vertreten ſind, ſo hat die Eiſenbahn dem Empfänger die Gebühren 
für die Feſtſtellung ſowie andere Koſten zu erſetzen. i 

25. Für die Verwiegung von Gütern auf ber Gleiswaage gelten die Vorſchriften des 8 7 

Ziff. 10. 

V. Zuführung 
; 26. Die Eiſenbahn kann die Stückgüter, welche ſie ſelbſt auszuladen hat, gegen eine durch Aus⸗ 
hang bekanntzumachende Gebühr ſelbſt zuführen oder Rollfuhrunternehmer dafür beſtellen. Die 
Stationen, welche Stückgüter zuführen, haben dieſes bei den Güterabfertigungsſtellen entſprechend zu 
verlautbaren. Die hierbei verwendeten Perſonen gelten als Leute der Eiſenbahn im Sinne bes $ 39. 

Die Rollfuhrleute haben ihren Gebührentarif bei ſich zu tragen und auf Verlangen vorzuzeigen. 

27. Auch auf den Stationen, wo die Eiſenbahn für die Zuführung ſorgt, ſind die Empfänger be⸗ 
rechtigt, ihre Güter ſelbſt abzuholen oder ſie durch andere, als die von der Eiſenbahn beſtellten Fuhr⸗ 
unternehmer, abholen zu laſſen. Wollen ſie von dieſem Rechte Gebrauch machen, ſo haben ſie dies der 
Abfertigungsſtelle vor der Ankunft des Gutes ſchriftlich anzuzeigen. 
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28. Die Eiſenbahn kann jedoch im Re Verkehrsintereſſe mit Genehmigung s Aufſichts⸗ 


behörde dieſes Recht den Empfängern gemäß Ziff. 27 dieſes Paragraphen vorübergehend oder wenn = 


beſondere Verhältniſſe es erfordern, für längere Zeit beſchränken oder aufheben. Eine derartige An⸗ 
ordnung muß in der im § 11 Ziff. 6 vorgeſehenen Art verlautbart werden. 

29. Müſſen Güter nach Räumen der Zoll- oder Steuerverwaltung gebracht werden, die auher- 
halb der Bahnhöfe liegen, ſo kann dies die Eiſenbahn gegen Erſtattung der Koſten ſelbſt beſorgen 
oder unter ihrer Verantwortung auf Koſten des Verfügungsberechtigten durch einen Spediteur be⸗ 
ſorgen laſſen, auch wenn der Empfänger ſich die Selbſtabholung vorbehalten hat. 

30. Die Eiſenbahn kann im Tarif vorſchreiben, daß das überladen von Gütern, bie auf der Be⸗ 
ſtimmungsſtation vom Eiſenbahnwagen unmittelbar in Schiffe, Kraftfahrzeuge und Flugzeuge über⸗ 
gehen ſollen, gegen Zahlung der im Tarif oder durch Aushang bekanntzumachenden Gebühren von ihr 
ſelbſt oder durch beſondere Unternehmer ausgeführt wird. 

Für dieſe Handlungen haftet die Eiſenbahn als Spediteur. 

31. Wenn nach dem gemäß 8 6 Ziff. 9g) angegebenen Beſtimmungsort der Sendung auf der Be- 
ſtimmungsſtation ein bahnamtliches Rollfuhrunternehmen nicht beſteht und wegen der Weiterbeför⸗ 
derung weder vom Verſender noch Empfänger Weiſung ergangen iſt, hat die Eiſenbahn betr. Aus⸗ 
führung dieſer Weiterbeförderung die Pflichten eines Spediteurs (8 26 Ziff. 3). 

32. Die gemäß Ziffer 26 dieſes Paragraphen dem Empfänger zugeführte Sendung kann auch 
einem Familienmitgliede, Geſellſchafter oder Angeſtellten ausgeliefert werden. 

33. Die Stunden, innerhalb deren die Güter dem Empfänger von der Eiſenbahn zugeführt 
werden, ſind durch Aushang an den Abfertigungsſtellen bekanntzumachen. 


VI. Friſten für die Abnahme und Entladung der Güter 

34. Die von der Eiſenbahn auszuladenden und von ihr nicht zugeführten Güter ſind innerhalb 
der im Tarif feſtzuſetzenden Friſt abzunehmen. Dieſe Friſt muß mindeſtens 24 Stunden betragen und 
beginnt mit der Benachrichtigung von der Ankunft des Gutes (8 16, Ziff. 3). 

Die Friſt, innerhalb deren die vom Empfänger auszuladenden Güter abzunehmen ſind, iſt durch 
den Tarif bekanntzumachen. Die Friſt beginnt mit der Benachrichtigung von der Ankunft des Gutes. 

35. Sind die zu entladenden Wagen nicht rechtzeitig bereitgeſtellt, ah beginnt bie Entladefriſt erft 
mit dem Zeitpunkte der Bereitſtellung. 

36. Sind die Güter bahnlagernd geſtellt, und hat der Abſender im Frachtbriefe die Benach⸗ 
richtigung des Empfängers nicht ausdrücklich vorgeſchrieben oder hat der Empfänger auf bie Benam- 
richtigung ſchriftlich verzichtet oder iſt die Benachrichtigung nicht möglich, ſo beginnt die Abnahme⸗ 
friſt mit der Bereitſtellung des Gutes. 

37. Die Auslieferung der Güter erfolgt während der Dienſtſtunden. An Feiertagen braucht die 
Eiſenbahn Frachtgüter nicht auszuliefern. Eilgüter werden ausgeliefert, vorausgeſetzt, daß der zoll⸗ 
oder ſteueramtlichen Behandlung kein Hindernis entgegenſteht. 

Die Eiſenbahn kann verlangen, daß die Güter während der Dienſtſtunden abgefahren werden. 


38. Der Lauf ber Abnahme- und Ausladefriſten ruht während ber im § 15 Ziff. 5 feſtgeſetzten 
Friſt für die Erledigung der durch die Zoll-, Steuer-, Polizei- und andere Verwaltungsbehörden vor- 
geſchriebenen Förmlichkeiten, ferner während der Zeit, während welcher die Abnahme infolge eiſen⸗ 
bahnamtlicher Anordnungen unmöglich war, ſofern dieſe Anordnung nicht durch den Empfänger ver⸗ 
urſacht wurde. Auf Stationen, welche für den Ladedienſt an Feiertagen geſchloſſen ſind, ruhen die 
Friſten auch an dieſen Tagen. 


39. Wird das Gut nicht innerhalb der feſtgeſetzten Friſt abgenommen, ſo iſt das tarifmäßige 
Lager⸗ oder Wagenſtandgeld verwirkt. Auch kann die Eiſenbahn die vom Empfänger nicht rechtzeitig 
ausgeladenen Güter auf ſeine Gefahr und Hotten ausladen. Für Feiertage ijt Wagenſtandgeld nut 
dann zu zahlen, wenn die Entladefriſt ſchon am Tage vorher abgelaufen iſt. Auf Stationen, auf welchen 
der Ladedienſt an Feiertagen geöffnet iſt, wird für die Verzögerung der Ausladung das Wagenſtand⸗ 
geld wie an gewöhnlichen Tagen berechnet. In außergewöhnlichen Fällen kann die Eiſenbahn mit Ge⸗ 
nehmigung der Aufſichtsbehörde die vom Empfänger auszuladenden Sendungen vor, Ablauf der Ab⸗ 
nahmefriſt ausladen. Die Koſten für ſolches Ausladen hat die Eiſenbahn zu tragen. 

40. Der Empfänger kann nach Einlöſung des Frachtbriefes eine Wagenladungſendung ohne Um- 
ladung mit neuem Frachtbrief nach einer anderen Station aufgeben. Sofern die Betriebs⸗ und Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe es erfordern, kann die Eiſenbahn ein Verbot der nochmaligen Aufgabe der Sendung er- 
laſſen, ſei es im allgemeinen oder auf einzelnen Stationen. Ein derartiges Verbot iſt auf den be⸗ 
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er Stationen mittels Aushang bei den Güterabfertigungen bekanntzumachen. Im Falle der 8 16. 
Neuaufgabe ijt die Eiſenbahn berechtigt, für die Zeit nach Ablauf der Ausladefriſt bis zur Neuauf- 
gabe das Wagenſtandgeld ſowie eine beſondere in den Tarifen feſtgeſetzte Gebühr zu erheben. 


41. Meldet ſich der benachrichtigte Empfänger zur Abnahme des Gutes und kann es ihm nicht 
innerhalb 3 Stunden nach ſeinem Eintreffen bereitgeſtellt werden, ſo hat die Eiſenbahn ihm die Koſten 
der vergeblich verſuchten Abholung zu erſetzen. Auf Verlangen des Empfängers hat die Eiſenbahn die 
vergeblich verſuchte Abholung auf dem Frachtbrief zu beſcheinigen. 

42. Die vom Empfänger auszuladenden Wagen find der Eiſenbahn nach der Entladung in be- 
ladungsfähigem Zuſtande, d. i. gehörig rein und mit eingefaßten Zubehörſtücken zurückzuſtellen. Kommt 
der Empfänger dieſer Verpflichtung nicht nach, werden dieſe Handlungen durch die Eiſenbahn gegen 
Erhebung der tarifmäßigen Gebühr veranlaßt. ; 

43. Wenn bie ordnungsmäßige Abwidelung des Verkehrs durch Güteranhäufungen gefährdet 
wird, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, die Ladefriſten und die lagergeldfreie Zeit abzukürzen ſowie das 
Wagenſtandgeld und das Lagergeld zu erhöhen. 

Verfügungen dieſer Art müſſen durch bie Aufſichtsbehörde beſtätigt werden und können am Tage 
ihrer Bekanntmachung in der für die Veröffentlichung der Tarife vorgeſehenen Zeitſchrift in Kraft 
treten. Wenn jedoch zur Erhaltung des ordnungsmäßigen Verkehrs die ſofortige Einführung ſolcher 
Anordnungen erforderlich wird, ſo hat die Eiſenbahn das Recht, ſolche Anordnungen mit Gültigkeit des 
Aushangtages durch Aushang einer entſprechenden Bekanntmachung auf der betreffenden Station zu 
erlaſſen. In dem Aushange iſt zu vermerken, daß die Anordnung der nachträglichen Beſtätigung der 
Aufſichtsbehörde bedarf. Erfolgt die Beſtätigung dieſer Anordnung durch die Aufſichtsbehörde nicht 
innerhalb 8 Tagen nach dem in der Bekanntmachung angegebenen Tage, ſo iſt die Verfügung als 
nichtig zu betrachten. Dieſe durch Aushang bekanntgemachten Verfügungen ſowie deren ſpätere Be⸗ 
ſtätigung durch die Aufſichtsbehörde find in ber für Die AG der Tarife beſtimmten Zeit⸗ 
ſchrift 3u veröffentlichen. 

§ 17. Zahlung der Fracht 817. 

1. Die Frachtgelder (Fracht⸗ und Nebengebühren) und ſonſtige Koſten, deren Bezahlung ber Ab- ` 
ſender nicht laut Frachtbriefvorſchrift übernommen hat (S 16 Ziff. 9n), gelten als auf den Empfänger 
überwieſen. Der Abſender kann entweder die ganze Fracht ſamt allen Nebengebühren und anderen 
Koſten, oder nur einen Teil der Fracht bis zu einem beſtimmten Betrage, oder bis zu einer beſtimmten 
Station, ſchließlich alle oder nur gewiſſe Koſten als Frankatur übernehmen. 


2. Die Gebühren und Koſten, welche der Abſender übernimmt, hat er in der hierfür beſtimmten 
Spalte des Frachtbriefes genau in einer jeden Zweifel ausſchließenden Weiſe zu bezeichnen und zwar: 


a) wenn der Abſender die Fracht bis zur Beſtimmungsſtation oder bis zu einer beſtimmten 
Station (Landesgrenze) ſamt Nebengebühren und Koſten für die auf der Verſandſtation voll⸗ 
zogenen Leiſtungen übernimmt, bezeichnet er es durch das Wort „franco“ oder „franco bis 
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b) wenn der Abſender nur beſtimmte Gebühren oder Koſten übernimmt, bezeichnet er es durch 
das Wort „franco“ unter Hinzufügung der übernommenen Gebühr, z. B. „franco Zoll“ oder 
„franco Fracht und Zoll“. Das Wort „Zoll“ bedeutet, daß der Abſender ſowohl die von 
der Zollbehörde zu erhebenden Gebühren und Speſen als auch bie von der Eiſenbahn zu er: 
hebende Gebühr für die Beſorgung der Verzollung zu tragen hat, der Ausdruck „Fracht“ 
umfaßt auch die Nebengebühren und Koſten der Verſandſtation; 


e) wenn der Abſender außer den Gebühren unter a) auch die nach der Abſendung des Gutes 
bis zur Einlöſung des Frachtbriefes entſtandenen Gebühren und Koſten übernimmt, bee 
zeichnet er es durch die Worte „franco ſämtliche Gebühren“. Dieſe Bezeichnung umfaßt je⸗ 
doch nicht Beträge zugunſten dritter Perſonen, z. B. Zoll, welche der Abſender, wenn er ſie 
übernehmen (frankieren) will, in der unter b) angegebenen Art bezeichnen muß; 


d) übernimmt der Abſender einen in einer Geldſumme auszudrückenden Teil der Frachtgebühren, 
bezeichnet er es durch die Worte: „franto . Gulden, in Worten (Gulden).“ 


3. Bei Sendungen, die nach dem Ermeſſen der Eiſenbahn dem ſchnellen Verderben ausgeſetzt ſind 
oder wegen ihres geringen Wertes oder ihrer Natur nach die Fracht nicht ſicher decken, kann bie — 
Eiſenbahn Vorauszahlung der Fracht verlangen. Die Eiſenbahn iſt auch berechtigt, in gewiſſen Tarifen 
; mit ermäßigten Frachtſätzen (Ausnahmetarife) die Pflicht der Vorauszahlung der Fracht bei der Auf⸗ 
gabe einzuführen. 
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4. Wenn der Abſender die Koſten ganz oder teilweife übernimmt, und wenn dieſer Betrag bei der 
Auflieferung nicht genau feſtgeſtellt werden kann, kann die Eiſenbahn gegen Quittung die Hinterlegung 
einer den Koſten annähernd entſprechenden Summe als Sicherheit fordern. ; 

Desgleichen kann Sicherheit verlangt werden, wenn ber Abſender bie Zollgebühren und andere 
Koſten übernimmt. ; : Ex 

Die Abrechnung mit dem Abſender hat binnen 2 Wochen nad) Ablauf ber Lieferfriſt der Sendung 
zu erfolgen. ` : 

5. Die Verſandſtation muß ſowohl im Duplikat wie im Frachtbrief bie als Frantatur erhobenen 
Beträge einzeln aufführen. ; 

§ 18. Anrichtige Berechnung der Gebühren 

1. Iſt der Tarif unrichtig angewendet worden, oder ſind bei der Berechnung der Fracht, der 
Nebengebühren, der ſonſtigen Koſten und der Frachtzuſchläge aus § 7, Fehler vorgekommen, ſo 
muß der hieraus entſtandene Mehrbetrag durch die Eiſenbahn zurückerſtattet, hingegen der entſtandene 
Minderbetrag an die Eiſenbahn nachgezahlt werden. 

2. Von der Eiſenbahn feſtgeſtellte Überzahlungen müſſen, wenn ſie für einen Frachtbrief den Be⸗ 
trag von 0,50 Gulden überſteigen, koſtenlos dem Berechtigten möglichſt bald mitgeteilt und ausgezahlt 
werden. 

3. Die Eiſenbahn hat den Verpflichteten zur Zahlung der infolge unrichtiger Berechnung feſt⸗ 
geſtellten Unterſchiede aufzufordern und ihm eine entſprechende Friſt zur Begleichung einzuräumen. 

4. Zu wenig bezahlte Beträge hat der Abſender der Eiſenbahn nachzuzahlen, wenn der Frachtbrief 
nicht eingelöſt wurde. Hat der Empfänger den Frachtbrief eingelöſt, To ijf der Abſender zur Nam- 
zahlung nur bezüglich der Koſten verpflichtet, bie er nach Maßgabe des Frankaturvermerks im 
Frachtbriefe übernommen hat, (8 17 Ziff. 1) ſowie der aus dem Titel der Frachtzuſchläge (8 7) ent- 
ſtandenen Minderbeträge. Im übrigen liegt die Nachzahlung dem Empfänger ob. i 

5. Von den Überzahlungen, die mehr als 12 Gulden betragen, zahlt die Eiſenbahn 6 v. H. jähr⸗ 
liche Zinſen vom Tage der Einbringung der Reklamation. , 


S 19. Nachnahme und Barvorſchüſſe i 
1. Der Abfender tann das Gut bis zur Höhe feines Wertes mit Nachnahme belaſten. Die Auf⸗ 


gabeſtation ijt berechtigt, in zweifelhaften Fällen vom Abſender die Vorlage einer Beſcheinigung über 


8 20. 


den Wert des Gutes zu verlangen. Der Nachnahmebetrag muß in der Landeswährung angegeben 
werden; hiervon können die Tarife Ausnahmen zulaſſen. Der Tarif kann auch den Mindeſtbetrag der 
Nachnahmebelaſtung beſtimmen. 

2. Als Beſcheinigung über die Belaſtung der Sendung mit Nachnahme dient der mit dem 
Stempel der Verſandſtation verſehene Frachtbrief oder das Duplikat. Außerdem kann die Eiſenbahn 
beſondere Nachnahmeſcheine gebührenfrei aushändigen. : 4 

3. Die Eiſenbahn ift nicht verpflichtet, bem Abſender die Nachnahme auszuzahlen, bevor der Be— 
trag vom Empfänger bezahlt iſt. Dieſer Betrag muß dem Abſender innerhalb einer Friſt von 3 Wochen 
nach Einzahlung durch den Empfänger zur Verfügung geſtellt werden; bei Verzögerung kann der Ab⸗ 
ſender 6 v. H. jährlich Zinſen von Ablauf dieſer Friſt verlangen. 

4. Die Eiſenbahn hat, ſobald die Nachnahme bezahlt iſt, den Abſender auf deſſen Koſten zu be⸗ 
nachrichtigen. Die Eiſenbahn benachrichtigt den Abſender nicht, wenn die Auszahlung auf ſein Ver⸗ 
langen mit der Poſt erfolgen ſoll. 

5. Iſt das Gut dem Empfänger ohne vorherige Einziehung der Nachnahme abgeliefert worden, 
ſo hat die Eiſenbahn dem Abſender den Schaden bis zum Betrage der Nachnahme zu erſetzen, vor⸗ 
behaltlich ihres Rückgriffs gegen den Empfänger. ; 

6. Die Eiſenbahn kann einen Barvorſchuß bis zu einem im Tarife vorgeſehenen Betrage ge- 
währen, wenn er nach dem Ermeſſen der Verſandſtation durch den Wert des Gutes ſicher gedeckt 
wird. 

7. Der Betrag der Nachnahme und des etwa gewährten Barvorſchuſſes iſt vom Abſender im 
Frachtbrief an der hierfür vorgeſehenen Stelle mit Buchſtaben einzutragen. 

8. Für die Nachnahme wird die tarifmäßige Gebühr (Proviſion) berechnet; dieje Gebühr wird 
in urſprünglicher Höhe auch dann erhoben, wenn die Nachnahme durch nachträgliche Verfügung auf⸗ 
gehoben oder eingeſchränkt wird. : ; 


§ 20. Verpflichtungen der Empfangsbahn ; 
Die Empfangsbahn hat alle fid aus dem Frachtvertrage ergebenden Forderungen, insbejondere 
Fracht und [onjtige auf dem Gute haftende Gebühren und Koſten (Nebengebühren, Nachnahmen, 
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Frachtzuſchläge, Zoll-, Stener- und andere Gebühren) einzuziehen und zwar ſowohl für eigene Rech⸗ 8 20.. 
nung als auch für Rechnung der vorhergehenden Bahnen und der ſonſtigen Berechtigten. 


Kapitel III 
Abänderung des Frachtvertrages 
S 21. Recht zur Abänderung des Frachtvertrages 821. 


1. Der Abſender allein hat das Recht, ben Frachtvertrag nachträglich abzuändern, indem er ver⸗ 
fügt, daß das Gut: 
a) auf der Verſandſtation wieder zurückgegeben, 
b) daß es unterwegs aufgehalten, 
e) daß ſeine Ablieferung ausgeſetzt werde, 
d) daß es am Beſtimmungsort einer anderen Perſon abgeliefert, 
e) daß es nach einem anderen Ort überführt und dort: 
1. dem im Frachtbriefe angegebenen Empfänger 
2. oder einer anderen Perſon abgeliefert, S 
f) oder daß es an bie Verſandſtation zurückgeſandt werde. : 
Der Abſender kann ebenfalls durch nachträgliche Verfügung verlangen: 
cl daß die Sendung mit Nachnahme belaſtet wird, ER 
Di daß ber im Frachtbrief angegebene Nachnahmebetrag erhöht, ermäßigt oder zurück⸗ 
genommen wird, f : 
7) daß bie im Frachtbrief auf den Empfänger überwieſene Fracht von ihm ſelbſt ganz oder 
teilweiſe bezahlt wird ($ 17). T 


2. Nachträgliche Verfügungen anderen Inhaltes jind unzuläſſig, ſofern die Tarife in dieſer Hinſicht 
keine Ausnahmen enthalten. . i 
3. Nachträgliche Verfügungen dürfen jid) nicht auf einen Teil, ſondern müſſen ſich auf die ganze 
Sendung erſtrecken. ; , ER 
4. Die nachträgliche Verfügung muß der Abſender durch eine ſchriftliche, von ihm unterſchriebene 
Erklärung nach dem Muſter der Anlage F dieſer Verordnung treffen und der Verſandſtation vor⸗ 
legen. Hinſichtlich der Ausſtellung der nachträglichen Verfügung gelten die Beſtimmungen des $ 6 be⸗ 
treffend Ausſtellung des Frachtbriefes. Jede Verfügung des Abſenders hinſichtlich der Anderung 
des Frachtvertrages, die in anderer als in der oben vorgeſchriebenen Form eingereicht wird, iſt nichtig. 


5. Der Abſender hat gleichzeitig mit der nachträglichen Verfügung bei der Verſandſtation das 
Frachtbriefduplikat vorzulegen und in dieſes den Inhalt der nachträglichen Verfügung in der hierfür 
vorgeſehenen Spalte einzutragen (ſiehe jedoch 8 24 Ziffer 5). Die Verſandſtation hat die Annahme 
der nachträglichen Verfügung im Frachtbriefduplikate durch Aufdrücken des Tagesſtempels unterhalb 
der Verfügung zu beſtätigen und das Duplikat dem Abſender zurückzugeben. ; : 


6. Hat die Eifenbahn die Verfügung bes Abſenders befolgt, ohne bie Vorzeigung des Duplikats 
zu verlangen, ſo iſt ſie für den daraus entſtandenen Schaden dem Empfänger, dem der Abſender dieſes 
Duplikat übergeben hat, verantwortlich. ; / 
7. Wenn der Abſender die Erhöhung, Ermäßigung oder Aufhebung einer Nachnahme verlangt, 
ſo muß er die ihm etwa ausgeſtellte Beſcheinigung über die Nachnahme vorweiſen. Wird die Nach⸗ 
nahme erhöht oder ermäßigt, ſo wird die Beſcheinigung dem Abſender nach Berichtigung zurückgegeben.“ 
Im Falle der Aufhebung der Nachnahme wird ihm die Beſcheinigung abgenommen. See 
.8. Die Eiſenbahn gibt ben Verfügungen des Abſenders nur Folge, menn fie ihr durch Vermitt⸗ 
lung der Verſandſtation zugegangen ſind. ; DE 
Einem bei ber Empfangsabfertigung unmittelbar eingegangenen Antrage des Abſenders, die 
Sendung dem Empfänger nicht auszuliefern, kann vorläufig entſprochen werden. Der Abſender Hat- 
jedoch die vorgeſchriebene Verfügung innerhalb einer angemeſſenen Friſt durch die Verſandabfertigung 
beizubringen. Andernfalls wird die Sendung dem Empfänger ausgeliefert. ; ; 
£ 9. Bei leicht verderblichen Gütern oder ſolchen, deren Wert bie infolge der Ausführung der nach⸗ 
d träglichen Verfügung entſtehenden Koſten nicht Däer deckt, kann die Eiſenbahn die Vorausbezahlung 
der Frachtgebühren und anderer Koſten oder, wenn dieſe im voraus nicht feſtgeſtellt werden können, 
die Hinterlegung einer Sicherheit verlangen. ; 
: 10. Das Recht bes Abſenders zur Abänderung des Frachtvertrages erliſcht, auch wenn er das 
Frachtbriefduplikat beſitzt, ſobald der Frachtbrief nach Ankunft der Sendung auf dem Beſtimmungs⸗ 
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bahnhof bem Empfänger übergeben ijt, oder ſobald ber letztere feine Rechte aus dem Frachtvertrage 
nach Maßgabe bes § 16 Ziff. 17 ſchriftlich geltend gemacht hat. Von dieſem Zeitpunkt an hat die 
Eiſenbahn die Anweiſungen des Empfängers zu beachten, widrigenfalls ſie ihm gegenüber für die 
Folgen der Nichtbeachtung unter den im Titel III angegebenen Bedingungen haftbar wird. 
$ 22. Ausführung der nachträglichen Verfügungen : 
1. Die Eiſenbahn darf bie Ausführung ber im $ 21 Ziff. 1 vorgeſehenen Verfügungen nur dann 


verweigern oder verzögern, oder ſolche Verfügungen in veränderter Weiſe ausführen, wenn: 
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a) ihre Ausführung in dem Zeitpunkt, in dem ſie der Eiſenbahn zugehen, nicht mehr möglich iſt, 
b) durch ihre Befolgung der regelmäßige Beförderungsdienſt geſtört würde, 


c) ihrer Ausführung in den Fällen einer Anderung der Beſtimmungsſtation geſetzliche oder 


ſonſtige Beſtimmungen, insbeſondere Zoll, Steuer-, Finanz⸗, Polizei- oder ſonſtige verwal⸗ 
tungsbehördliche Vorſchriften entgegenſtehen, 

d) bei einer Anderung der Beſtimmungsſtation der Wert des Gutes vorausſichtlich die Geſamt⸗ 
koſten der Beförderung bis zur neuen Beſtimmungsſtation nicht deckt, es ſei denn, daß der Be⸗ 
trag dieſer Koſten ſofort entrichtet oder ſicher geſtellt werde, 

e) die nachträgliche Verfügung infolge einer gemäß $ 5 Ziff. 6 erlaſſene Anordnung nicht 
ausgeführt werden kann. f 

In dieſen Fällen iſt der Abſender unverzüglich von den Hinderniſſen zu verſtändigen, die der Aus⸗ 
führung ſeiner Verfügung entgegenſtehen. ; : 

Konnte die Eiſenbahn dieſe Hinderniſſe nicht vorausſehen, trägt der Abſender alle Folgen, die 
ſich daraus ergeben, daß die Eiſenbahn ſeine Verfügung auszuführen begonnen hat. 

2. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, die nachträglichen Verfügungen möglichſt raſch auszuführen. Auf 
Verlangen des Abſenders hat die Verſandſtation auf ſeine Koſten bie Beſtimmungs- oder Anhalte⸗ 
ſtation von der nachträglichen Verfügung telegraphiſch zu verſtändigen. Der Inhalt des Telegramms 
muß in der im $ 21 Ziff. 4 vorgeſchriebenen Form wiederholt werden. Bis zum Eingang der ſchrift⸗ 
lichen Verfügung darf die Beſtimmungs⸗ oder Anhalteſtation in dieſem Falle den Frachtbrief oder die 
Sendung dem Empfänger weder ausfolgen noch die Sendung weiterſenden. i 

3. Hat ber Abſender die Auslieferung des Gutes auf einer Zwiſchenſtation verfügt, jo wird bie 
Fracht bis zu dieſer Station nach den zwiſchen ber Verſandſtation und der genannten Zwiſchenſtation 
geltenden Tarifen erhoben. : 

Hat ber Abſender bie Rückſendung nach ber Verſandſtation verfügt, [o wird bie Fracht berechnet: 

a) bis zur Station, wo die Sendung aufgehalten worden iſt, nach den zwiſchen dieſer Station 
und der Verſandſtation geltenden Tarifen; ; 

b) von der genannten Station bis zur Verſandſtation nach den für dieſe Strecke geltenden 
Tarifen. ek 

Hat ber Abſender bie Weiterbeförderung der Sendung nach einer anderen Station verfügt, ſo 
wird die Fracht berechnet: ; 

a) bis zur Gtation, wo die Sendung aufgehalten worden ijt, nad) den zwiſchen dieſer und der 
Verſandſtation geltenden Tarifen; : 

b) von der genannten Station bis zur neuen Beſtimmungsſtation nach den zwiſchen dieſen beiden 
letzteren Stationen geltenden Tarifen. 

4. Verfügt der Abſender, daß die Sendung unterwegs angehalten oder auf der Beſtimmungs⸗ 
ſtation zurückgehalten wird, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, für jede Verzögerung über 8 Stunden 
das tarifmäßige Stand- oder Lagergeld zu erheben. Beträgt die Verzögerung mehr als 24 Stun⸗ 
den, ſo kann die Eiſenbahn das Gut ausladen. Sie iſt verpflichtet, es auf Gefahr und Koſten des 
Abſenders auf Lager zu nehmen, wobei ſie die Pflichten eines ordentlichen Kaufmannes trägt. Die 
Eiſenbahn iſt auch berechtigt, dieſe Sendungen auf Koſten und Gefahr des Abſenders einem Spediteur 
auf Lager zu geben, nachdem ſie von dieſem alle auf dieſen Sendungen laſtenden Frachten, Gebühren 
und Ausgaben erhoben hat. 

5. Die Eiſenbahn darf, wenn die nachträgliche Verfügung nicht durch ihr Verſchulden veranlaßt 
iſt, für deren Ausführung neben Erhebung der gemäß Ziff. 3 dieſes Paragraphen berechneten Fracht⸗ 
koſten, Nebengebühren und Barauslagen eine im Tarif feſtzuſetzende Gebühr verlangen. 


$ 23. Beförderungshinderniſſe 


1. Wird ber Beginn oder bie Fortſetzung der Beförderung einer Sendung verhindert, ſo hat die 


Eiſenbahn zu entſcheiden, ob es im Intereſſe des Abſenders liegt, ihn um Anweiſung zu erſuchen, 
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oder ob es zweckmäßiger ijt, bas Gut von Amts wegen unter Abänderung des Beförderungsweges $ 23. 
zu befördern. Die Eiſenbahn hat in dieſem Falle Anſpruch auf Zahlung der Fracht über dieſen 
anderen Weg und verfügt über die dieſem Wege entſprechende Lieferfriſt, ſelbſt wenn dieſe größer 
iſt als diejenige des urſprünglichen Beförderungsweges, es ſei denn, daß die Eiſenbahn ein Verſchulden 
trifft. ; 

2. Wenn kein anderer Beförderungsweg vorhanden ijt, wendet fid) bie Eiſenbahn an ben Ab⸗ 
ſender um Anweiſung; indeſſen iſt die Eiſenbahn zur Einholung der Anweiſung im Falle vorüberge- 
hender Behinderung infolge der im § 5 Ziff. 6 bezeichneten Umſtände nicht verpflichtet. 

3. Der Abſender, der von einem Beförderungshindernis benachrichtigt wird, kann vom Vertrag 
zurücktreten, muß aber der Eiſenbahn je nach Lage des Falles entweder die Fracht für die bereits zu- 
rückgelegte Strecke oder die Koſten der Vorbereitung der Beförderung, außerdem alle ſonſtigen 
Koſten bezahlen, die in den Tarifen vorgeſehen ſind, es ſei denn, daß die Eiſenbahn ein Verſchulden trifft. 

4. Iſt der Abſender nicht im Beſitze des Frachtbriefduplikates, ſo dürfen die in dieſem Para⸗ 

graphen vorgeſehenen Anweiſungen weder die Perſon des Empfängers noch den Beſtimmungort 
abändern. ; 3 

5. Es wird nicht Folge gegeben: 

a) Anweiſungen des Abſenders, die nicht durch Vermittelung der Verſandſtation gegeben 
werden; ; 

b) ber Anweiſung, ein Gut zurückzuſenden oder nach einer anderen Beſtimmungsſtation zu fenden, 
Dellen Wert aller Wahrſcheinlichkeit nach die often der Rück und Weiterſendung nicht 
deckt, es ſei denn, daß dieſe Koſten ſofort bezahlt oder ſicher geſtellt werden. 

6. Erteilt der Abſender, der von einem Beförderungshindernis benachrichtigt worden iſt, inner⸗ 
halb angemeſſener Friſt keine ausführbare Anweiſung, ſo iſt nach den für Ablieferungshinderniſſe 
geltenden Beſtimmungen (S 24) zu verfahren. : 

T. Wenn das Beförderungshindernis vor dem Eintreffen einer Anweiſung des Abſenders behoben 
wird, iſt das Gut nach der Beſtimmungsſtation weiter zu ſenden, ohne daß die Anweiſungen ab- 
gewartet werden; der Abſender iſt hiervon unverzüglich zu benachrichtigen. 

; 8. Beförderungshinderniſſe, welche länger als 48 Stunden dauern, müſſen unter Anführung der 
Urſache, der annähernden Dauer und des Hilfsweges in dem für die Veröffentlichung der Tarife 
beſtimmten Blatte veröffentlicht werden. 


§ 24. Ablieferungshinderniſſe. Verzögerung der Abnahme 8 24. 


1. Kann der Empfänger des Gutes nicht ermittelt werden, verweigert er die Annahme oder löſt 
Ä er den Frachtbrief nicht innerhalb der von ber Eiſenbahn im Tarif feſtzuſetzenden Friſt ein, oder 
ergibt ſich vor Einlöſung des Frachtbriefes ein ſonſtiges Ablieferungshindernis, [o hat bie Beſtim— 
É mungsſtation unverzüglich den Abſender durch bie Verſandſtation von bem Ablieferungshindernis auf 
3 feine Koſten zu benachrichtigen und ſeine Anweiſung einzuholen. 

: 2. Wenn ber Abſender im Frachtbriefe das Verlangen geſtellt hat, daß er auf ſeine Koſten un⸗ 
P mittelbar telegraphiſch ober durch bie Poſt von bem Ablieferungshindernis benachrichtigt werde, hat 
ihn die Beſtimmungsſtation unmittelbar zu verſtändigen. 

3. Der Abſender kann unter den im Tarife feſtgeſetzten Bedingungen im Frachtbrief auch vor⸗ 
ſchreiben, daß ihm das Gut bei Eintritt eines Ablieferungshinderniſſes ohne vorherige Benachrichti—⸗ 
gung zurückgeſchickt werde. Bei Ausführung eines ſolchen Verlangens finden die Beſtimmungen des 
$ 22 Ziff. 1 Anwendung. 

4. In keinem anderen Falle darf das Gut dem Abſender ohne ſein ausdrückliches ſchriftliches. 
Verlangen zurückgeſandt werden. ; $ 

5. Verweigert der Empfänger die Abnahme bes Gutes, [o ſteht dem Abſender das Verfügungs⸗ 
recht auch dann zu, wenn er das Frachtbriefduplikat nicht vorweiſen kann. 

Wenn der Empfänger nach Verweigerung der Annahme ſich nachträglich zur Abnahme des Gutes 
meldet, iſt ihm dieſes abzuliefern, ſofern nicht die Beſtimmungsſtation inzwiſchen entgegengeſetzte An⸗ 
weiſungen des Abſenders erhalten hat. Von dieſer nachträglichen Ablieferung iſt der Abſender ſofort 
durch eingeſchriebenen Brief zu benachrichtigen, deſſen Koſten auf dem Gute haften. 

6. Iſt die Benachrichtigung des Abſenders nicht möglich, oder iſt der Abſender mit der Erteilung 
der Anweiſung ſäumig, oder iſt die Anweiſung nicht ausführbar, ſo hat die Eiſenbahn das Gut auf 
Gefahr und Koſten des Abſenders auf Lager zu nehmen. Sie hat in dieſem Falle die Pflichten eines 
ordentlichen Kaufmannes. Die Eiſenbahn ijt jedoch auch berechtigt, [olde Güter unter Einziehung der 
darauf laſtenden Fracht ſowie ſonſtigen Gebühren und Auslagen in einem Lagerhauſe für Rechnung 
und Gefahr des Verfügungsberechtigten zu hinterlegen. 
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7. Die Eiſenbahn ijt ferner berechtigt, inſofern nicht Vorſchriften der Zoll⸗, Steuer, Polizei- oder 
anderer Verwaltungsbehörden entgegenſtehen: : 
a) Güter, bie nach Ablauf ber Abnahmefriſt nicht abgenommen werden, wenn ſie ſchnellem Ver⸗ 
derben unterliegen, oder nach den örtlichen Verhältniſſen weder auf der Eiſenbahn noch in 
einem Lagerhauſe eingelagert werden können, ſofort, i 
b) alle anderen Güter, bie weder burd) den Empfänger abgenommen, mod) durch ben Ab- 
fender zurückgenommen werden, 4 Wochen nach Ablauf der lagergeldfreien Zeit 
ohne Förmlichkeit beſtmöglichſt zu verkaufen. 

Wenn jedoch der Wert der Güter durch längeres Lagern erheblich vermindert würde, oder wenn 
die Lagerkoſten in keinem Verhältniſſe zum Werte des Gutes ſtehen würden, kann die Sendung ſchon 
früher beſtmöglichſt verkauft werden. Von dem bevorſtehenden Verkaufe iſt, wenn dies möglich iſt, 
der Abſender zu benachrichtigen. Die Eiſenbahn kann, wenn ſie den Verkauf ſelbſt vornimmt, außer 
den baren Auslagen und gegebenenfalls der Fracht für die Beförderung und Zuſtellung der Sendung 
zur Verkaufsſtelle eine im Tarif feſtgeſetzte Gebühr erheben. ; 

8. Von der Hinterlegung der Sendung in einem Lagerhauſe wie auch vom erfolgten Verkaufe 
des Gutes hat die Eiſenbahn den Abſender unverzüglich zu benachrichtigen, wenn dies möglich iſt; 
unterläßt ſie es, ſo haftet ſie für den daraus entſtandenen Schaden. Dem Abſender iſt der Ver⸗ 
kaufserlös nach Abzug der noch nicht bezahlten Auslagen, Fracht⸗ und Nebengebühren zur Verfügung 
zu ſtellen. : 

9. Sofern in dieſem Artikel nichts anderes vorgeſehen ijt, gelten für die Verfügungen des Ab⸗ 
ſenders, welche infolge Ablieferungshindernis getroffen werden, bie Beſtimmungen ber $8 21 und 22 
der Verkehrsordnung. 

10. Wird der Frachtbrief vom Empfänger eingelöſt, das Gut aber nicht innerhalb der für die 
Abnahme feſtgeſetzten Friſt abgenommen, oder ergibt ſich ein ſonſtiges Ablieferungshindernis, ſo iſt 
der Empfänger nochmals zur Abnahme aufzufordern und zu benachrichtigen, daß das Gut auf ſeine 
Gefahr und Koſten lagere. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, ſolche Güter unter Beachtung der Bor- 
ſchriften der Ziffer 6 und 7 dieſes Paragraphen auf Lager zu geben oder zu veräußern, wobei in 
dieſem Falle alle Benachrichtigungen an den Empfänger gerichtet werden. Im Falle des Verkaufs 
iſt der Erlös nach Abzug der Koſten dem Empfänger zur Verfügung zu Wellen, ` 

11. Den nach Veräußerung der Sendung ungedeckten Teil der Fracht, anderer Gebühren oder 
Koſten hat der Abſender, nach Einlöſung des Frachtbriefes der Empfänger zu entrichten. 

12. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, bei Ablieferungshinderniſſen, ſofern ſie nicht durch Verſchulden 
der Eiſenbahn entſtanden ſind, außer den in den Beſtimmungen dieſes Paragraphen erwähnten Ge- 
bühren, ſowie den durch die Ausführung dieſer Beſtimmungen entſtandenen Koſten, eine im Tarif 
feſtzuſetzende beſondere Gebühr für die Benachrichtigung ſowie Ausführung der Verfügungen zu 
erheben. S 

Kapitel IV 
Sicherſtellung der Rechte bet Eiſenbahn 
§ 25. Pfandrecht der Eiſenbahn 

Die Eiſenbahn hat für alle in § 20 bezeichneten Forderungen die Rechte eines Fauſtpfandgläubigers 
am Gut. Dieſes Pfandrecht beſteht, ſolange ſich das Gut in der Verwahrung der Eiſenbahn oder 
eines Dritten befindet, der es für ſie innehat. 


Titel I 
Haftung der Eiſenbahnen. Klagen. Reklamationen. Währung 
Kapitel I 
Haftung 
§ 26. Haftungsgemeinſchaft der Eiſenbahnen 

1. Die Eiſenbahn, die das Gut mit dem Frachtbrief zur Beförderung angenommen hat, haftet 
für die Ausführung der Beförderung auf der ganzen Strecke bis zur Ablieferung. 

2. Jede nachfolgende Eiſenbahn tritt dadurch, daß ſie das Gut mit dem urſprünglichen Fracht⸗ 
brief annimmt, dieſem gemäß in den Frachtvertrag ein und übernimmt die ſich daraus ergebenden Ver⸗ 
pflichtungen. ; 

3. Die Haftung ber Eiſenbahn auf Grund biejer Verkehrsordnung hört auf der im Frachtbrief 
bezeichneten Beſtimmungsſtation auf, auch wenn der Abſender einen anderen Beſtimmungsort an⸗ 
gegeben hot. Wegen der Zuſtellung der Sendung zu dem im Frachtbrief bezeichneten Ort hat die 
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Eiſenbahn bie Pflichten des Spediteurs. Hat jedoch bie Eiſenbahn Einrichtungen zur Weiterbeförde- $ 26. 


rung bes Gutes nach [offen Orten getroffen (8 1 Ziff. 5 und § 16 Ziff. 26), fo haftet jte bis 
zum Beſtimmungsort als Frachtführer. : 


S 27. Umfang der Haftung 9 27. 

1. Die Eiſenbahn haftet unter den in dieſem Kapitel feſtgeſetzten Bedingungen für den Schaden, 
der durch gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder durch Beſchädigung des Gutes in der Zeit von der 
Annahme bis zur Ablieferung oder durch Überſchreitung der Lieferfriſt entſteht. 

2. Sie iſt bei gänzlichem oder teilweiſem Verluſt, oder bei Beſchädigung des Gutes von dieſer 
Haftung befreit, wenn ſie beweiſt, daß der Schaden durch ein Verſchulden oder eine nicht von der 
Eiſenbahn verſchuldete Anweiſung des Verfügungsberechtigten, durch die natürliche Beſchaffenheit des 
Gutes (inneren Verderb, Schwinden, gewöhnliche Lekage uſw.) oder durch höhere Gewalt herbei— 
geführt worden iſt. 

3. Sie iſt von der Hafling für den durch Überſchreitung der Lieferfriſt entſtandenen Schaden De- 
freit, wenn fie beweiſt, daß die Überſchreitung durch Umſtände herbeigeführt worden ijt, bie ſie nicht 
abzuwenden und denen ſie auch nicht abzuhelfen vermochte. 


4. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, gegen Erhebung einer im Tarife beſtimmten Gebühr ihre Haftung 
auf alle oder auf einzelne Fälle, in welchen ſie von der Haftung gemäß Ziff. 2 und 3 dieſes Para⸗ 
graphen befreit iſt, auszudehnen. 


§ 28. Beſchränkung der Haftung für Schäden, die aus beſonderen Arſachen entſtehen können 8 28. 

1. Die Eiſenbahn haftet nicht für Schäden, die aus einer oder mehreren der nachbenannten Ur⸗ 
ſachen entſtehen und zwar infolge: 

a) der mit der Beförderung in offenen Wagen verbundenen Gefahr für Güter, die nach den 
Beſtimmungen der Verkehrsordnung oder nach den Tarifbeſtimmungen, oder nach einer in 
dem Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender auf dieſe Weiſe befördert 
werden; 

b) der mit dem Selen einer SBerpadung oder mit ber mangelhaften Beſchaffenheit der Verpackung 
verbundenen Gefahr für Güter, die ohne oder nur mit ſchlechter Verpackung nach ihrer Natur 
Verluſten oder Beſchädigungen ausgeſetzt jind; 

C). ber mit dem Auf- oder Abladen oder mit mangelhafter Verladung verbundenen Gefahr für 
Güter, die nach den Beſtimmungen der Verkehrsordnung oder nach den Tarifbeſtimmungen, 
oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender, oder nach 
Vereinbarung mit dem Empfänger vom Abſender verladen oder vom Empfänger entladen 
werden; ; 
der beſonderen Gefahr Des 0 oder teilweiſen Verluſtes oder 555 Beſchädigung, na⸗ 
mentlich durch Bruch, Roſt, inneren Verderb, außergewöhnlicher Lekage, Austrocknung, Ver⸗ 
ſtreuung, denen gewiſſe Güter wegen ihrer eigentümlichen Beſchaffenheit ausgeſetzt ſind; 
der Gefahr, die damit verbunden iſt, daß Gegenſtände, die von der Beförderung ausge— 
i ſchloſſen find, trotzdem unter unrichtiger, ungenauer oder unvollſtändiger Bezeichnung auf- 
; ; gegeben werden, oder daß Gegenſtände, bie nur bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſen 
4 diee jind, unter unrichtiger, ungenauer ober unvollſtändiger Bezeichnung oder unter Außerachtlaſ⸗ 
ſung der vorgeſchriebenen Vorſichtsmaßregeln durch den Abſender aufgegeben werden; 
der für lebende Tiere mit der Beförderung verbundenen beſonderen Gefahr; 
der Gefahr, deren Abwendung durch die Begleitung von lebenden Tieren oder Gütern be— 
zweckt wird, wenn nach den Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung oder nach den Tarifbeſtim— 
mungen oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender 
dieſen Tieren oder Gütern eine Begleitung beigegeben werden muß. 

2. Wenn nach den Umſtänden des Falles ein Schaden aus einer oder mehreren der in Ziff. 1 
dieſes Paragraphen erwähnten Urſachen entſtehen konnte, ſo wird bis zum Nachweis des Gegenteils 
durch den Berechtigten vermutet, daß der Schaden hieraus entſtanden iſt. 

3. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, gegen Erhebung einer beſonderen im Tarife beſtimmten Gebühr 


ihre Haftung auf Schäden, welche aus allen oder gewiſſen in Ziff. 1 SKIES Paragraphen erwähnten 
Urſachen entſtehen, auszudehnen. 


d 


— 
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§ 29. Höhe der Entſchädigung bei gänzlichem oder teilweiſem Verluſt des Gutes. 8 29. 


1. Wenn von der Eiſenbahn auf Grund der Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung Entſchädigung für 
gänzlichen oder teilweiſen Verluſt des Gutes zu leiſten iſt, ſo wird die Entſchädigung berechnet nach 


sy, 


8 29. 


8 30. 
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bem Börſenpreis, in Ermangelung eines ſolchen nach dem Marktpreis, in Ermangelung beider nad) dem 
gemeinen Wert, den Güter derſelben Art und Beſchaffenheit am Verſandort zu der Zeit hatten, zu 
ber bas Gut zur Beförderung angenommen worden ift. Jedoch darf vorbehaltlich der im 8 34 Ziff. 1 
vorgeſehenen Einſchränkung die Entſchädigung 50 Gulden für jedes fehlende Kilogramm des Rohgewichts 
nicht überſteigen. 

Wenn die Berechnung der Frachtgebühren nach der in den Son für einzelne Stüde ber Sendung 
vorgeſehenen Gewichtsnormen erfolgt, wird das im Tarif vorgefehene Einzelgewicht und nicht das wirk⸗ 
liche Gewicht der Berechnung der Entſchädigung zugrunde gelegt. 

Werden die Frachtgebühren laut Tarif nicht nach dem Gewicht der Sendung, ſondern für die 
Stückzahl oder nach der Ladefläche des verwendeten Wagens berechnet, ſo wird das durchſchnittliche 
Gewicht derartiger Güter der Berechnung der Entſchädigung zugrunde gelegt. : 

Dazu kommt die Erſtattung Dellen, mas an Fracht, Zöllen und ſonſtigen Koſten für das im 
Verluſt geratene Gut bezahlt worden ijt, jedoch vorbehaltlich der in den § 35 und 36 vorgeſehenen 
Ausnahmen ohne weiteren Schadenerſatz. 


2. Sind die als Grundlage für die Berechnung der Entſchädigung dienenden Beträge in fremder 
Währung ausgedrückt, ſo erfolgt die Umrechnung nach dem Kurſe zur Zeit und am Orte der Zahlung. 

3. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, gegen Erhebung einer beſonderen in den Tarifen beſtimmten Ge⸗ 
bühr das in Ziff. 1 dieſes Paragraphen vorgeſehene Höchſtmaß der Entſchädigung zu erhöhen. 


$ 30. Vermutung für ben Verluſt des Gutes. Wiederauffinden verlorenen Gutes. 

1. Der Berechtigte (§ 16 Ziff. 17 und § 21 Ziff. 10) kann das Gut ohne weiteren Nachweis 
als in Verluſt geraten betrachten, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen nach Ablauf der gemäß 
§ 11 gerechneten Lieferfriſt dem Empfänger abgeliefert oder zur Verfügung geſtellt worden iſt. 

2. Der Berechtigte kann bei der Empfangnahme der Entſchädigung für das in Verluſt geratene 
Gut in der Quittung den Vorbehalt machen, daß er für den Fall, daß das Gut binnen 4 Monaten 
nach Zahlung der Entſchädigung wiederaufgefunden wird, ſofort benachrichtigt vb ſoll. Über dieſen 
Vorbehalt wird ihm eine Beſcheinigung erteilt. 

3. In dieſem Falle kann der Berechtigte innerhalb 30 Tagen nach erhaltener Nachricht ver⸗ 


langen, daß ihm das Gut nach ſeiner Wahl auf der Verſandſtation, oder auf der im Frachtbrief an⸗ 


881. 


gegebenen Beſtimmungsſtation koſtenfrei ausgeliefert werde. Er ijt dann jedoch zur Rückerſtattung ber 
ihm bezahlten Entſchädigung verpflichtet, behält aber das Recht auf Entſchädigungsanſprüche wegen Ver⸗ 


ſpätung gemäß $ 33 und gegebenenfalls $ 35. 


4. Wenn der in Ziffer 2 dieſes Paragraphen erwähnte Vorbehalt in der Quittung nicht gemacht 
oder keine Anweiſung in der in Ziffer 3 dieſes Paragraphen bezeichneten Friſt von dreißig Tagen erteilt 
worden iſt, oder endlich, wenn das Gut ſpäter als vier Monate nach Zahlung der Entſchädigung 
wieder aufgefunden worden iſt, ſo kann die Eiſenbahn darüber frei verfügen. 


S 31. Einſchränkung der Haftung bei Gewichtsverluſten 


1. Bei Gütern, die nach ihrer beſonderen natürlichen Beſchaffenheit bei der Beförderung regelmäßig 
einen Verluſt an Gewicht erleiden, haftet die Eiſenbahn für Gewichtsverluſte nur inſoweit, als die 
nachſtehend beſtimmten Normalſätze überſchritten werden: 

a) zwei vom Hundert des Gewichts für die flüſſigen oder in feuchtem Zuſtande aufgegebenen 
Güter ohne Rückſicht auf die Beförderungsſtrecke ſowie für die nachſtehenden Güter: 


Borſten, Lukreziawurzeln, 

Farbhölzer, geraſpelte oder gemahlene, Obſt, friſches, 

Felle für Pelze oder Belzfelle, Obſt, getrocknetes und esto 
Fettwaren, ; Pferdehaare, 

Fiſche, getrocknete, Rinden, 

Gemüſe, friſches, : Salz, 

Häute, zugerichtete und rohe, Seifen und Öle, harte, i 
Häuteabfälle, Tabak, geſchnittener, i 
Hopfen, Tabakblätter, friſche, 

Hörner und Hufe, Tierflechſen, 

Kitt, friſcher, Wolle, 


Knochen, ganze oder gemahlene, Wurzeln. 
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b) eins vom Hundert des Gewichts für alle übrigen trockenen Güter, die gleichfalls bei der Be- 831. 
förderung einem Gewichtsverluſt unterliegen. 

2. Die in Ziffer 1 dieſes Paragraphen vorgeſehene Beſchränkung der Haftung tritt nicht ein, ſoweit 
nachgewieſen wird, daß der Verluſt nach den Umſtänden des Falles nicht auf die Urſachen zurück⸗ 
zuführen iſt, die die Annahme eines regelmäßigen Gewichtsverluſtes rechtfertigen. 

3. Wenn mehrere Stücke mit einem einzigen Frachtbrief befördert werden, wird der Gewichts⸗ 
verluſt für jedes Stück berechnet, ſofern ſein Gewicht bei der Aufgabe entweder auf dem Frachtbrief 
einzeln angegeben oder auf andere Weiſe feſtgeſtellt werden kann. 

4. Bei gänzlichem Verluſt des Gutes findet bei der Berechnung der Entſchädigung kein Abzug für 
Gewichtsverluſt ſtatt. 

5. Durch dieſen Paragraphen werden die Vorſchriften des § 28 nicht berührt. 


6. Die Eiſenbahn kann gegen eine beſondere im Tarif feſtgeſetzte Gebühr auf die aus dieſem 
Paragraphen ſich ergebenden Rechte gänzlich oder teilweiſe verzichten. : 


$ 32. Höhe der Entſchädigung bei Beſchädigung des Gutes § 82. 


1. Bei Beſchädigung hat die Eiſenbahn, abgeſehen von dem im § 34 Ziff. 1 vorgeſehenen Fall, 
den Betrag des Minderwerts des Gutes und zwar ohne weiteren Schadenerſatz vorbehaltlich der in 
ben 88 35 und 36 vorgeſehenen Ausnahmen zu zahlen. 

2. Die Entſchädigung darf jedoch nicht überſteigen: 

a) wenn die ganze Sendung durch die Beſchädigung eine Wertminderung erfahren hat, 
den Betrag der im Falle des Verluſtes der ganzen Sendung zu zahlen wäre (8 29); 
b) wenn nur ein Teil der Sendung durch die Beſchädigung eine Wertminderung erfahren hat, 


den Betrag, der im Falle des Verluſtes dieſes Teiles der Sendung zu zahlen wäre 
(8 29). 


$ 33. Höhe der Entſchädigung bei Aberſchreitung der Lieferfriſt 8 33. 
1. Bei Überſchreitung der Lieferfriſt hat die Eiſenbahn, wenn der Berechtigte nicht nachweiſt, daß 
ein Schaden aus dieſer Überſchreitung entſtanden ijt, zu zahlen: ; 
Jun der Fracht bei einer Überſchreitung bis einſchließlich 0 der Lieferfriſt; 
?A der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als 1/io bis einſchließlich 2/, ber Lieferfriſt; 
3 der Fracht bei einer Uberſchreitung von mehr als / bis einſchließlich 3/10 der Lieferfriſt; 
tlio der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als / bis einſchließlich 10 der Lieferfriſt; 
"un der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als 710 der Lieferfriſt. 
2. Wird der Nachweis erbracht, daß ein Schaden aus der Überſchreitung entſtanden ift, fo iſt für 
dieſen Schaden eine Entſchädigung bis zur Höhe der Fracht zu entrichten. 


3. Als Frachtgebühr gilt die bloße Fracht ohne Nebengebühren. 


4. Die in den Ziffern 1 und 2 dieſes Paragraphen vorgeſehene Entſchädigung kann nicht neben 
der bei gänzlichem Verluſt zu leiſtenden Entſchädigung verlangt werden. 

Bei teilweiſem Verluſt iſt dieſe Entſchädigung für Lieferfriſtüberſchreitungen gegebenenfalls für 
den nicht verlorengegangenen Teil der Sendung zu entrichten. 


Bei Beſchädigung tritt ſie gegebenenfalls zu der in § 32 vorgeſehenen Entſchädigung hinzu. 


§ 34. Beſchränkung der Entſchädigung bei gewiſſen Tarifen § 84. 


1. Wenn die veröffentlichten Spezial⸗ oder Ausnahmetarife beſondere Beförderungsbedingungen 
enthalten, nach denen ſich für die ganze Beförderung niedrigere Frachtgebühren als nach den Normal⸗ 
tarifen ergeben, kann die Eiſenbahn in dieſen Fällen die bei Verluſt und Beſchädigung oder Über— 
ſchreitung der Lieferfriſt zu leiſtende Entſchädigung noch weiter als nach den in den §§ 29, 32 und 33 
vorgeſehenen Höchſtmaßen beſchränken; ebenſo kann ſie die Angabe des Lieferwertes bis zu einem 
beſtimmten Betrag beſchränken oder die Berechtigung zu dieſer Angabe gänzlich ausſchließen. 

Iſt ein in dieſer Weiſe feſtgeſetzter Höchſtbetrag in einem Tarif vorgeſehen, der nur auf einem 
Teil der Beförderungsſtrecke angewendet worden iſt, ſo tritt die Beſchränkung der Haftung der Eiſen⸗ 
bahn nur ein, wenn die die Entſchädigung begründende Tatſache ſich auf dieſem Teil der Beförderungs⸗ 
ſtrecke ereignet hat. ; 


2. Wünſcht ber Abſender bie Anwendung [older Tarife, [o muß er bas Verlangen im Fracht⸗ 
brief eingetragen (S 6 Ziff. 9 1), ; 


835. 


8 36. 


8 38. 


§ 39. 


Ri c 
$ 35. Angabe des Lieferwertes e 

1. Der Abſender kann den Lieferwert durch Eintragung des betreffenden Betrages im Fracht⸗ 
briefe gemäß Beſtimmung 8 6 Ziff. 9m) dieſer Verkehrsordnung angeben. Der Lieferwert iſt in der 
Landeswährung anzugeben, es ſei denn, daß die Tarife die Angabe des Lieferwertes in fremder Wäh⸗ 
rung geſtatten. : E an 

2. Es wird eine beſondere Gebühr von einem Viertel von Tauſend der angegebeen Summe (d. i. 
0,25 Gulden von tauſend Gulden) für je angefangene 10 km erhoben. SE 5 

Die Tarife können die Gebühr herabſetzen, auch einen Mindeſtbetrag feſtſetzen, A 

3. It der Lieferwert angegeben, |o kann bei Überſchreitung der Lieferfriſt beanſprucht werden: 

a) wenn nicht nachgewieſen wird, daß ein Schaden aus dieſer berſchreitung entſtanden iſt: 
2/10 der Fracht bei einer Überſchreitung bis einſchließlich 10 der Lieferfriſt ;, 
Lu der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als 1/10 bis einſchließlich ?/,9 der Liefer- 
fuit, ur ^ 
% der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als 2/ bis einſchließlich ?/,o der Liefer⸗ 
friſt, ; i i . ; 
% der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als ?/io bis einſchließlich /170 der Lieferz 
frist ; 
die ganze Fracht bei jeder Überſchreitung von mehr als */i der Lieferfriſt. 

Dieſe Beſchädigungen können in keinem Falle den angegebenen Betrag des Lieferwertes 
überjteigen. d SE e 
wenn ber Nachweis erbracht wird, daß ein Schaden aus der Überſchreitung entſtanden iſt, 
eine Entſchädigung bis zur Höhe des angegebenen Lieferwertes. ; 

4. Als Frachtgebühr gilt bie bloße Fracht ohne Nebengebühren. 

5. Iſt der Betrag des angegebenen Lieferwertes geringer als die in § 33 vorgeſehenen Ent⸗ 
ſchädigungen, ſo können dieſe Entſchädigungen an Stelle der unter a) und b) erwähnten Beträge ver⸗ 
langt werden. ER 

6. Wird der Nachweis erbracht, daß ein Schaden aus dem gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder 
aus der Beſchädigung eines Gutes entſtanden iſt, für welches der Lieferwert angegeben iſt, ſo kann 
außer der in den SS 29 und 32 oder gegebenenfalls in § 34 vorgeſehenen Entſchädigung ein weiterer 
Schadenerſatz bis zur Höhe der angegebenen Summe beanſprucht werden. ; 


S 36. Höhe der Entſchädigung bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn 
In allen Fällen, in denen der gänzliche oder teilweiſe Verluſt, die Beſchädigung oder die Über⸗ 
ſchreitung der Lieferfriſt auf Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn zurückzuführen iſt, iſt der 


Schaden jeweils bis zum Doppelten der in den SS 29, 32, 33, 34 und 35 vorgeſehenen Höchſt⸗ 
beträge zu erſetzen. i 


b 


— 


$ 37. Verzinſung des Entſchädigungsbetrages v 
1. Der Berechtigte kann 6 v. H. Zinſen der ibm auf einen Frachtbrief gewährten Entſchädigung 
verlangen, ſofern ſie den Betrag von 10 Gulden überſteigt. : 
2. Die Zinſen lauten om Tage ber in § 40 vorgeſehenen Reklamation. 


§ 38. Rückerſtattung der Entſchädigung 

Jede zu Unrecht empfangene Entſchädigung iſt zurückzuerſtatten. SC l 

Außerdem hat bie Eiſenbahn im Falle einer durch Betrug erwirkten Entſchädigung unbeſchadet 
der ſtrafrechtlichen Folgen Anſpruch auf Zahlung einer Summe, die dem zu Unrecht bezahlten Be- 
trage gleichkommt. i 

$ 39. Haftung der Eiſenbahn für ihre Leute. Beſchwerden 

1. Die Eiſenbahn haftet für ihre Leute und für andere Perſonen, deren ſie ſich bei Ausführung 
der von ihr übernommenen Beförderung bedient. : 

2. Wenn inbellen Bahnangeltellte auf Verlangen eines Beteiligten Frachtbriefe ausitellen oder 
Überſetzungen anfertigen, oder ſonſtige ber Eiſenbahn nicht obliegende Verrichtungen ausüben, gelten ſie 
als Beauftragte deſſen, für den ſie tätig ſind. 

3. Beſchwerden können mündlich oder ſchriftich angebracht werden. Die Eiſenbahn hat die Be⸗ 
ſchwerden zu prüfen und ſobald wie möglich einen Beſcheid zu erteilen. : : i 


— 
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Kapitel II 
Reklamationen. Klagen aus dem Frachtvertrag. Verjährung 
§ 40. Reklamationen 
1. Außergerichtliche Anſprüche aus dem Frachtvertrage müſſen ſchriftlich bei der im § 42 näher 


bezeichneten Eiſenbahn angebracht werden. 


2. Zur Geltendmachung find die gemäß S 41 zur Erhebung der Klage gegen bie Eiſenbahn be- 
rechtigten Perſonen befugt. 

3. Bei Geltendmachung ſolcher Anſprüche hat der Abſender das Frachtbriefduplikat, der Emp- 
fänger den Frachtbrief vorzulegen. § 41 Ziffer 3 findet entſprechende Anwendung. 

4. Bei Reklamationen wegen gänzlichen oder teilweiſen Verluſtes oder wegen Beſchädigung der 
Sendung muß der Wert des Gutes begründet werden. 

5. Den Reklamationen, welche andere Perſonen als die nach § 41 Berechtigten einbringen, 
müſſen auf beſonderen Blättern ausgeſtellte Erklärungen beigefügt werden, wonach der Berechtigte 
mit der Auszahlung des zu zahlenden Betrages an den Reklamanten einverſtanden ijt. In dieſen Er- 
klärungen müſſen die den Gegenſtand der Reklamationen bildenden Frachtbriefe angegeben werden. 
Die Eiſenbahn kann verlangen, daß die Unterſchriften unter den Erklärungen beglaubigt werden. Die 
Erklärungen werden von der Eiſenbahn zurückgehalten. 

6. Reklamationen wegen Rückerſtattung der unrichtig berechneten Frachtgebühren müſſen die de— 
daillierte Begründung der Anſprüche enthalten. 

7. Der Frachtbrief, das Frachtbriefduplikat und die übrigen Belege, die der Berechtigte ſeiner 
Reklamation beizufügen hat, müſſen in Arſchrift oder in beglaubigter Abſchrift vorgelegt werden. Bei 
der endgültigen Erledigung der Reklamation kann die Eiſenbahn in dieſem Falle die Vorlage der Mr- 
ſchriften des Frachtbriefes, Frachtbriefduplikates oder des Nachnahmeſcheins verlangen, um auf ihnen 
die endgültige Erledigung zu beurkunden. 

8. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, die Reklamationen möglichſt raſch ſchriftlich zu erledigen. Im 
Falle auch nur teilweiſer Berückſichtigung der Reklamation trägt die Eiſenbahn die Koſten der Zu: 
ſtellung des Beſcheides ſowie der Überweiſung des Betrages. 


$ 41. Zur Erhebung der Klage gegen die Eiſenbahn berechtigte Perſonen 


1. Zur gerichtlichen Geltendmachung von Anſprüchen auf Rückerſtattung von Zahlungen, die auf 
Grund des Frachtvertrages geleiſtet worden ſind, iſt der Abſender oder Empfänger befugt, je nachdem 
wer die Zahlung geleiſtet hat. 

: 2. Zur gerichtlichen Geltendmachung von Anſprüchen wegen Nachnahmen ijf nur ber Abſender 
befugt. 

3. Zur gerichtlichen Geltendmachung ſonſtiger Anſprüche gegen die Eiſenbahn auf Grund des 
Frachtvertrages ſind befugt: 

der Abſender, ſolange ihm nach § 21 das Recht zuſteht, nachträgliche Verfügungen über das Gut 
zu treffen; 

der Empfänger von dem Zeitpunkt an, zu dem ihm der Frachtbrief übergeben worden iſt oder er 
ſeine Rechte aus dem Frachtvertrag nach Maßgabe des § 16 Ziff. 17 geltend gemacht hat. 

4. Zur Erhebung der Klage durch den Abſender bedarf es der Vorlegung des Frachtbriefdupli— 
kates. Vermag der Abſender das Frachtbriefduplikat nicht vorzulegen, ſo kann er ſeinen Anſpruch gegen 
die Eiſenbahn nur mit Zuſtimmung des Empfängers oder dann gerichtlich geltend machen, wenn 
er nachweiſt, daß der Empfänger die Annahme des Gutes verweigert hat. 


S 42. Eiſenbahnen, gegen welche die Klagen zu richten ſind 


1. Anſprüche auf Rückerſtattung von Zahlungen, die auf Grund des Frachtvertrages geleiſtet 
ſind, können nur gegen die Eiſenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, die den Betrag erhoben hat. 

2. Anſprüche wegen Nachnahmen können nur gegen die Verſandbahn gerichtlich geltend gemacht 
werden. 

3. Sonſtige Anſprüche auf Grund des Frachtvertrages können nur gegen die Verſandbahn, die 
Empfangsbahn oder diejenige Eiſenbahn geltend gemacht werden, auf deren Strecken ſich die den 
Anſpruch begründete Tatſache ereignet hat. 

Unter den bezeichneten Eiſenbahnen ſteht dem Kläger die Wahl zu; mit der Erhebung der Klage 
erliſcht das Wahlrecht. 
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4. Im Wege ber Widerklage oder Einrede können Anſprüche auch gegen eine andere als die in 


den vorherigen Paragraphen bezeichneten Eiſenbahnen erhoben werden, wenn ſich die Klage auf den⸗ 
ſelben Frachtvertrag gründet.“ : 


8 43. Feſtſtellung eines teilweiſen Verluſtes oder einer Beſchädigung des Gutes 


1. Wird ein teilweiſer Verluſt oder eine Beſchädigung des Gutes von der Eiſenbahn entdeckt 
oder vermutet, oder von dem Berechtigten behauptet, ſo hat die Eiſenbahn den Zuſtand und das 
Gewicht des Gutes und, ſoweit dies möglich iſt, den Betrag, die Urſache und den Zeitpunkt des 
Schadens ſofort durch eine Tatbeſtandsaufnahme feſtzuſtellen. 

Dem Berechtigten iſt auf Verlangen eine Abſchrift der Tatbeſtandsaufnahme E 

2. Zur Feſtſtellung gemäß Ziff. 1 dieſes Paragraphen ift der Berechtigte zuzuziehen. Iſt die 
Aufforderung des Berechtigten nicht möglich, oder erſcheint derſelbe nicht in der von der Eiſenbahn 
beſtimmten Friſt, ſo ſind zwei unbeteiligte Zeugen, nötigenfalls Sachverſtändige, zuzuziehen. 

3. Ergibt die auf Verlangen des Berechtigten vorgenommene Unterſuchung keinen teilweiſen Ver⸗ 
luſt oder keine Beſchädigung der Sendung oder nur einen von der Eiſenbahn ſchon anerkannten teil⸗ 
weiſen Verluſt oder Beſchädigung, ſo hat er die entſtandenen Koſten zu tragen. 5 

4. Wenn der Berechtigte die Feſtſtellungen der Tatbeſtandsaufnahme nicht anerkennt, kann er 
verlangen, daß der Zuſtand und das Gewicht des Gutes ſowie die Schadensurſache und der Betrag 
des Schadens gerichtlich feſtgeſtellt wird. 


S 44. Erlöſchen der Anſprüche gegen die Eiſenbahn aus dem Frachtvertrage 


1. Mit der Abnahme des Gutes durch den Empfänger ſind alle Anſprüche gegen die Eiſenbahn 
aus dem Frachtvertrage erloſchen. Jedoch erlöſchen nicht: 

(1) Entſchädigungsanſprüche, bei denen der Berechtigte nachweiſt, daß der Schaden durch Vorſatz 

oder grobe Fahrläſſigkeit ber. Eiſenbahn herbeigeführt worden ijt. 

(2) Entſchädigungsanſprüche wegen Überſchreitung der Lieferfriſt wenn ſie vom Berechtigten bei 
einer der im § 42 Ziff. 3 bezeichneten Bahnen innerhalb einer Friſt von vierzehn Tagen, 
den Tag der Abnahme nicht mitgerechnet, angemeldet wurden. 

(3) Entſchädigungsanſprüche wegen teilweiſen Verluſtes oder Beſchädigung: 

a) wenn der Verluſt oder die Beſchädigung vor der Abnahme des Gutes durch den Be- 
rechtigten gemäß S 43 feſtgeſtellt worden. ift; 

b) wenn die Feſtſtellung, die nach $ 43 hätte erfolgen ſollen, nur durch Verſchulden der 
Eiſenbahn unterblieben iſt. 

(4) Entſchädigungsanſprüche wegen äußerlich nicht erkennbarer Schäden, die erſt nach der Abnahme 
feſtgeſtellt worden ſind, jedoch nur unter nachſtehenden Vorausſetzungen: 

a) daß ſich die Eiſenbahn dem Berechtigten gegenüber nicht zur Feſtſtellung des Zuſtandes 
des Gutes auf der Beſtimmungsſtation bereit erklärt hat; : 

b) daß unverzüglich nach der Entdeckung des Schadens und ſpäteſtens ſieben Tage nad) der 
Abnahme des Gutes der Antrag auf Feſtſtellung gemäß § 43 angebracht wird; 

c) daß der Berechtigte nachweiſt, daß der Schaden in der Zeit zwiſchen der Annahme 
zur Beförderung und der Ablieferung entſtanden iſt. 

(5) Anſprüche auf Rückerſtattung geleiſteter Zahlungen (S 18) oder wegen Nachnahmen. 

2. Der Berechtigte kann die Abnahme des Gutes auch nach Annahme des Frachtbriefes und 
Bezahlung der Fracht ſolange verweigern, bis ſeinem Antrage auf Feſtſtellung von behaupteten 
Schäden ſtattgegeben iſt. 

3. Vorbehalte bei der Abnahme des Gutes ſind wirkungslos, ſofern ſie nicht von der Eiſenbahn 
anerkannt ſind. 

4. Wenn von mehreren im Frachtbrief verzeichneten Stücken der Sendung einzelne bei der Ab- 
lieferung fehlen, [o kann der Berechtigte in der im $ 16 Ziff. 10 vorgeſehenen Quittung feſtſtellen, 
daß dieſe genau zu bezeichnenden Gegenſtände ihm nicht abgeliefert worden ſind. ; 


S 45. Verjährung ber Anſprüche aus dem Frachtvertrage 
1. Anſprüche aus dem Frachtvertrage verjähren in einem Jahre. 
Die Verjährung beträgt indeſſen drei Jahre, wenn es ſich handelt um Anſprüche: 
a) des Abſenders auf Auszahlung einer Nachnahme, die die Eiſenbahn vom Empfänger ein⸗ 
gezogen hat; 
b) wegen eines durch Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit verurſachten pa 
c) wegen bes im $ 38 erwähnten Betrugsfalles. 
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2. Die Verjährung beginnt: 

a) bei Entſchädigungsanſprüchen wegen teilweiſen Verluſtes, Beschädigung oder Überſchreitung 
der Lieferfriſt mit dem Tage der Ablieferung; 

bei Entſchädigungsanſprüchen wegen gänzlichen Verluſtes mit dem Tage des Ablaufs der 
Lieferfriſt; 

c) bei Anſprüchen auf Zahlung oder Rückerſtattung von Fracht, Nebengebühren oder Fracht⸗ 
zuſchlägen oder auf Berichtigung im Falle unrichtiger Tarifanwendung oder im Falle von 
Rechenfehlern mit dem Tage der Zahlung oder, wenn keine Zahlung ſtattgefunden hat, mit 
dem Tage der Aufgabe der Sendung und im Falle der Veräußerung mit dem Tage der 
erfolgten Veräußerung; 

d) bei Anſprüchen wegen Nachnahme mit dem dreißigſten Tage nach Ablauf der Lieferfriſt; 

e) bei Anſprüchen auf Zahlung eines von der Zollbehörde verlangten Zuſchlags mit dem Tage, 
an dem die Zollbehörde das Verlangen geſtellt hat. 

Der als Beginn der Verjährung bezeichnete Tag iſt in der Friſt nicht einbegriffen. 

3. Wenn der Berechtigte eine ſchriftliche Reklamation gemäß S 40 bei der Eiſenbahn eingereicht 
hat, wird der Lauf der Verjährung gehemmt. Der Lauf beginnt wieder mit dem Tage, an dem die 
Eiſenbahn die Reklamation durch ſchriftlichen Beſcheid zurückgewieſen, und die der Reklamation etwa 
beigefügten Belege zurückgegeben hat. Der Beweis des Eingangs der Reklamation oder des Beſcheides 
und der Rückgabe der Belege liegt dem ob, der ſich auf dieſe Tatſachen beruft. 

Weitere Reklamationen aus demſelben Titel hemmen die Verjährung nicht. 

4. Für die Unterbrechungen der Verjährung gelten die Beſtimmungen des allgemeinen Rechtes. 


b 


— 


8 46. Anzuläſſigkeit der Geltendmachung erloſchener oder verjährter Anſprüche 
Anſprüche, die gemäß den SS 44 und 45 erloſchen oder verjährt find, können auch nicht im 
Wege einer Widerklage oder Einrede geltend gemacht werden. 
Kapitel III 
Abrechnung. Nückgriff der Eiſenbahnen gegeneinander. Währung 
§ 47. Abrechnung zwiſchen den Eiſenbahnen 


1. Jede Eiſenbahn, die bei der Aufgabe oder Ablieferung des Gutes die Fracht oder andere 
aus dem Frachtvertrag herrührende Forderungen eingezogen hat, iſt verpflichtet, den beteiligten 
Eiſenbahnen den ihnen gebührenden Anteil an der Fracht und den erwähnten Forderungen zu bezahlen. 

2. Die Übergabe des Gutes von einer Eiſenbahn an die nächſtfolgende begründet für die erſtere 
das Recht, die letztere ſofort mit dem Betrag der Fracht und der ſonſtigen Forderungen zu belaſten, 


ſoweit ſich dieſe zur Zeit der Übergabe des Gutes aus dem Frachtbrief ergeben, vorbehaltlich Der. 


endgültigen Abrechnung nach Maßgabe der Ziff. 1 dieſes Paragraphen. 2 
3. Die Verſandbahn haftet, vorbehaltlich ihrer Anſprüche gegen den Abſender, für die Fracht 
und ſonſtigen Beträge, welche der Abſender nach Maßgabe des Frachtbriefes zu ſeinen Laſten über⸗ 
nommen hat. 
4. Liefert die Empfangsbahn das Gut ab, ohne bei der Ablieferung die Fracht und ſonſtigen 
Forderungen, mit denen es belaſtet war, einzuziehen, ſo iſt ſie vorbehaltlich ihrer Anſprüche gegen 
den Empfänger für die Bezahlung dieſer Beträge verantwortlich. 


8 48. Rückgriff bei Entſchädigung für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt, für Beſchädigung und Über- 
ſchreitung der Lieferfriſt 


1. Hat eine Eiſenbahn auf Grund der Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung eine Entſchädigung 
für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder Beſchädigung oder Überſchreitung der Lieferfriſt geleiſtet, 
jo ſteht ihr der Rückgriff gegen die an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen nach Maßgabe Tol- 
gender Beſtimmungen zu: 

) die Eiſenbahn, die den Schaden verurſacht hat, haftet ausſchließlich dafür; 

b) haben mehrere Eiſenbahnen den Schaden verurſacht, jo haftet jede Eiſenbahn für den von 
ihr verurſachten Schaden. Iſt eine ſolche Unterſcheidung nach den Umſtänden des Falles 
nicht möglich, ſo beſtimmen ſich ihre Anteile an der Entſchädigung nach den Grundſätzen 
unter c; 
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c) wenn nicht nachgewieſen werden kann, daß eine oder mehrere Eiſenbahnen den Schaden ver- 
urſacht haben, ſo haften ſämtliche an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen mit Ausnahme 
derjenigen, die beweiſen, daß der Schaden auf ihrer Strecke nicht verurſacht worden iſt; die 
Verteilung erfolgt nach Verhältnis der Tarifkilometer. 


2. Bei Zahlungsunfähigkeit einer dieſer Eiſenbahnen wird der auf ſie entfallende aber von ihr 
nicht gezahlte Anteil unter alle übrigen an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen nach Verhältnis 
der Tarifkilometer verteilt. i 


S 49. Währung 


1. Sämtliche Zahlungen find in ber in Umlauf befindlichen geſetzlichen Landeswährung zu Teilten, 


2. In Stationen, wo das Bedürfnis hierfür beſteht oder in manchen Verkehrsbeziehungen, kann 
die Eiſenbahn nach ihrem Ermeſſen auch die Annahme fremder Währung an Zahlungsſtatt anordnen. 


3. Die Eiſenbahn hat die Kurſe, zu denen ſie die in ausländiſcher Währung angegebenen Frachten, 
Nachnahmen, Neben- oder anderen Gebühren, bie in inländiſcher Währung bezahlt werden, umrechnet 
(Umrechnungskurſe), durch Schalteraushang oder auf ſonſtige geeignete Weiſe bekanntzugeben. 


4. Ebenſo hat die Eiſenbahn, wenn ſie fremdes Geld in Zahlung nimmt, die Kurſe bekanntzugeben, 
zu denen fie es annimmt (Annahmekurſe). 


Anlage A. 
(Bu $ 4 der V. O. G.) 


5 Vorſchriften 
über die nur bedingungsweiſe zur Beförderung durch die Eiſenbahn zugelaſſenen Gegenſtände 
Allgemeine Bemerkungen 
1. Die in der Anlage A aufgeführten Güter müſſen im Bradtbrief mit der in ı biejer Anlage 
aufgeführten Benennungen bezeichnet werden. 


2. Der Abſender hat im Frachtbriefe die in Klaſſe I aufgeführten Güter mit roter Tinte zu 
unterſtreichen. 


3. Die in der Anlage A aufgeführten Stoffe dürfen mit anderen Stoffen nur dann zuſammen⸗ 
geladen werden, wenn dieſes in der Anlage zugelaſſen iſt. 


Ihre Ladung mit anderen Stoffen in ein und denſelben Wagen iſt nur zuläſſig, wenn dieſerhalb in 
der Anlage A kein Verbot enthalten iſt. 


4. Gegenſtände, die nicht zu Schieß- oder Sprengzwecken dienen und durch Seien nidt 
aur Exploſion gebracht werden können und gegen Reibung und Stöße nicht empfindlicher als Doppel⸗ 
nitrobenzol find, gehören im Sinne dieſer Vorſchriften nicht zu den Spreng- und Schießmaterialien. 

5. Die Zulaſſung von Spreng-, Gxplojio- und Schießmitteln zur SE mit ber Eiſenbahn 
erfolgt durch die Aufſichtsbehörde. 


6. Die Zulaſſung der Spreng- oder Schießmittel zur Beförderung mit der Eiſenbahn erfolgt auf 
Grund von Beförderungsſicherheitsproben. 


7. Der Herſteller iſt verpflichtet durch ſtändige Proben feſtzuſtellen, ob die maßgebenden en 
ſchaften der zur Beförderung zugelaſſenen Sprengſtoffe gewahrt find. 

8. Unbeſchadet der Verantwortung des Herſtellers für die Einhaltung der maßgebenden OE 
ſchaften der zur Beförderung zugelaſſenen Sprengſtoffe kann bie Aufſichtsbehörde jederzeit feſtſtellen, 


ob die Erfüllung (Einhaltung) dieſer Bedingungen gewahrt iſt und gegebenenfalls die Beförderung 
des gegebenen Stoffes verbieten. 


Sprengſtoffe ſind zur e nur zugelaſſen, inſoweit ſie in der Klaſſe I genannt fin. 


em E 
Klaſſe I 
Exploſionsgefährliche Materialien 
la. Sprengſtoffe (Spreng: und Schießmittel) 
A. 
; Sprengſtoffe!) 

1. Gruppe. Handhabungsſichere Sprengſtoffe, die in unbeſchränkten Mengen zur Beförderung als 
S Frachtgut zugelaſſen ſind S 

a) Ammonſalpeterſprengſtoffe (vorwiegender Beſtandteil Ammonſalpeter), ſofern ſie in 
einer Temperatur von 75° innerhalb 48 Stunden keine Stickoryde abſondern, auch vor ſowie nach 
der Lagerung bei Stoß, Reibung und Entzündung nicht gefährlicher ſind als Ammonit 1 von fol⸗ 
gender Zuſammenſetzung: 80 v. H. Salpeter, 12 v. H. Trinitrotuol, 4 v. H. Holzmehl und 4 v. H. 
Nitroglyzerin. 

Sprengſtoffe dieſer Art, deren chemiſche Zuſammenſetzung ſich innerhalb des Rahmens der nach⸗ 
ſtehend aufgeführten Gemenge hält, ſind zur Beförderung zugelaſſen: 


cl vorläufig, wenn ihre genaue chemiſche Zuſammenſetzung der Aufſichtsbehörde angezeigt wurde; 


f) endgültig, wenn auf Grund dieſer Anzeige bie Aufnahme in die Liſte der zur Beförderung mit 
der Bahn zugelaſſenen Sprengſtoffe durch die Aufſichtsbehörde beſtätigt ijt. 


1. Bergwerfsſprengſtoffe 
A. Geſteinsſprengſtoffe 


Ammonit 1. Gemenge von 77—85 v. H. Ammonſalpeter, wovon bis zu 10 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffes durch Kaliſalpeter erſetzt fein dürfen, 1—6 v. H. Pflanzenmehl und / 
oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen, 10 —18 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und/oder Naphthalins 
und/ oder Diphenylamins, 3—4 v. H. Nitroglyzerin (auch gelatiniert). 


Ammonit 2. Gemenge von 77—87 v. H. Ammonſalpeter, wovon bis zu 10 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffes durch Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 1—6 v. H. Pflanzenmehl und / oder 
feſten Kohlenwaſſerſtoffen und/oder natürlichen auf chemiſchem oder biologiſchem Wege veränderten 
Zellſtoff, 12—20 v. H. Nitroabkömmlingen bes Toluols und/oder Naphthalins und/oder Diphenylamins, 
wovon bis 4 v. H. der Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Nitrozelluloſe erſetzt ſein dürfen. 


Ammonit 3. Gemenge von 72 — 76 v. H. Ammonſalpeter, wovon bis 10 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt fein dürfen, 3—5 v. H. Kaliumperchlorat, 1—4 
v. H. Pflanzenmehl und/oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen, 11-15 v. H. Nitroabkömmlingen des To⸗ 
luols und/oder Naphthalins und/oder Diphenylamins, 3—4 v. H. Nitroglyzerin (auch gelatiniert). 


Ammonit 4. Gemenge von 70—77 v. H. Ammonſalpeter, 5 — 10 v. H. Kaliumperchlorat, 
1—4 v. H. Pflanzenmehl und/oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen und / oder natürlichen auf chemiſchem 
oder biologiſchem Wege verändertem Zellſtoff, 10—16 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / 
oder Naphthalins und / oder Diphenylamins, wovon bis 4 v. H. der Geſamtmenge des Sprengſtoffes 
durch Nitrozelluloſe erſetzt ſein dürfen. 

Ammonit 5. Gemenge von 73—84 v. H. Ammonſalpeter, wovon bis zu 5 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 2—12 v. H. Aluminium, 5—15 v. H. 

Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder Naphthalins und/oder Diphenylamins, bis 5. v. H. Kalium⸗ 
perchlorat, auch bis 4 v. H. Pflanzenmehl und /oder Zelluloſe oder natürlichen auf chemiſchen oder 
biologiſchen Wege verändertem Zellſtoff, 4 v. H. feſten oder flüſſigen Kohlenwaſſerſtoffen. 

Ammonit 6. Gemenge von 82— 88 v. H. Ammonſalpeter, wovon bis 10 v. 9. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt werden dürfen, 1—6 v. H. Pflanzenmehl und / oder 
feſten Kohlenwaſſerſtoffen, 3—8 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und/oder Naphthalins und / 
oder Diphenylamins, 3—4 v. H. Nitroglyzerin (auch gelatiniert). 


Ammonit 7. Gemenge von 83—88 v. H. Ammonſalpeter, wovon bis zu 10 v. H. der Geſamt⸗ 
menge bes Sprengſtoffes durch Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 1— 6 v. H. Pflanzenmehl und / oder 
feſten Kohlenwaſſerſtoffen und/oder Zelluloſe oder natürlichen auf chemiſchen oder biologiſchen Wege 
verändertem Zellſtoff, 711 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und/oder Naphthalins und / oder 
Diphenylamins, wovon bis 4 v. H. der Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Nitrozelluloſe erſetzt ſein 
dürfen. Pisa 

` 1) In Sprengmitteln mit Nitroglyzerin, jedoch ohne Exploſivgelatine, kann das Nitroglyzerin durch andere Nitro⸗ 
glyzerinurſtoffe oder Dinitroglykol erſetzt fein. 


| „„ N 
i Ammonit 8. Gemenge von 76 v. H. Ammonſalpeter, 11 v. $: Trinitrotoluol, 6 v. H. 
Nitroglyzerin, 2 v. H. Holzmehl, 5 v. H. Metallalluminium. 
Ammongelatine. Gemenge von 28—33 v. H. Dinitrochlorhydrin, wovon bis zu ß d 
ber Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Nitroglyzerin erſetzt fein dürfen, 1—3 v. H. Kolodiumnitro⸗ 


zelluloſe, 45—50 v. H. Ammonſalpeter, 10—15 v. H. Alkalinitraten, 6—12 v. H. Nitroabkömm⸗ 


lingen des Toluols und/oder Naphthalins und oder Diphenylamins, bis 2 v. H. Pflanzenmehl. 


B. Wetterſprengſtoffe s 

Wetter⸗Bradit A. Gemenge von 79,5 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Nitroglyzerin, 
2 v. H. Trinitrotoluol, 1,5 v. H. Holzmehl, 13 v. H. Küchenſalz. 

Wetter⸗Bradit B. Gemenge von 65,5 v. H. Ammonſalpeter, 7,5 v. H. Dinitronaphthalin, 
6 v. H. Nitroglyzerin, 20 v. H. Küchenſalz, 1 v. H. Holzmehl. 

Weftter⸗Bradit C. Gemenge von 64,7 v. H. Ammonſalpeter, 4 x v. H. Nitroglyzerin, 8 v. H. 
Trinitrotoluol, 1,3 v. H. Holzmehl, 2 v. H. Holzkohle, 20 v. H. Küchenſalz. 

Wetter⸗Bradit D. Gemenge von 74,7 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Nitroglyzerin, 12 
v. H. Trinitrotoluol, 1,3 v. H. Holzmehl, 1 v. H. Holzkohle, 7 v. H. Küchenſalz. 

Wetter⸗Bradit E. Gemenge von 63 b. H. Ammonſalpeter, 6 v. H. Kalten e 
T v. H. Trinitrotoloul, 4 v. H. Nitroglyzerin, 2 v. H. Holzmehl, 18 v. H. Küchenſalz. 

Wetter⸗Bradit F. Gemenge von 77,5 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Kaliumperchlorat, 
4 v. 9. Trinitrotoluol, 4 v. H. Nitroglyzerin, 1,5 v. H. Holzmehl, 9 v. H. Küchenſalz. 

Wetter⸗Bradit G. Gemenge von 72 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. 9. Trinitrotoluol 4 v. 
H. Nitroglyzerin, 2 v. H. Holzmehl, 16 v. H. Küchenſalz. 

Wetter⸗Lignoſit A. Gemenge von 62 v. H. Ammonſalpeter, 5 v. H. Kaliſalpeter, 6,3 
v. H. Trinitrotoluol, 0,7 v. H. Dinitrotoluol, 4 v. H. Holzmehl, 4 v. H. Nitroglyzerin, 18 v. H. 
Küchenſalz. ; 

Wetter⸗Lignoſit B. Gemenge von 61,5 v. H. Ammonſalpeter, 3 v. H. Barytſalpeter, 
5 v. H. Dinitrotoluol, 4 v. H. Holzmehl, 4 v. H. gelatiniertes Nitroglyzerin, 22,5 v. H. Küchenſalz. 

Wetter⸗Lignoſit C. Gemenge von 57 v. H. Ammonſalpeter, 22 v. H. Natronſalpeter, 4 
v. H. Nitroglyzerin, 3,5 v. H. Holzkohle, 7 v. H. Chlorammon, 3 v. H. Schwefel. 

Wetter⸗Lignoſit D. Gemenge von 81 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Nitroglyzerin, 4 
v. H. Mononitronaphthalin, 2 v. H. Holzmehl, 9 v. H. Küchenſalz. 

Wetter⸗Lignoſit E. Gemenge von 53 v. H. Ammonſalpeter, 6 v. H. Nitroglyzerin, 3 v. H. 
Trinitrotoluol, 2 v. H. Holzmehl, 1 v. H. Holzkohle, 35 v. H. Küchenſalz. 

Wetter⸗Lignoſit F. Gemenge von 83 v. H. Ammonſalpeter, 2 v. H. Barytſalpeter, 4 v. H. 
Nitroglyzerin, 3 v. H. Dinitrotoluol, 2 v. H. Graphit, 6 v. H. Chlorkalium. 

Wetter⸗Lignoſit G. Gemenge von 54 v. H. Ammonſalpeter, 22 v. H. Natronſalpeter, 4 v. 
H. Nitroglyzerin, 3,5 v. H. Holzmehl, 3,5 v. H. Holzkohle, 10 v. H. Küchenſalz, 3 v. H. Schwefel. 

Wetter⸗Lignoſit H. Gemenge von 67 v. H. Ammonſalpeter, 5 v. H. Kaliſalpeter, 5 v. H. 
Mononitronaphthalin, 4 v. H. Nitroglyzerin, 15 v. H. Küchenſalz, 4 v. H. Holzmehl. 

Wetter⸗Lignoſit J. Gemenge von 70 v. H. Ammonſalpeter, 5 v. H. Natronſalpeter, 4 v. H. 
Mononitronaphthalin, 4 v. H. Nitroglyzerin, 5 v. H. Perchlorat, 5 v. H. Küchenſalz, 3 v. H. Chlor⸗ 
ammonium, 4 v. H. Holzmehl. 

Wetter⸗Lignoſit K. Gemenge von 80 v. 5, Ammonſalpeter, 3 v. H. Dinitrotoluol, 2 v. H. 
Graphit, 2 v. H. Holzmehl, 4 v. H. Nitroglyzerin, 9 v. H. Küchenſalz. 

Wetter⸗Weſtfalit A. Gemenge von 84 v. H. Ammonſalpeter, 2,4 v. H. Barytſalpeter, 
1,6 v. H. Naphthalin, 4 v. H. Nitroglyzerin, 8 v. H. Chlorkalium. 

Wetter⸗Weſtfalit B. Gemenge von 82 v. H. Ammonſalpeter, 1,5 v. H. Holzmehl, 1,5 v. H. 
Kohle, 4 v. H. Nitroglyzerin, 11 v. H. Chlorkalium. 

Wetter⸗Weſtfalit C. Gemenge von 83,5 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Nitroglyzerin, 1,5 
v. H. Trinitrotoluol phlegmatiſiert, 2 v. H. Holzmehl, 9 v. H. Chlorkalium. 


Wetter-Ammoncahücit A. Gemenge von 64,7 v. H. Ammonſalpeter, 8 v. H. Trinitro⸗ i 


toluol, 2 v. H. Kohle, 1,3 v. H. Holzmehl, 4 v. H. gelatiniertes Nitroglyzerin, 20 v. H. Chlornatrium. 
Wetter-Ammoncahücit B. Gemenge von 67 v. H. Ammonſalpeter, 6 v. H. Dinitrotoluol, 


1,5 v. H. Holzmehl, 1,5 v. H. Kohle, 4 v. H. gelatiniertes Nitroglyzerin, 20 v. H. Chlornatrium. ` 


Wetter⸗Pionkit A. Gemenge von 62 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Nitroglyzerin, 10 v. H. 
Nitrotoluol, 2 v. H. Holzmehl, 22 v. H. Küchenſalz. 

Wetter-⸗Pionkit B. Gemenge von 81 v. H. Ammonſalpeter, 3 v. H. Trinitrotoluol, 4 v. 9. 
Nitroglyzerin, 2 v. H. Zelluloſe, 10 v. H. Küchenſalz. 
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Forſt⸗ und Landwirtſchaftsbradit. Gemenge von 70 v. H. Ammonſalpeter, 12 v. H. 


Trinitrotoluol und andere Stickſtoffverbindungen, 0,5 v. H. Nitroglyzerin, 7 v. H. Kaliumperchlorat, 
1,5 v. H. Holzmehl, 1 v. H. Holzkohle, 8 v. H. Küchenſalz. 


II. Andere Sprengſtoffe 


b) Organiſche Nitroverbindungen, ſoweit fie gegen Stoß, Reibung und Endzündung 
nicht gefährlicher als reine Pikrinſäure jind und in 75? Temperatur innerhalb 48 Stunden ihr Ge— 
wicht nicht ändern (ſiehe auch Gruppe 2 Punkt a) und zwar: 

„) In Waſſer unlöslich, feine explofiven Salze bildend: 

Trinitrotoluol, reines, auch gemiſcht mit Ammonſalpeter (mit Ammonſalpeter verdünntes Tri⸗ 
nitrotoluol zur Füllung von Geſchoſſen) oder mit Dinitrotoluol, Terpentin und höchſtens 0,5 v. H. Kol- 
lodiumnitrozelluloſe (Plaſtrotyl), ferner ſogenanntes flüſſiges Trinitrotoluol (neutrale Miſchung der 
Nitroabkömmlinge von Toluol, flüſſig in gewöhnlicher Temperatur) und plaſtiſches Trinitrotoluol (eine 
plaſtiſche Miſchung von kriſtalliſchem und flüſſigem Trinitrotoluol, enthaltend höchſtens 0,5 v. H. 
Kollodiumbaumwolle) und Trinitrotoluol in gepreßter Miſchung mit Ammonſalpeter und Alluminium 
(Amonal). 

Dieſe Gegenſtände dürfen nicht gefährlicher als chemiſch reines „Trinitrotoluol“ ſein. 


Trinitroaniſol, Trinitroanilin, 
Trinitroxylol, Trinitronaphthalin, 
Trinitromeſitylen, Tetranitronaphthalin, 
Trinitropſeudokumol, Hexanitrodiphenylamin, 
Trinitrobenzol, Hexanitrodiphenylſulfid. 
Trinitrochlorbenzol, 


In Waſſer löslich: ; 
Pikrinſäure. Dieſe Säure darf feine Beimiſchungen enthalten, bie De gefährlicher 
als das rein chemiſche Produkt geſtalten könnten. : 
Trinitrokreſol, 
Trinitronaphthol, 
Tetranitronaphthol. 
7) Miſchungen aus vorgenannten Stoffen ) und p), die miteinander oder mit anderen aroma- 
tiſchen Nitrokörpern gemengt ſind und im Sinne dieſer Vorſchriften keine Sprengſtoffe ſind, z. B. Mono⸗ 
nitrotoluol, auch mit anderen, die Gefahr nicht erhöhenden Zuſätzen. ; [ 
Hierzu gehören: 
J. Bergbauſprengſtoffe 
Pikrit. Gemenge von 90 bis 100 v. H. Pikeinſäure, wovon ein Teil bis zu 20 v. H. der Ge— 
ſamtmenge des Sprengſtoffes durch andere aromatiſche Nitrokörper erfeBf fein darf, 10 bis 0 v. H. 
Waſſer oder andere die Gefahr nicht erhöhende Zuſätze. ; 
Hexamit. Gemenge von 60 bis 90 v. H. Hexanitrodiphenylamin, wovon ein Teil bis zu 40 v. H. 
der Geſamtmenge des Sprengſtoffes durch Pikrinſäure erſetzt fein darf, 10 bis 40 v. H. Dinitro⸗ 
und/oder Trinitroluol und/oder Trinitronaphthalin, auch mit höchſtens 4 v. H. Pflanzenmehl. 


II. Andere Sprengſtoffe 
(Zur Zeit nicht im Verkehr.) 
c) Nitrozelluloſe (Schießbaumwolle, Kollodiumwolle), ſofern fie folgenden Beſtändigkeits⸗ 
bedingungen genügt und zwar: 
1. Die Abſpaltung von Stickoryd während einer zweiſtündigen Erhitzung auf 132° darf für 1 g 
Nitrozelluloſe höchſtens 3 cm? betragen. 
2. Die Entzündungstemperatur ber Nitrozelluloſe muß über 180° liegen. 

«) Schießbaumwolle und Kollodiumbaumwolle ungepreßt, ſowie auch Schießbaumwolle in 
Flockenform mit mindeſtens 25 v. H. Waſſer⸗ oder Alkoholgehalt (75 Teile Trockenſtoff 
und 25 Teile Flüſſigkeit); 

f) Schießbaumwolle und Kollodiumbaumwolle, gepreßt, mit mindeſtens 15 v. H. Waſſergehalt 
(85 Teile Trockenſtoff und 15 Teile Waſſer). (Vergleiche auch 2. Gruppe unter Punkt b); 

d) Pulver und ſchwarzpulverähnliche Sprengſtoffe bei gewöhnlicher Hand— 
habung, ſoweit ſie gegen Stoß, Reibung oder Entzündung nicht gefährlicher ſind als Sprengſal⸗ 
peter, 10 v. H. Schwefel, 15 v. H. Braunkohle. 
peter 2 von folgender Zuſammenſetzung: 75 v. H. Natronſalpeter, 10 v. H. Schwefel, 15 v. H. Braun⸗ 
kohle. 
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Hierher gehören: SE 
ET I. Bergwerksſprengſtoffe ; SE 

Bergwerksſprengpulver 4. Gemenge von 65—70 v. H. Kaliſalpeter, 8 v. H. Ruß, 10—15 
v. H. Zelluloſe, 8—12 v. H. Schwefel, bis zu 3 v. H. Eiſenſulfat. : : 

Bergwerksſprengpulver 5. Gemenge von 70—73 v. H. Kaliſalpeter, 17—19 v. H. Schwefel, 
5—7 v. H. Holzkohle, 5—7 v. H. Zelluloſe oder natürlichem, auf chemiſchem oder biologiſchem Wege 
verändertem Zellitoff. z 

Sprengſalpeter 2. Gemenge von 70—75 v. H. Natronſalpeter, wovon bis zu 5 v. H. der Ge- 
ſamtmenge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 10—16 v. H. Braunkohle, 9—15 
v. H. Schwefel. : 

Sprengjalpeter 3. Gemenge von 71—76 v. H. Natronſalpeter, wovon bis zu 5 v. H. ber 
Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt fein dürfen, 9—11 v. H. Schwefel, 15—19 
v. H. Pech, wovon bis zu 10 v. H. der Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Kohle erſetzt ſein dürfen, 
bis zu 1 v. H. Kaliumbichromat. 

Sprengſalpeter 3. Gemenge von 65—70 v. 9. Natronſalpeter, wovon bis zu 40 v. H. der 
Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt fein dürfen, 8 v. H. Ruß, 10—15 v. H. 
Zelluloſe, 8—12 v. H. Schwefel, bis zu 3 v. H. Eiſenſulfat. ; : ; 

Sprengſalpeter 5. Gemenge von 70—75 v. H. Natronſalpeter, wovon bis zu 40 v. H. der 
Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt fein dürfen, 17—19 v. H. Schwefel, 5—7 v. H. 
Kohle, 5—7 v. H. Zelluloſe oder natürlichem, auf chemiſchen oder biologiſchem Wege verändertem Bell- 
geb os i 

II. Andere Sprengſtoffe 
(Zur Zeit nicht im Verkehr.) 

e) Chlorat- und Perchloratſprengſtoffe. 
Gemenge von Chloraten oder Perchloraten der Alkalien oder alkaliſchen Erden mit kohlenſtoffreichen 
Verbindungen, wie Kohlenwaſſerſtoffe, Harze, nitrierte Öle, aromatiſche Kohlenwaſſerſtoffe, Pflanzen- 
mehle, anorganiſche Salze und ähnliche. Die Chloratmiſchungen dürfen keine Ammonſalze enthalten. 
Gegen Stoß, Reibung oder Entzündung dürfen die Sprengſtoffe nicht gefährlicher ſein als ein Chlorat⸗ 
ſprengſtoff von folgender Zuſammenſtellung: 79 v. H. Kaliumchlorat, 15 v. H. Dinitrotoluol, 5 v. H. 
Rizinusöl, 1 v. H. Nitronaphthalin. Hierzu gehören: 


l. Bergwerksſprengſtoffe 


A. Chloratsſprengſtoffe 


Chloratit 1. Gemeitge von 70-80 v. H. Kalium und/oder Natriumchlorat, wovon bis zu 
20 v. H. der Geſamtmenge bes Sprengſtoffs durch Kaliumperchlorat und/oder Kaliſalpeter erſetzt ſein 
dürfen, 12—20 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder Naphthalins und / oder Diphenyla⸗ 
mins, 1—5 v. H. Pflanzenmehl, 3—5 v. H. feſten Kohlenwaſſerſtoffen und / oder Olen und / oder Fetten, 
2—6 v. H. nicht gelatiniertem Nitroglyzerin. 

Chloratit 2. Gemenge von 70—85 v. H. Kalium- und/oder Natriumchlorat, wovon bis zu 
20 v. H. der Geſamtmenge des Sprengſtoffes durch Kaliumperchlorat erſetzt fein dürfen, 10—20 v. H. 
Nitroabkömmlingen des Toluols und/oder Naphthalins und / oder Diphenylamins, 1-5 v. H. Pflanzen⸗ 
mehl, 3—5 v. H. feſten Kohlenwaſſerſtoffen und / oder Olen und / oder Fetten. 

Chloratit 3. Gemenge von 88—91 v. H. Kalium- und/oder Natriumchlorat, 8—12 v. 9. 
flüſſigen Kohlenwaſſerſtoffen mit einem Flammpunkt von nicht weniger als 30° und bis zu 3 v. H. 
Pfanzenmehl. ; 

B. Perchloratſprengſtoffe 

Perchloratit 1. Gemenge von 60—75 v. H. Kaliumperchlorat, wovon bis zu 10 v. H. der 
Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Ammonſalpeter und/oder Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 1—5 
v. H. Pflanzenmehl, 20—30 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und/oder Naphthalins und / oder 
Diphenylamins, 3—6 v. H. Nitroglyzerin, nicht gelatiniert. . 

Perchloratit 2. Gemenge von 62—T5 v. H. Kaliumperchlorat, wovon bis zu 10 v. H. der 
Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Ammonſalpeter und/oder Kaliſalpeter erſetzt fein dürfen, 1—8 
v. H. Pflanzenmehl und/oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen, 20—30 v. 9. Nitroabkömmlingen des To⸗ 
luols und/oder Naphthalins und/oder Diphenylamins, wovon bis zu 4 v. H. der Geſamtmenge des 
Sprengſtoffs durch Nitrozelluloſe erſetzt ſein dürfen. un 
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Perchloratit 3. Gemenge von 30—40 v. H. Kalium- und/oder Ammoniumperchlorat, 35—45 
v. H. Ammonſalpeter, wovon bei Anweſenheit von Ammoniumperchlorat eine dieſem äquivalente Menge 
durch Kaliſalpeter erſetzt ſein muß, 15—20 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und/oder Naphthalins 
und / oder Diphenylamins, wovon bis zu 4 v. H. ber Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Nitrozelluloſe 
erſetzt ſein dürfen, 3—8 v. H. Pflanzenmehl und/oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen. 


II. Andere Sprengſtoffe 
(Zur Zeit nicht im Verkehr) 


D Pulver⸗Rohmaſſe (für die Herſtellung von rauchloſem Pulver) mit einem Inhalt von 
mindeſtens 30 v. H. Waſſer. À : 


2. Gruppe. Sprengſtoffe, bie nur als halbe und ganze Wagenladungen befördert werden dürfen 


a) Organiſche Nitroverbindungen und Gemenge von dieſen, die den Anforde- 
rungen des Punktes b) der Gruppe 1 nicht entſprechen, jedoch im trockenen Zuſtande 48 Stunden 
bei 750 gelagert, gewichtsbeſtändig bleiben und bei Stoß, Reibung oder Entzündung nicht gefährlicher 
ſind: 

E trockene ſowie naſſe, in Waſſer unlösliche — als Tetranitromethylanilin, 

f) nalie, in Waſſer lösliche — als Trinitroreſorzin. 


Die in Waſſer ſich löſenden Nitroverbindungen dürfen keine Flüſſigkeiten abſondern. 


b) Nitrozelluloſe (Schießbaumwolle, Kollodiumbaumwolle), ſofern fie den nachſtehenden 
Beſtändigkeitsbedingungen genügt: ; : 
1. Die Menge des bei einer Temperatur von 132? innerhalb 2 Stunden lid) abſpaltenden 
Stickoxyd darf nicht mehr als 3 cm? auf 1 Gramm Nitrozelluloſe betragen. 
2. Die Endzündungstemperatur der Nitrozelluloſe muß über 1809 liegen. l 
4) Schießbaumwolle und Kollodiumwolle, ungepreßte, mit mindeſtens 15 v. H. Waſſer⸗ 
gehalt (85 v. H. Trockenſtoff und nn v. H. Waſſer). (Siehe auch Gruppe 1 Punkt c), 
a), p); 
8) Schießbaumwolle, gemahlene, auch mit einer Beimiſchung von 30—50 v. H. Kali- ober 
Barytſalpeter, in Geſchoſſe gepreßt mit einem Paraffinüberzug. 
c) Chlorhydrine, nitrierte. 
d) &Blorat- unb Perchloratſprengſtoffe, bie den Bedingungen der Gruppe 1 
Punkt e) nicht entſprechen, aber nicht gefährlicher jind als ein Chloratſprengſtoff von folgender Zu⸗ 
ſammenſetzung: 85 v. H. Kaliumchlorat und 15 o. H. Kolophonium. 


e) Schwarzpulver (Gemenge von Kaliſalpeter, Schwefel und Kohle) in Mehlform, gekörnt 
oder gepreßt, ferner ſchwarzpulverähnliche Gemenge, die den Bedingungen unter Gruppe 1, 
Punkt d) nicht entſprechen, jedoch unter dem Einfluß von Stoß, Reibung oder Entzündung nicht gefähr⸗ 
licher ſind als ſtaubfein gemahlenes Jagdpulver von folgender Zuſammenſetzung: 75 v. H. Kaliſalpeter, 
10 v. H. Schwefel und 15 v. H. Holzkohle. Hierzu gehören: ä 


I. Bergbauſprengſtoffe 


Bergwerksſprengpulver 1. Gemenge von 73—77 v. 9. Kaliſalpetet, 10 15 5. 8 
Holzkohle, 8-15 v. H. Schwefel. ; 

Bergwerksſprengpulver 2. Gemenge von 68—72 v. $: Kaliſalpeter, 28-32 v. 8 
Holzkohle und Schwefel. 

Bergwerksſprengpulver 3. Gemenge von 63—67 v. H. Kaliſalpeter, 33—37. v. H. 
Holzkohle und Schwefel. ; : 

Sprengſalpeter 1. Gemenge von 70— 75 v. H. Natronſalpeter, wovon bis zu 25 v. H. der 
Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt werden dürfen, 10—16 v. H. Kohle, 9—15;, 
v. H. Schwefel. t 

II. Andere Sprengitoffe 

; (Zur Zeit nicht im Verkehr) 

) Dynamite und dynamitähnliche Sprengſtoffe aus einer zu ihrer Herſtellung 
berechtigten inländiſchen oder aus einer zum Verſand auf den polniſchen Bahnen ermächtigten aus⸗ 
ländiſchen Fabrik. Sie dürfen nicht gefährlicher ſein als Sprenggelatine oder Gurdynamit. Hierzu ge⸗ 
hören: 
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g I. Bergbauſprengſtoffe 
5 a A. Geſteinſprengſtoffe 

Dynamit 1. Gemenge von 61—63,5 v. H. Nitroglyzerin, 1,5—4 v. H. Kollodiumbaumwolle, 
25—29 v. H. Natronſalpeter und / oder Kaliumperchlorat, 6—9 v. H. Holzmehl, auch bis zu 2 v. H. 
Soda und / oder Kreide und/oder unſchädlichen färbenden Beſtandteilen, z. B. Ocker, Caput mortuum. 

Dynamit 2. Gemenge von 56—61 v. H. Nitroglyzerin, 4,5—9 v. H. Nitrozelluloſe, 3—8 v. H. 
Holzmehl, bis zu 4 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und/oder en UE Dipheny- 
lamins, 25—30 v. H. Alkalinitraten und/oder Kaliumperchlorat. 

Dynamit 3. Gemenge von 34—39 v. H. Nitroglyzerin, 1—6 v. H. Nitrozelluloſe, 1—6 v. H. 
Pflanzenmehl, 6—10 v. H. Nitroabkömmlingen bes Toluols und/oder Naphthalins und / oder Dip- 
henylamins, 44—54 v. H. Alkalinitraten und/oder Ammonſalpeter und/oder Kaliumperchlorat. 

Dynamit 4. Gemenge von 36— 39,5 v. H. Nitroglyzerin, 0,5—4 v. $. Nitrozelluloſe, 1—7 
v. H. Pflanzenmehl und/oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen, 40—50 v. H. Alkalinitraten und / oder Am- 
monſalpeter und / oder Kaliumperchlorat, 7— 12 v. H. anorganiſchen paſſiven Salzen. 

Dynamit 5. Gemenge von 16—20 v. H. Nitroglyzerin, 0,5—2 v. H. Schießbaumwolle, 50. 74 
v. H. Kaliumperchlorat und / oder Ammonſalpeter und/oder Alkalinitraten, 2—12 v. H. Nitroabkömm⸗ 
lingen des Toluols und / oder Naphthalins und / oder Diphenylamins, 1—6 v. $. Pflanzenmehl und / 
oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen, auch bis zu 12 v. H. Alkalichloriden. 

Gelatit. Gemenge von mindeſtens 20 v. H. gelatiniertem Nitroglyzerin, mit waſſerhaltigen 
Streckmitteln, Ammonſalpeter, Holzmehl, auch mit aromatiſchen Nitrokörpern nicht gefährlicher als 
Trinitrotoluol, auch mit Chlornatrium, Chlorkalium oder ähnlichen ungefährlichen, neutralen, beſtän⸗ 
digen Salzen. 

Sprenggelatine. Gemenge von 92—94 p. H. Nitroglyzerin und 6—8 v. H. Kollodium⸗ 
baumwolle. : 

Sprenggelatine. (Herſt. Lignoſa). Gemenge 69,75 v. H. Nitroglyzerin, 23,25 v. H. Dinit- 
roglikol, 7 v. H. Kollodiumbaumwolle. 


B. Wetterſprengſtoffe 
4) Halbgelatinöſe Wetterſprengſtoffe. 

Wetter⸗Baldurit A. Gemenge von 12 v. H. gelatiniertem * 50 v. H. Ammon⸗ 
ſalpeter, 2 v. H. Dinitrotoluol, 2 v. H. Holzmehl, 0,5 v. H. Kohlenſtaub, 33,5 v. H. Chlornatrium. 

Wetter⸗Baldurit B. Gemenge von 12 v. H. gelatiniertem Nitroglyzerin, 50 v. H. Ammon- 
ſalpeter, 1 v. H. Kohlenſtaub, 35 v. H. Küchenſalz, 2 v. H. Holzmehl. 

Wetter⸗Bavarit A. Gemenge von 12 v. H. gelatiniertem Nitroglyzerin, 50 v. H. Ammon⸗ 
ſalpeter, 3 v. H. Dinitrotoluol, 1 v. H. Kohle, 1 v. H. Holzmehl, 28 v. H. Chlornatrium. 

Wetter⸗Bavarit B. Gemenge von 12 v. H. gelatiniertem Nitroglyzerin, 56 v. H. Ammon- 
ſalpeter, 2 v. H. Trinitrotoluol, 2 v. H. Dinitrotoluol, 28 v. H. Chlornatrium. 

p Gelatinöſe Wetterſprengſtoffe: 

Wetter⸗Barbarit A. Gemenge von 30 v. H. gelatiniertem Nitroglyzerin, 0,5 v. H. Schieß⸗ 
baumwolle, 0,5 v. H. Dinitrotoluol, 25 v. H. Ammonſalpeter, 3 v. H. Barytſalpeter, 1 v. H. Talk, 
40 v. H. Chlorkalium. 

Wetter⸗Barbarit B. Gemenge von 29,5 v. H. gelatiniertem Nitroglyzerin, 0,5 v. H. Schieß⸗ 
baumwolle, 1 v. H. Glyzerin, 24 v. H. Ammonſalpeter, 2,5 Barytſalpeter, 1 v. H. Talk, 41,5 v. H. 
Küchenſalz. 

Wetter⸗Barbarit C. Gemenge von 30 v. H. gelatiniertem Nitroglyzerin, 34,5 v. H. Chlor⸗ 
talium, 32,5 v. H. Ammonſalpeter, 1,5 v. H. Naphthalin, 1 v. H. Kaliſalpeter, 0,5 v. H. Glyzerin. 

Wetter⸗Arit A. Gemenge von 25 v. H. Nitroglyzerin, 0,8 v. H. Schießbaumwolle, 1 v. H. 
Glyzerin (Dickflüſſigkeit — 1,13), 29,5 v. H. Ammonſalpeter, 3,7 v. H. Trinitrotoluol, 40 v. H. 
Chlornatrium. 

Wetter⸗Arit B. Gemenge von 25 v. H. Nitroglyzerin, 0,8 v. H. Schieß baumwolle, 1 v. H. 
Glyzerin (Dickflüſſigkeit = 1 a 31 v. H. Ammonjalpeter, 4,2 v. H. Trinitrotoluol, 38 v. H. Chlor- 
natrium. 


Andere Sprengſtoffe 
Ee Zeit nicht im Verkehr) 


g) Ammonſalpeterſprengſtoffe, die bei gewöhnlicher Behandlung nicht Bande 
ſicher ſinded. h. den Bedingungen der 1. Gruppe, Punkt a) nicht entſprechen), ſofern ſie in keiner 
Beziehung nicht gefährlicher ſind als Sprenggelatine. Sie dürfen keine Chlorate enthalten und müſſen 


aus inländiſchen zu ihrer Herſtellung berechtigten oder aus ben zum Verſand auf polniſchen Bahnen 
beſonders ermächtigten ausländiſchen Fabriken ſtammen. ; 

h) Proben neuer Sprengſtoffe bis zum Gemidt von 15 kg, bei Aufgabe an 
amtlich anerkannte Prüfungsſtellen zur Unterfuhung, ſoweit fie nicht gefährlicher find als Spreng- 
gelatine oder Gurdynamit. 

B. 
; Schießmittel 
1. Gruppe. Schießmittel, die in unbeſchränkten Mengen zur Beförderung als Frachtgut 

` zugelaſſen jind, und zwar: ; 

Rauchloſe gelatinierte Nitrozelluloſepulver und nitroglyzerinhaltige Nitrozelluloſepulver, loſe und in 
Ladungen, ſofern ſie nachſtehenden Anforderungen entſprechen: 

1. Die zur Fabrikation verwendete Nitrozelluloſe muß von beſter Beſchaffenheit ſein und folgenden 
Beſtändigkeitsbedingungen genügen: 

a) bie Abſpaltung von Stickoxyd während einer zweiſtündigen Erhitzung auf 1329 darf für 
1 g Nitrozelluloſe nicht mehr als 3 cm? betragen. 

b) die Zündungstemperatur der Nitrozelluloſe muß über 1800 C liegen. 

2. Das verwendete Nitroglyzerin muß von beſter Beſchaffenheit ſein, insbeſondere keine freien 

Säuren enthalten. 5 

3. Das fertige Pulver muß gelatiniert ſein und folgenden Anforderungen entſprechen: 

a) Nitrozelluloſenpulver müſſen eine Verpuffungstemperatur von mindeſtens 170° haben und 
bei der Beſtändigkeitsprüfung mindeſtens 1 Stunde auf 1320 erhitzt werden können, ohne 
deutlich erkennbare gelbrote Gaſe abzuſpalten; 

b) nitroglyzerinhaltige Pulver müſſen eine Verpuffungstemperatur von mindeſtens 160° Haben 
und bei einer Beſtändigkeitsprüfung mindeſtens 1½ Stunden auf 1200 erhitzt werden können, 
ohne deutlich erkennbare gelbrote (baje abzuſpalten. 

2. Gruppe. Schießmittel, die nur in halben und ganzen Wagenladungen befördert werden dürfen 

Rauchloſe, gelatinierte Nitrozelluloſepulver und nitroglyzerinhaltige Nitrozelluloſepulver, die den 
Anforderungen für die Pulver der 1. Gruppe nicht entſprechen. 

Rauchloſe nicht gelatinierte Nitrozelluloſepulver (ſogenannte Miſchpulver). 

Schwarzpulver (gepreßt und gekörnt) und ähnliche für Schießzwecke geeignete Pulver. 

Gut gelatinierte Pulverfaſern und deren Erzeugniſſe. 

C: 
Andere ezplojionstábiae Stoffe 

1. Exploſionsfähige, jedoch nicht ſelbſtentzündliche chemiſche Erzeugniſſe, 
die nicht in den Abſchnitten unter A unb B aufgeführt find, müſſen im trockenen 
Zuſtande den Proben gegen Schlag, Reibung und Entzündung unterworfen werden und ſich dabei 
nicht gefährlicher erweiſen als zum Vergleich genommene verſtaubte Pikrinſäure bei einem Gefrier- 
punkt von mindeſtens 1200. ; ` 


2. Mechaniſche Gemenge mit explofiver Eigenſchaft können zu den Stoffen der gegebenen Gruppe 
nicht zugezählt werden. 


Beförderungsbedingungen für die unter La, A, B und C aufgeführten Sprengſtoffe 


J. Probeſendungen 


Zur Beförderung an ſtaatliche oder amtlich anerkannte Prüfungsſtellen zum Zwecke der Unter- 
ſuchung können als Stückgut aufgegeben werden: 
a) Proben neuer Sprengſtoffe, die nicht gefährlicher find als ber Vergleichs-Ammonit 1 (ſiehe 
Abt. A, 1. Gruppe a) in Mengen bis zu 5 kg, wenn ſie patroniert ſind. Die Patronen 
müſſen in feſtes Papier gewickelt und zu Paketen bis zum Gewichte von 2½ kg vereinigt, 
und in eine ſtarke haltbare Holzkiſte und dieſe wieder in eine hölzerne Überkiſte verpackt 
ſein. Der Zwiſchenraum zwiſchen den Wandungen beider Kiſten muß mindeſtens 5 em be- 
tragen und mit Kieſelgur oder Sägemehl ausgefüllt fein. Die Überkifte muß auf dem Deckel 


in roten Buchſtaben die deutliche haltbare Aufſchrift tragen: „Sprengſtoffproben Exploſiv |. 


Dem Frachtbrief muß bie Beſcheinigung eines von ber Eiſenbahn anerkannten Chemikers 
beigefügt ſein, daß Art und Verpackung der Sendung dieſen Vorſchriften entſpricht. 
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b) Proben beliebiger neuer Sprengſtoffe in Mengen bis zu 100 g, nur wenn fie patroniert find: 
Die Patronen müſſen, ſofern es mehr als eine find, durch Umwidelung in feſtes Papier zu 
einem Paket vereinigt und in eine ſtarke, haltbare Kiſte von mindeſtens 22 mm Brettſtärke 
und 25 em Seitenlänge mit trockenem Holzmehl feſt umgeben und gegen jede Verſchiebung 
in der Kiſte völlig feſtgelegt ſein. Dieſe Kiſte iſt in eine ſtarke, dichte, ſicher zu verſchließende 
hölzerne Überkiſte von mindeſtens 25 mm Brettſtärke und von ſolchen Abmeſſungen zu ver- 
packen, daß zwiſchen Innenkiſte und Außenkiſte überall ein lichter Abſtand von mindeſtens 
12 cm vorhanden iſt. Dieſer Zwiſchenraum iſt mit trockenem Holzmehl feſt auszufüllen, durch 
geeignete Vorrichtungen ſicherzuſtellen, daß ber Abſtand zwiſchen Innen- und Außenkiſte durch 
Rütteln während der Beförderung ſich nicht ändern kann. Die Überkiſte muß auf dem Deckel 


in roten Buchſtaben die deutliche, haltbare Aufſchrift tragen: „Sprengſtoffproben | Exploſiv. l 


Nicht ſtürzen!“ Dem Frachtbrief muß bie Beſcheinigung eines von der Eiſenbahn aner- 
kannten Chemikers beigefügt ſein, daß die Verpackung dieſer Vorſchrift entſpricht, und daß 
ber Abſender jid) vorher mit der Fabrik oder mit der Verſuchsſtation wegen der Eigen⸗ 
ſchaft der verſandten Proben verſtändigt hat. : 

c) Dynamitproben (2. Gruppe), ſoweit fie zu den Wetterſprengſtoffen gehören und an amtlich 
anerkannte Verſuchsſtationen zwecks Prüfung ihrer Sicherheit im Grubengas oder Kohlen⸗ 
ſtaub verſandt werden, in Mengen bis zu 2 kg und nur in Geſtalt von Patronen. Die 
Patronen müſſen durch feſtes Papier zu einem Paket vereinigt ſein, das mitten in eine 
Holzkiſte von mindeſtens 22 mm Brettſtärke mittels Holzmehl ſo feſt zu verpacken iſt, 
daß es gegen jede Verſchiebung völlig geſichert iſt. Die Kiſte iſt nachträglich, wie unter b) 
angegeben, zu verpacken. Die Schutzkiſte muß auf dem Deckel in roten Buchſtaben die deut⸗ 
liche, haltbare Aufſchrift tragen: „Dynamitproben zur Prüfung auf Sicherheit | Exploſiv. | 
Nicht ſtürzen!“ Dem Frachtbrief muß die Beſcheinigung eines von der Eiſenbahn anerkannten 
Chemikers beigefügt ſein, daß die Proben nicht gefährlicher ſind als Sprenggelatine oder 
Gurdynamit, und daß die Verpackung dieſen Vorſchriften entſpricht. 


Bemerkung: Proben von Expfoſiv- und Schießmitteln, die durch Militärinſtitute an chemische Laboratorien zur 
Prüfung geſandt werden, können ſtatt in Patronen in dichten blechernen Schachteln, die in der gleichen guten Weiſe wie 
oven, gut in Holzkiſten verpackt find, befördert werden. 


II. Gewöhnliche, nicht unter I fallende Sen dungen 
; A. ) 
Berpadung 
1. Gruppe der Sprengmittel. Kennzeichen | Exploſiv. 


1. Ammonſalpeterſprengſtoffe a) - 

(1) Diefe Sprengſtoffe können nur in Geſtalt von Patronen befördert werden. Die Patronen ſind 
in luftdicht verſchloſſene Blechbüchſen und dieſe in haltbare Holzbehälter feſt zu verpacken. 

(2) Die mit Paraffin oder Zereſin getränkten Patronen, können auch durch eine feſte Um⸗ 
hüllung von Papier, zu Paketen von 2½ kg Gewicht vereinigt ſein. Desgleichen können auch nicht⸗ | 
getränkte Patronen verpackt werben, es müſſen aber dann die Pakete ſelbſt durch einen Überzug von 
Paraffin oder Zereſin oder Harz völlig von der Luft abgeſchloſſen ſein. Die Pakete ſind in ſtarke, 
dichte ſicher verſchloſſene Holzbehälter feſt zu verpacken. 

(3) Der Inhalt der Kiſte darf höchſtens 50 kg betragen. 

(4) Die Kiſten müſſen in roter und haltbarer Aufſchrift die Bezeichnung: „Ammonſalpeter⸗Ver⸗ 


bindungen | Exploſiv |" tragen. 


2. Organiſche Nitroverbindungen und Gemenge aus ſolchen, b) 

(1) Dieſe Stoffe müſſen in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter oder in ſogenannte 
amerikaniſche Pappefäſſer feſt verpackt ſein. Das ſogenannte flüſſige Trinitrotoluol darf auch in 
eiſerne Behälter verpackt ſein; dieſe Behälter müſſen einen völlig dichten Verſchluß haben, der im 
Falle eines Brandes dem Drucke der im Innern des Behälters ſich entwickelnden Gaſe nachgibt. 
Pikrit und Hexamit werden nach den Vorſchriften für Ammonſalpeterſprengſtoffe a) verpackt, jedoch 
kann die Paraffinierung oder Zereſinierung fortfallen. e 

(2) Die Kiſten oder Behälter müſſen die deutliche und haltbare Aufſchrift bes Sprengſtoffnamens 


und in roter Farbe das Zeichen: „Nitroverbindungen | Explofio |“ tragen. Zur Verpackung von 
waſſerlöslichen Nitroverbindungen darf kein Blei verwendet werden. 


3. Nitrozellulofe!), (Schieß baumwolle, Kollodiumbaumwolle c) 
Nitrozelluloſe in Flockenform, aud) ungeprebt, mit mindeſtens 25 v. H. Waſſer⸗ oder Alkohol⸗ 
gehalt (v) und gepreßte Nitrozelluloſe mit mindeſtens 15 v. H. Waſſergehalt (3) müſſen luft-, waſſer⸗ 
bezw. alkoholdicht in ſtarke dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter oder in ſogenannte amerikaniſche 
Pappefäſſer oder in innen verzinkte (verbleite) Eiſenfäſſer mit einem dichten Verſchluſſe, der einem 
etwaigen inneren Drucke nachgibt, feſt verpackt ſein. Bei den Holzbehältern und den amerikaniſchen 
Pappefäſſern iſt die geforderte Luft⸗, Waſſer⸗ und Alkoholdichtheit durch geeignete dichte Einlagen 
3. B. Zinkblecheinſätze oder eine nichtunterbrochene Paraffinpapierauslegung, herzuſtellen. Die Behälter 


müſſen in roter Farbe die deutliche Aufſchrift tragen: „Naſſe Nitrozelluloſe Crplofto * 


4. Sprengſtoffe mit einer ähnlichen Zuſammenſetzung wie Schwarzpulver, 

, ungefährlich, bei gewöhnlicher Handhabung. d) 

(1) Dieſe Stoffe müſſen wie die Ammonſalpeterſprengſtoffe a) verpackt ſein. Bei Gruben⸗Spreng⸗ 
pulver 5 und Sprengſalpeter 5 iſt an Stelle der Verpackung in Patronen auch die Verpackung in 
Büchſen aus Weißblech mit dicht ſchließenden Deckeln zugelaſſen. Jede Büchſe darf höchſtens 5 kg 
Gruben⸗Sprengpulver 5, oder Sprengſalpeter 5 enthalten unb ijt in kräftiges Packpapier völlig einzu- 
wickeln. Höchſtens 10 Büchſen find in einen ſtarken, dichten, ſicher verſchloſſenen Holzbehälter ſo ein⸗ 
zuſetzen, daß die Deckel der Büchſen in ihrer Lage durchaus feſtgehalten werden. Dieſe Behälter müſſen 
durch dicht zugepaßte Zwiſchenwände eingeteilt und durch Nagelung verbunden ſein, jedoch nicht an 
den oberen Deckel des Behälters, wobei ſich in einer Abteilung nicht mehr als 3 Büchſen befinden 
dürfen. Bei Gruben-Sprengpulver 5 und Sprengſalpeter 5 ſind an Stelle der mit Paraffin oder 
Zereſin getränkten Patronenhülſen (vergleiche Ziff. 1 Abſ. (2) dichte Hülſen aus Pergamentpapier 
zugelaſſen. 

(2) Auf den äußeren Behältern muß ſich die deutliche und haltbare Aufſchrift des Sprengſtoff⸗ 


namens jowie das Zeichen „Grubenpulver [ Exploſiv S befinden. 


5. Chlorat⸗ und Perchloratſprengſtoffe e) 


(1) Die Stoffe müſſen patroniert fein. Die Patronen müſſen mit Paraffin oder Zereſin über⸗ 
zogen oder in paraffiniertes oder zereſiniertes Papier eingeſchlagen und durch eine feſte Umhüllung 
von Papier zu Paketen bis zu 2½ kg Gewicht vereinigt ſein, bei Chloratit 3 darf anſtatt des Pa⸗ 
raffinieren (Zereſinieren) der Pakete und Patronen gut geleimtes Papier Verwendung finden. Die 
Pakete müſſen in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter feſt verpackt ſein. In dem Behälter 
etwa leer bleibende Räume müſſen mit geeigneten Verpackungsſtoffen derart ausgefüllt ſein, daß ſich 
die Pakete nicht bewegen können. Zum Zuſammenfügen der Behälter verwendete eiſerne Nägel müſſen 
verzinkt ſein. 

(2) Der Inhalt eines Behälters darf höchſtens 25 kg betragen. 

(3) Die Behälter müſſen eine deutliche, haltbare Aufſchrift des Sprengſtoffnamens und je nach 
der Art des Sprengſtoffs die Angabe : 


„Chr. | Exploſiv | oder „Bert. | Exploſiv E in roter Farbe tragen. 


: 6. Pulver⸗Rohmaſſe f) ?) 

(1) Dieſe Maſſe muß in innen verzinkte (verbleite) Eiſenfäſſer mit einem ſicheren, dichten Ver⸗ 
ſchluſſe, der einem etwaigen inneren Drucke nachgibt, oder in feſtverſchloſſene, dichte Säcke aus Träf- 
tigem, gummiertem Stoffe und dieſe wieder in feſt verſchloſſene wiederſtandsfähige Überſäcke ver- 
packt ſein. ; 


1) Nitrozelluloſe c) mit mindeſtens 25 v. H. Waſſergehalt und Pulver⸗Rohmaſſe e) können unverpackt in beſonders 
eingerichtete Wagen, die für andere Zwecke nicht verwendet werden dürfen, verladen werden. Dieſe Wagen müſſen ſtarke 
und vollkommen dichte Wände haben, die ein Verſtreuen des Inhaltes ſowie ein Entweichen der Feuchtigkeit ausſchließen. 
Sie müſſen im Innern glatte, leicht reinzuhaltende, abwaſchbare Flächen haben ohne Vorſprünge, Schrauben, Muttern und 
dergleichen und ohne Vertiefungen, die ein Zurückbleiben von Reſten ermöglichen. Dieſe Wagen müſſen innen verzinkt oder 
verbleit, ſicher und gut verſchloſſen fein und eine in die Augen fallende rote Aufſchrift „Naſſe Nitrozelluloſe | Erplojiv [^ tragen, 

Die Verladung und Entladung loſer Nitrozelluloſe darf nur in den Sprengſtoffabrtken geſchehen. Vor der Wieder⸗ 
verwendung müſſen die Wagen innen und außen ſorgfältig gereinigt werden; eine Beſcheinigung darüber, daß dies ge⸗ 
ſchehen, iſt der Eiſenbahn bei der Uebergabe der Wagen vorzulegen. 


9) Wegen Verladung von Pulver⸗Rohmaſſe in beſonders eingerichtete Wagen vergleiche die Anmerkung zu Ziffer 3 
Nitrozelluloſe. Die Wagen müſſen bie Aufſchrift „Pulver⸗Rohmaſſe one tragen. ; 
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(2) Das Rohgewicht eines Frachtſtücks darf 35 kg nicht überſteigen. 8 . 
(3) Die äußeren Behälter müſſen in roter Farbe die deutliche Aufſchrift EE „Pulver⸗Roh⸗ 


maſſ t | Exploſiv Erviofio |”. 


2. Gruppe der Sprengſtoffe. Zeichen | Gxototio- Exploſiv, | 


1. Organiſche Nitroverbindungen und EE von ſolchen a) 

(1) Die Verpackung der trockenen Nitroverbindungen muß dieſelbe wie bei den organiſchen Nitro⸗ 
verbindungen der 1. Gruppe b) ſein. 

(2) Die mit Waſſer angefeuchteten Nitroverbindungen müſſen in haltbare Holzbehälter mit inneren 
Behältern aus Blech gepackt ſein, die eine dichte Gummizwiſchenlage zwiſchen dem oberen Rande und 
dem Deckel beſitzen. Die inneren Behälter für die im Waſſer löslichen, naſſen Nitroverbindungen a), 
„) müſſen aus ſolchem Material beſtehen, auf welches die naſſen, chemiſchen Nitroverbindungen nicht 
Doom können (3. B. Ton). Der Inhalt bes Waſſers muß ein derartiger fein, daß er während der 
Beförderung unter 25 v. H. nicht fallen kann. 

(3) Der Inhalt einer Kiſte darf höchſtens 25 kg betragen. 

(4) Auf den Kiſten muß in roter, deutlicher und haltbarer Aufſchrift der Vermerk: „Nitrover⸗ 


bindungen Exploſiv “ eingetragen ſein. 


2. Nitrozelluloſe. (Schießbaumwolle und Kolodium baumwolle b) 

(1) Die Stoffe müſſen in waſſerdichte, haltbare Holzbehälter, die keine eiſerne Reifen oder Bänder 
haben, ſo feſt verpackt ſein, daß der Inhalt ſich nicht bewegen kann. Außer den Holzbehältern ſind 
auch ſogenannte amerikaniſche Pappefäſſer zugelaſſen. 

(2) Die mit Paraffin oder auch mit einem Zuſatz von 30—50 v. H. Kaliſalpeter oder Baryt- 
ſalpeter überzogenen Patronen müſſen vor dem Einlegen in die Behälter durch Umwickelung in 
ſtarkes Papier in Pakete gebunden ſein. 

(3) Die Behälter müſſen in roter Farbe die deutliche, haltbare Aufſchrift: 

„Nitrozelluloſe | Exploſiv * tragen. 
3. Nitrierte Chlorhydrine c) 

Nitrierte Chlorhydrine ſind in ſtarke, dicht verſchloſſene Metallgefäße zu verpacken, die nur bis 
zu ?/g ihres Faſſungsraums gefüllt fein und nicht mehr als 25 kg nitrierte Chlorhydrine enthalten 
dürfen. Jedes Gefäß iſt einzeln in einen ſtarken Holzbehälter mit Sägemehl ſo einzuſetzen, daß er 
überall von einer mindeſtens 10 cm ſtarken Schicht Sägemehl umgeben iſt. Der Holzbehälter muß in 


roter Farbe die deutliche und dauerhafte Aufſchrift tragen: „Nitriertes Chlorhydrin | Exploſiv R 


4. Chlorat⸗ und Perchloratſprengſtoffe d) 

(1) Die Stoffe müſſen patroniert fein. Die Patronen müſſen mit Paraffin oder Zereſin über- 
zogen oder in paraffiniertes oder zereſiniertes Papier eingeſchlagen und durch eine feſte Umhüllung 
von Papier zu Paketen bis 2½ kg Gewicht vereinigt fein. Die Pakete müſſen in ſtarke, dichte, 
ſicher verſchloſſene Holzbehälter feſt verpackt ſein. In dem Behälter etwa leerbleibende Räume müſſen 
mit geeigneten Verpackungsſtoffen derart ausgefüllt ſein, daß ſich die Pakete nicht bewegen können. 
Zum Zuſammenfügen der Deckel der Behälter verwendete eiſerne Nägel müſſen verzinkt ſein. 

(2) Der Inhalt eines Behälters darf höchſtens 25 kg betragen. 

(3) Die Behälter müſſen in deutlicher, haltbarer Aufſchrift den Sprengſtoffnamen und i Au 
der Art des Sprengſtoffes die Angabe in roter Farbe | 


„Chl. | Exploſiv [ oder „Perchl. | Exploſiv | tragen. 


5. Schwarzpulver ſowie ſchwarzpulverähnliche Miſchungen e) 

(1) Dieſe Stoffe müſſen in haltbare dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter feſt verpackt ſein, die 
das Verſtreuen oder Verſtauben des Inhalts ſicher verhindern. Auch ſogenannte amerikaniſche Pappe⸗ 
fäſſer ſind zuläſſig. Die Behälter dürfen keine eiſernen Nägel, Schrauben oder ähnliche eiſerne Be⸗ 
feſtigungsmittel (Reifen, Bänder oder dergleichen) haben. Bei Holzfäſſern mit einem Rohgewicht von 
höchſtens 20 kg ſowie bei Holzkiſten ſind jedoch auch verzinkte Drahtſtifte mit verſenkten Köpfen zu⸗ 
läſſig. Auch metallene Packgefäße (mit Ausnahme von eiſernen) ſind zuläſſig, wenn ihr Verſchluß 
zwar völlig dicht iſt, jedoch im Falle eines Brandes dem Drucke der ſich im Inneren entwickelnden 
Pulvergaſe nachgeben kann. 
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(2) Loſes Kornpulver in Holzbehältern muß in dichte, haltbare Säcke, Mehlpulver dagegen in 
Lederbeutel geſchüttet werden. 
, (3) Das Rohgewicht eines Behälters darf höchſtens 90 kg betragen. 
(4) Die Behälter müſſen in deutlicher, haltbarer Aufſchrift den Sprengſtoffnamen und in roter 
Farbe das Zeichen: „P. Exploſiv |^ tragen. 


6. Dynamite und dynamitähnliche Sprengſtoffe D, nicht handhabungsſichere 
Ammonſalpeterſprengſtoffe g) und Proben neuer Sprengſtoffe h) 

(1) Die Sprengſtoffe müſſen patroniert ſein. Zu den Hülſen der Patronen darf kein gefettetes 
oder geöltes, wohl aber paraffiniertes Papier verwendet werden. Die Patronen müſſen durch feſtes 
Amſchlagpapier zu Paketen bis zu einem Gewicht von 2½ kg vereinigt fein. Die Pakete find in 
ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter, die keine eiſernen Reifen oder Bänder haben, ſo feſt 
einzuſetzen, daß ſie ſich nicht verſchieben können. 

(2) Das Rohgewicht ber Behälter mit Stoffen unter f) darf 35 kg nicht überſchreiten. 

(3). Die Behälter müſſen in deutlicher, haltbarer Aufſchrift den Sprengſtoffnamen und die An- 
gabe in roter Farbe „Dyn. | Exploſiv | “ jowie bas Fabrikzeichen und die Bezeichnung ber Her⸗ 
kunft (Fabrikmarke) tragen. ; 
edieBmnittel 

a) Für bie 1. unb 2. Gruppe gemeinſam 

Schießmittel. Schießmittel, die loſe oder auch in Form von Kartuſchen ſind, müſſen feſt 
in haltbare Holzbehälter verpackt ſein, deren Fugen ſo gedichtet find, daß kein Ausſtreuen des In⸗ 
halts ſtattfinden kann. Auch ſogen. amerik. Pappefäſſer ſind zuläſſig. Die Behälter dürfen keine 
eiſernen Nägel, Schrauben oder ſonſtige eiſerne Befeſtigungsmittel (Reifen, Bänder oder dergleichen) 
haben. Metallene Packgefäße (mit Ausnahme von eiſernen) ſind zuläſſig, wenn ſie völlig dicht und 
nachgiebig genug ſind, um die Entſtehung eines eine Detonation bedingten Innendrucks zu verhindern. 

; b) Für diel. Gruppe 
: Die Holzbehälter und die metallenen Gefäße müſſen in roter Farbe die deutliche und haltbare 
Aufſchrift tragen: „Rauchloſes Pulver Exploſiv E 


c) Für bie 2. Gruppe 
(1) Loſes Kornpulver muß vor ber Verpackung in Tonnen oder Kiſten in haltbare, dichte Säcke 
geſchüttet ſein. Zum Verpacken von prismatiſchem Pulver in einzelnen Stücken ſind ſtarke, dichte, 


ſicher verſchloſſene Holzbehälter zu verwenden. Die Wände der Behälter müſſen gezinkt, Boden und 


Deckel müſſen durch verleimte hölzerne Nägel oder durch Meſſingſchrauben gut befeſtigt ſein. Inner⸗ 
halb des Behälters müſſen ſich zur Feſtſtellung der Pulverprismen zwei Platten von Filz oder einem 
ähnlichen elaſtiſchen Stoffe, die eine an einer Kopfwand, die andere unter dem Dedel befinden. 

(2) Das Rohgewicht eines Behälters darf höchſtens 90 kg betragen. Einzelne Kartuſchen dürfen 
ein höheres Gewicht haben. 

(3) In einen Behälter dürfen nicht verſchiedenartige Schießmittel ſowie auch Schießmittel mit 
anderen exploſivfähigen Stoffen gepackt werden. À 

(4) Die Behälter müſſen bie deutliche und haltbare Aufſchrift in roter Farbe tragen: 
„Schießpulver Dieler |“ 


d) Ausnahmen von ben Vorſchriften unter a) und b) für die Schießmittel der 
1. Gruppe, für welche die Zuſammenladung mit Sprengkapſeln (1b) Ziffer 2) 
i a) unb b) zuläſſig ijt 

Schießmittel der 1. Gruppe, für welche die Zuſammenladung mit ſprengkräftigen Zündungen (Ib) 
Ziff. 2a) und b) zuläſſig ift, müſſen in haltbare, dichte Holzbehälter von mindeſtens 30 mm Wand— 
ſtärke verpackt ſein, deren Deckel mit Schrauben befeſtigt iſt. Ein derartiger Behälter darf höchſtens 
30 kg Schießmittel enthalten. Der Behälter iſt in eine ſtarke, dichte und mit Meſſigſchrauben oder 
verzinkten Holzſchrauben ſicher zu verſchließende hölzerne Überkiſte von mindeſtens 25 mm Wand- 
ſtärke einzuſetzen. Zwiſchen dem inneren Behälter und der Überkiſte muß überall ein Zwiſchenraum von 
mindeſtens 12 em vorhanden ſein, der mit trockenem Holzmehl oder Sägemehl feſt auszufüllen iſt. 
l Durch geeignete Proben muß feſtgeſtellt fein, daß der Zwiſchenraum zwiſchen dem inneren Behälter 
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und der Schutzkiſte ſich durch Rütteln während der Beförderung nicht ändern kann. Die Aberkiſten 
müſſen in roter Farbe die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Rauchloſes Pulver Exploſiv ] 


nach A d)“, die äußeren Kiſten find mit einem Plombenverſchluß oder mit einem auf zwei benach⸗ 
barten Schraubenköpfen angebrachten Siegel oder mit einem über Deckel und Wände geklebten, die 
Schutzmarke enthaltenden Zeichen zu verſehen. s ; ER A 


Andere explofionsfähige Stoffe : 
(1) Zur Verpackung von exploſionsfähigen Stoffen der Abteilung C müſſen haltbare und dicht 
ſchließende Behälter benutzt werden, die ein Verſtreuen, Verſtauben oder Auslecken des Inhaltes gänz⸗ 
lich ausſchließen. l ; SE SC 
S (2) Die Behälter müſſen in roter Farbe die deutliche und dauerhafte Aufſchrift tragen: „Explo⸗ 
ſionsfähig, nicht ſelbſtendzündliche chemiſche Erzeugniſſe“. ; uo D 

B. 
Aufgabe 

(1) Als Eilgut dürfen nicht aufgegeben werden: Sprengmittel der 2. ſowie Schießmittel der 
2. Gruppe. ; ix ARDT 

(2) Bei Sprengmitteln ber 2. Gruppe i noch folgendes zu beachten: : NER 

a) dieſe Stoffe dürfen nicht nach Stationen und Bahnſtrecken aufgegeben werden, wo ihre Be⸗ 
förderung verboten iſt. : ; E 

b) Die Annahme dieſer Stoffe kann, ſofern fie nicht mit Sonderzügen befördert werden, von 
vornherein auf beſtimmte Tage und Züge beſchränkt werden. Die Beſtimmung der Tage 
und Züge unterliegt der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. ; ; 

c) Die Frachtgebühren find bei ber Aufgabe zu entrichten. Die Sendungen dürfen nicht mit 
Nachnahme belaſtet werden, desgleichen iſt die Angabe des Intereſſes an der Lieferung un⸗ 
zuläſſig. e? 

d) Jede Sendung muß — vorbehaltlich beſonderer Vereinbarungen mit der Eiſenbahn im Einzel⸗ 
falle — mindeſtens 1 Tag vor der Aufgabe unter Vorlegung eines genauen und voll⸗ 

ſtändigen Frachtbriefes bei der Abfertigungsſtelle angemeldet werden. Die Sendung darf 
nur zu der von der Abfertigungsſtelle beſtimmten Tageszeit aufgeliefert werden. . 

e) Sendungen, die in Sonderzügen befördert werden follen, find der Verſandgüterabfertigung 

mindeſtens 8 Tage vor der Aufgabe unter Bezeichnung der Beſtimmungsſtation anzumelden. 
RB 
Beſcheinigungen. Frachtbriefe f 

(1) Bei den Sprengmitteln der 1. Gruppe muß jede Sendung von einer Beſcheinigung eines von 
der Eiſenbahnverwaltung anerkannten Chemikers begleitet ſein, daß der Sprengſtoff bezüglich ſeiner 
Zuſammenſetzung den Beſtimmungen unter La) der Anlage A zur V. O. G. entſprechend zuſammen⸗ 
geſetzt iſt und die dort vorgeſchriebene Prüfung beſtanden hat. Außerdem muß auf dem Frachtbrief 
vom Abſender beſcheinigt ſein, daß die Verpackung des Sprengſtoffs dieſen Vorſchriften genau entſpricht 

und außerdem bei Ammonſalpeterſprengſtoffen: - ; 

a) während ber Zeit der vorläufigen Zulaſſung des Sprengſtoffs, daß bie genaue chemiſche Zu⸗ 
ſammenſetzung des Sprengſtoffs der Aufſichtsbehörde angezeigt iſt unter Angabe des An⸗ 
meldetages; 5 ; i 

b) nach der endgültigen Zulaſſung des Sprengſtoffes zur Beförderung, daß der Sprengſtoff 
von der Aufſichtsbehörde zur Eiſenbahnbeförderung zugelaſſen iſt, unter Angabe des Tages 
der Zulaſſung. : : i 

Bei den ſchwarzpulverähnlichen, handhabungsſicheren Sprengſtoffen der 1. Gruppe, wie auch den 
Chlorat⸗ und Perchloratſprengſtoffen der 1. Gruppe iſt ebenfalls eine Erklärung des Abſenders erforder⸗ 
lich, daß der Sprengſtoff von der Aufſichtsbehörde zur Eiſenbahnbeförderung zugelaſſen iſt. Auch hier 
iſt der Tag der Zulaſſung anzugeben. ; ; 

Bei nitrierten Chlorhydrinen iſt bie Beſcheinigung eines von der Eiſenbahn anerkannten Che⸗ 
mikers nicht erforderlich. Bei einer Weiterbeförderung von Teilſendungen durch andere Abſender als 
die herſtellende Fabrik kann von der Beſcheinigung eines von der Eiſenbahn anerkannten Chemikers 
abgeſehen werden, wenn der Abſender im Frachtbrief erklärt, daß der zur Beförderung aufgegebene 
Sprengſtoff von einer geprüften und beſcheinigten Sendung ſtammt und daß die urſprüngliche 
Verpackung in keiner Weiſe geändert iſt. Auf Erfordern iſt dies glaubhaft nachzuweiſen. T. 
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(2) Bei Nitroverbindungen Der 1. und 2. Gruppe der Sprengitoffe und bei Miſchungen aus den⸗ 

ſelben muß im Frachtbrief angegeben werden, ob dieſe Nitroverbindungen, und bei Miſchungen, ob ihre 

Beſtandteile im Waſſer löslich ſind. EN 

(3) Bei Sprengſtoffen der 2. Gruppe ijt nachſtehendes zu beachten: 

. a) Die Frachtbriefe dürfen keine anderen Gegenſtände umfaſſen. Die in ihnen angegebene Be- 

zeichnung des Sprengſtoffes iſt rot zu unterſtreichen. Die Frachtbriefe müſſen außer der An⸗ 
zahl, Gattung, Zeichen und Nummern der Gefäße auch das Rohgewicht jedes einzelnen 
Behälters enthalten; für Nitrozelluloſe ſind beſondere Frachtbriefe auszuſtellen. Bei Dyna⸗ 
miten (der 2. Gruppe) kann vom obigen Abſtand genommen und können dieſe auf einen 
Frachtbrief zuſammen mit den explofionsfähigen Stoffen der 1. Gruppe aufgegeben werden, 
mit Ausnahme jedoch von Stoffen mit einer dem Schwarzpulver ähnlichen Zuſammen⸗ 
ſtellung. 5 l 

b) Auf dem Frachtbriefe muß vom Abſender beſcheinigt fein, daß Beſchaffenheit unb Ber- 
packung der Sprengſtoffe den Vorſchriften unter 1a) dieſer Anlage entſprechen. Außerdem 
muß jeder Sendung von Patronen aus Dynamit oder aus den übrigen in der 2. Gruppe unter 
1), g) und h) aufgeführten Stoffen ein von der Fabrik ausgeſtelltes, amtlich beglaubigtes UWr- 
ſprungszeugnis und die Beſcheinigung eines von der Eiſenbahn anerkannten Chemikers über 

: ordnungsmäßige Beſchaffenheit und Verpackung beigegeben fein. 

(4) Bei den Schießmitteln der 1. Gruppe muß auf dem Frachtbriefe von einem von der Eiſen⸗ 
bahn anerkannten Chemiker beſcheinigt ſein, daß die Pulver den Bedingungen dieſer Vorſchriften ent⸗ 
ſprechen. Bei der Weiterbeförderung von Teilſendungen durch andere Abſender als die herſtellende 
Fabrik kann von der Beſcheinigung eines von der Eiſenbahn anerkannten Chemikers abgeſehen werden, 
wenn der Abſender auf dem Frachtbrief erklärt, daß das Pulver oder die Pulverladungen einer ge⸗ 
prüften und beſcheinigten Lieferung entſtammen. Auf Erfordern iſt dies glaubhaft nachzuweiſen (ver⸗ 
gleiche auch Abſatz (6). 

(5) Für Schießmittel der 2. Gruppe gelten die Vorſchriften für die Sprengmittel der 2. Gruppe 
in Abſatz (3), (vergleiche auch Abſatz (6). : : : 

(6) Bei Verſendung von Schießmitteln ber 1. Gruppe, für welche die Zuſammenladung mit 
Sprengkapſeln (Ib Ziffer 2 a) und b) zuläſſig iſt (und welche nach der Vorſchrift unter A d) ver- 
packt ſind), iſt folgendes zu beachten: ; 

a) Jedem Behälter muß ein beſonderer Frachtbrief beigegeben ſein, der keine anderen Gegen⸗ 

= tände umfaßt. s 
b) Der Abſender hat im Frachtbrief nachſtehende von ihm unterzeichnete Erklärung abzugeben: 
„Der Anterzeichnete erklärt, daß die zu dieſem Frachtbriefe gehörige, mit dem 
Zeichen verſehene Sendung in Beſchaffenheit und Verpackung den in der An⸗ 
lage A der Eiſenbahnverkehrsordnung unter Ja) getroffenen Beſtimmungen entſpricht.“ 

In der Erklärung muß auch das Zeichen der Plombe, des Siegels oder der Schutzmarke an- 
gegeben werden. 

(7) Bei den exploſionsfähigen Stoffen (Abt. C) muß auf dem Frachtbriefe ein von der Eiſen⸗ 
bahn anerkannter Chemiker beſcheinigen, daß die Stoffe geprüft worden ſind und den Vorſchriften 
unter La) Teil C dieſer Anlage entipreden. 

In allen dieſen Fällen kann bie Beſcheinigung des Chemikers durch eine beſondere Beſcheinigung 
der entſprechenden Behörde erſetzt ſein; im Frachtbriefe muß darauf hingewieſen werden. 


D. 
Beförderungsmittel 


(1) Zur Beförderung aller Sprengſtoffe müſſen nur bedeckte Güterwagen verwendet werden. 
(2) Mit Blei ausgekleidete oder mit Blei bedeckte Wagen dürfen zur Beförderung von waſſer⸗ 
löslichen Nitroverbindungen (1. und 2. Gruppe der Sprengmittel) nicht verwendet werden (vergleiche 
C bj. (2). 
(3) Für die Sprengmittel ber 2. Gruppe und für die Schießmittel der 2. Gruppe, die nicht 
nach A d) verpackt ſind, gilt folgendes: 
a) Nur Wagen mit federnden Stoß⸗ und Zugvorrichtungen, feſter ſicherer Bedachung, dichter 
Verſchalung und gut ſchließenden Türen, möglichſt ohne Bremsvorrichtung, dürfen verwendet 
werden. ; ; 


65 Wagen, in deren Innern eiſerne Nägel, Schrauben, Muttern oder dergleichen hervorſtehen, 


dürfen nicht verwendet werden. 
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c) Magentüren und Fenſter jind Pup zu halten 1 zu dichten. Papier darf hierzu 
nicht verwendet werden. 

d) Wagen, deren Achslager kürzlich erneuert worden oder die demnächſt zur Unterſuchung 
in der Werkſtätte beſtimmt ſind, dürfen nicht pue werden. Der Wagen muß vor 
der Beladung gut ausgefegt ſein. 

e) Die Sendungen müſſen von der Aufgabe⸗- bis zur Beſtimmungsſtation in demſelben Wagen 
befördert und dürfen unterwegs nur bei unabweislicher Notwendigkeit umgeladen werden. 

1) Die Wagen müſſen an den Seiten- und Kopfwänden mit Beklebezetteln nach vorgeſchrie— 
benem Muſter mit der Aufſchrift „Sprengſtoffe“ verſehen ſein. 


E: 


5 Verladung 

(1) Sprengſtoffe der Gruppen 1. und 2. dürfen mit ſprengkräftigen Zündungen Ib 2 und den 
unter Ic, Id, Ie, II, HI und V genannten Gegenſtänden ſowie auch mit leichtentzündlichen Stoffen 
zuſammen in denſelben Wagen verladen werden. 

Bei Beförderung der im Abſchnitt Ta A 2. Gruppe und im Abſchnitt Ia B 2. Gruppe ge- 
nannten Sprengſtoffen als halbe Wagenladungen können in den Wagen andere Güter nicht zuge- 
laden werden. 

(2) In Wagen, die 1 in Waſſer löslichen Nichte bindungen der 1. und 2. Gruppe der Spreng⸗ 
ſtoffe beladen find, darf Blei nicht zugeladen werden. (Vergleiche C Punkt (2). 

(3) Chlorat- und Perchloratſprengſtoffe dürfen nicht mit Schwefel-, Salz- oder Salpeterſäure 
zuſammen in denſelben Wagen verladen werden. 

(4) Beim Verladen der Sprengmittel iſt noch folgendes zu beachten: 

a) Die Behälter müſſen in den Eiſenbahnwagen ſo feſt lagern, daß ſie ſich nicht bewegen, 
umdrehen, umkanten und aus den oberen Lagen nicht herabfallen können. Insbeſondere 
dürfen Tonnen nicht aufrecht geſtellt, ſie müſſen vielmehr gelegt, gleichlaufend mit den 
Längsſeiten des Wagens verladen und durch Holzunterlagen unter Haardecken und dergl. 
gegen jede rollende Bewegung geſichert werden. 

Die Wagen dürfen nur bis zu zwei Dritteln ihrer Tragfähigkeit beladen werden. 


c) Es dürfen nur Mengen bis zu 1000 kg mit andern Gütern in einen Wagen zuſammen ver⸗ 
laden werden, vorausgeſetzt, daß letztere nicht leicht entzündlich ſind. Dieſe Güter müſſen vor 
dem Verladen der Sprengſtoffe verladen und nach Ausladen der Sprengſtoffe ausgeladen 
werden. 

Die Sprengmittel dürfen nicht von den Güterböden oder Güterſteigen aus, ſondern müſſen 

auf möglichſt abgelegenen Nebengleiſen und tunlichſt kurz vor Abgang des Zuges, mit dem 

lie befördert werden ſollen, verladen werden. Das Verladen hat der Abſender unter ſach⸗ 
verſtändiger Aufſicht zu beſorgen. Die beſonderen Ladegeräte und Warnungszeichen (Decken, 

Flaggen oder dergl.) ſind vom Abſender herzugeben und werden dem Empfänger mit dem 

Gute ausgeliefert. 

c) Fremde Perſonen, deren Anweſenheit beim Verladen entbehrlich ijt, ſind von dem Verlade— 
platz fernzuhalten. Wenn ausnahmsweiſe unbedingt bei künſtlicher Beleuchtung verladen werden 
muß, jo müſſen die benutzten Laternen hoch und gut befeſtigt angebracht werden; für dieſen 
Zweck iſt die Benutzung von Petroleumlaternen unzuläſſig. 

f) Beim Verladen, insbeſondere von Patronen aus Dynamit, ſind Erſchütterungen ſorgfältig 
zu vermeiden, insbeſondere dürfen die Behälter nicht gerollt oder geworfen werden. 


(5) Von den Sprengſtoffen des Abſchnitts Ta können als Eilſtückgut nur angenommen werden: 
1. Ammonſalpeterſprengſtoffe (Ia A, 1. Gruppe a) 
2. Trinitrotoluol (a A, 1. Gruppe b) c) 
3. Nitrozelluloſe (Schießbaumwolle in Flockenform und Kollodiumbaumwolle, ungepreßt, Ia A, 
1. Gruppe c) mit mindeſtens 35 v. H. Waſſer⸗ oder Alkoholgehalt. 
| 4. Die Schießmittel der 1. Gruppe (Gruppe Da B) bei Erfüllung ber Vorſchriften unter A. e). 
| 5. Die im erſten Abſatz ber Beförderungsvorſchriften des Abſchnitts Ia genannten Proben neuer 
Sprengſtoffe. 


> 


d 
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Bei den Sprengſtoffen ber 2. Gruppe wie auch bei ben Schießmitteln der 2. Gruppe ijt noch 
folgendes zu beachten: ' 


Es 

; Vorſichtsmaßregeln in den Bahnhöfen und während der Fahrt 
- (1) Weder beim Verladen noch während der Beförderung darf in oder in der Nähe der Wagen 
Tabak geraucht werden. Das Betreten oder Annähern an die Wagen mit offenem Licht oder über⸗ 
haupt mit Feuer iſt verboten. ; 
(2) Während ber Vorüberfahrt der Lokomotive an ber Verladeſtelle muß die Verladung unter⸗ 
brochen, die Wagentlüren dicht verſchloſſen und der noch unverladene Teil der Sendung mit einer 
Decke feuerſicher geſchützt ſein. Vorüberfahrende Lokomotiven haben tunlichſt auch beim Begegnen auf 
freier Strecke Feuertür und Aſchenklappen geſchloſſen zu halten. : 

(3) Die mit Sprengſtoffen beladenen Wagen müſſen von der Lokomotive mindeſtens durch vier 
andere nicht mit feuergefährlichen Stoffen beladene Wagen getrennt ſein. Im Sinne dieſer und der 
Beſtimmung unter G. Abſ. (3) ſind Steinkohlen, Braunkohlen, Koks und Holz nicht als leicht ent⸗ 
zündliche Gegenſtände anzuſehen. Í ; : 

(4) Wagen mit Sprengſtoffen dürfen während des Verſchiebens nicht loſe abgeſtoßen werden; ſie 
ſind zu kuppeln und mit der größten Vorſicht zu bewegen, wobei jeder Anprall unbedingt vermieden 
werden muß. FE 

(5) Bei längerem Halten auf Unterwegsitationen find die Wagen in möglichſt von Gebäuden 
abgelegene Nebengleiſe zu fahren. Soll der Aufenthalt länger als 1 Stunde dauern, ſo iſt dies der 
Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 

G. 

Beſtimmung der Züge und Einſtellung der mit Sprengſtoffen beladenen Wagen in die Züge 
: (1) Die Beförderung von Sprengſtoffen hat in reinen Güterzügen zu erfolgen, und nur auf 
ſolchen Strecken, wo ſolche Züge nicht verkehren, iſt die Beförderung mit gemiſchten Zügen zugelaſſen. 

(2) Einem gemiſchten Zuge dürfen höchſtens 8 mit Sprengmitteln der 2. Gruppe oder mit 
Schießmitteln der 2. Gruppe beladene Achſen beigegeben werden. Größere Mengen dürfen nur mit 
Sonderzügen befördert werden. : 

(3) Die mit Sprengſtoffen beladenen Wagen ſind in die Mitte der Züge ſo einzureihen, daß 
ſie von der Lokomotive mindeſtens durch 4 Schutzwagen getrennt und am Schluß des Zuges ihnen 
noch drei Schutzwagen folgen, die nicht mit leicht feuerfangenden Stoffen beladen ſind. Die Wagen 
ſind im Zuge feſt zu verkuppeln, und iſt die gehörige Verbindung auf jeder Zwiſchenſtation, wo der 
Aufenthalt es geſtattet, ſorgfältig zu prüfen. Wagen, bie lojes Pulver in Mengen von höchſtens 
15 kg Rohgewicht oder andere Sprengſtoffe in Mengen von höchſtens 35 kg Rohgewicht enthalten, 
brauchen nicht durch Einſtellung von Schutzwagen getrennt zu werden. ; ) 
; (4) Weder an ben mit Sprengſtoff beladenen noch an den nächſten hinter und vor ihnen laufenden 
Wagen dürfen die Bremſen beſetzt werden. Dagegen muß am Schluſſe des Zuges ſich mindeſtens eine 
bediente Bremſe befinden. 

H. 
Aufſicht bei Beförderung von Sprengſtoffſendungen 

Bei Aufgabe von mehr als einem Wagen mit Sprengſtoffen iſt der Abſender verpflichtet, einen 
beſonderen Begleiter zu beſtimmen. Der Begleiter darf weder in noch auf dem mit Sprengſtoffen be⸗ 
ladenen Wagen Platz nehmen, muß jedoch in dieſem Zuge untergebracht werden. 


Benachrichtigung der an der Beförderungsſtrecke gelegenen Unterwegsſtationen 


(1) Sämtliche auf dem Beförderungswege ſich befindlichen Stationen ſind über den Abgang 
des Zuges mit Sprengſtoffen, unter Angabe der Zugnummer, rechtzeitig telegraphiſch zu benach⸗ 
richtigen. Das Zugperſonal der kreuzenden, begegnenden und überholenden Züge ijt ebenfalls tun- 
lichſt zu verſtändigen. 

(2) Soll die Sendung auf eine andere Bahn übergehen, ſo iſt die Übergangsſtation ſobald als 
möglich von der Zuführung in Kenntnis zu ſetzen, wobei die Nummer des Zuges anzugeben iſt. 

K 
Ankunft auf der Beſtimmungsſtation und Auslieferung der Sendung 

(1) Der Empfänger muß durch die Empfangsſtation rechtzeitig über die eingehende Sendung 
unter Angabe des Zeitpunktes ihrer Ankunft in der Beſtimmungsſtation benachrichtigt und zu ihrer 
ſofortigen Abnahme nach Ankunft aufgefordert werden. Die Empfangsſtation iſt durch die Vor⸗ 
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ſtation über das Eintreffen bes Zuges telegraphiſch zu benachrichtigen. Die Übernahme hat innerhalb 
3 Tagesſtunden, die Entladung innerhalb weiterer 9 Tagesſtunden nach der Ankunft und Anmeldung 
zu erfolgen. 

(2) Begleitete Sendungen (vergl. H), die Der Empfänger nicht innerhalb 3 Tagesſtunden über⸗ 
nimmt, ſind ohne Verzug von den Begleitern zu übernehmen. 

(3) Werden Sprengſtoffe oder Schießmittel innerhalb 12 Tagesſtunden nach der Ankunft nicht 
abgefahren, ſo ſind ſie ohne Verzug vom Bahnhofe zu entfernen und der Ortspolizeibehörde zu 
weiterer Verfügung zu übergeben. Die Übergabe von Sprengſtoffen aller Art an die Ortspolizei Dat 
auch dann — und zwar auch auf Unterwegsſtationen — zu erfolgen, wenn die Sendung in einen 
ſolchen Zuſtand geraten iſt, daß die weitere Aufbewahrung auf der Station oder F 
bedenklich erſcheint. 

(4) Bis zur Übernahme iſt die Ladung beſonders zu bewachen. 


(5) Die Sprengſtoffe dürfen nicht auf den Güterſteigen oder in den Güterböden entladen und 
gelagert werden, ſondern nur auf möglichſt abgelegenen Nebengleiſen oder in räumlich von den Güter⸗ 
böden getrennten, nicht gleichzeitig anderen Zwecken dienenden Schuppen und unter Beachtung der 
unter E und F angegebenen Vorſchriften. 


Ib. Munition 


Zur Beförderung find nur die nachſtehend aufgeführten Munitionsgegenſtände zugelaſſen: 

1. Zündeinrichtungen mit unbedeutender Sprengwirkung (ſchwache Zünder) d. f. Einrichtungen, 
deren Ladung ſo klein bemeſſen und ſo untergebracht iſt, daß bei ihrer Entzündung keine bemerkens⸗ 
werte Sprengwirkung erfolgen kann. Hierher gehören: 

a) Zündhütchen für Schußwaffen (Metallnäpfchen mit gepreßter Zündmaſſe). 

b) Reib⸗, Schlag- und andere Zündungen mit kleiner Schwarzpulverladung oder Zündmaſſe. 
Zünder für Handgranaten ohne Sprengzünder, Handgranatenſtiele mit dieſen Zündern, Pulver⸗ 
ladungen für Übungshandgranaten. : 

c) Zünder zu Geſchoſſen, Minen und Bomben ohne Sprengkapſel oder dergl. Einrichtungen mit 
kräftiger Sprengwirkung, Kapſeln zu dieſen Zündern und dergl. Teile mit ſchwacher Spreng⸗ 
kraft. 

d) Leere Patronenhülſen für Handfeuerwaffen mit Kapſeln und leere Kartuſchhülſen mit Zündern. 

2. Zündeinrichtungen mit bedeutender Sprengkraft (ſtarke Zünder): 

a) Sprengkapſeln, ; 

b) Sprengkapſeln mit elektriſchen Zündern oder Zeitzündung, 

c) Sprengkapſeln in feſter Verbindung mit langſamer Pulver⸗Zündſchnur, 

d) Sprengkapſeln in Verbindung mit einer Übertragungsladung aus gepreßtem Sprengſtoff, 
nicht gefährlicher, als Tetranitromethylanilin, 

e) Geſchoßzünder mit Sprengkapſeln und Detonatoren oder mit Sprengkapſeln ohne Detona⸗ 
toren ſowie auch Sprengkapſeln für Flugzeugbomben und Minen. i 

3. Zündſchnüre. (Wegen langſamer Zündſchnüre mit Schwarzpulverſeele ſiehe Abſchnitt I c 
Punkt 1 c). 

a) Schnellzündſchnüre (Zündſchnüre aus feſt geflochtenem Schlauch mit Schwarzpulverſeele von 
großem Querſchnitt oder mit Seele aus nitrierten Baumwollfäden). 

b) Detonierende Zündſchnüre auch Knallzündſchnüre genannt (dünnwändige Metallröhren von 
geringem Querſchnitt mit einer Füllung aus Sprengſtoff, nicht gefährlicher als Tetranitro⸗ 
methylanilin oder geſponnene Schnüre von geringem Querſchnitt mit einer Seele aus abge⸗ 
ſtumpften Knallſalz von nicht größerer Gefährlichkeit als Schwarzpulver). 

4. Patronen für Handfeuerwaffen: 

a) Fertige Metallpatronen mit ausſchließlich aus Metall beſtehenden Hülſen. Die Geſchoſſe 
müſſen in den Hülſen ſo eingeſetzt ſein, daß ſie ſich nicht ablöſen können und ein Ausſtreuen 
der Pulverladung verhindert iſt. 

b) Fertige Patronen, deren Hülſen nur zum Teil aus Metall beſtehen. Das Pulver muß durch 
einen Pfropfen oder Spiegel abgeſchloſſen, die Pappe der Patrone ſo beſchaffen ſein, daß ſie 
bei der Beförderung nicht bricht. 

c) Flobertmunition (Zündhütchen mit Kugel oder Schrot). 

5. Geſchoſſe für Geſchütze, zuſammen⸗ und nicht zuſammengefügt, (beſonders geladene Geſchoſſe 
und beſondere Ladungen in Hülſen oder Kartuſchen), ſowie auch für Minenwerfer, Fliegerbomben, 
Torpedoausſtoßpatronen und Zündpatronen für Torpedos, aus einer zu ihrer Herſtellung berechtigten 
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Fabrik des Zollgebietes oder aus einer zum Verſand auf polniſchen Bahnen ermächtigten auslän⸗ 
diſchen Fabrik: ; 
a) Fertige Geſchützpatronen, verbundene (Rauchloſes Pulver in Metallhülſen, Geſchoß feſt in 
der Hülſe ſitzend). Hierzu gehören insbeſondere: 
Granat⸗Geſchoſſe (mit briſantem Sprengmaterial eventuell mit Rauch⸗ oder Nebelerzeugungs⸗ 
maſſe). $ 
Schrapnell⸗Geſchoſſe (mit Schwarzpulver in Form einer Bodenkammer⸗ oder Zentralladung 
mit Kugeln, die in Kolophonium oder dgl., bezw. Schwarzpulver gelagert ſind). 
Kartätſchpatronen, (bei denen die Kugeln in einer Metallbüchſe mit einem ungefährlichen, 
keine exploſiven Eigenſchaften beſitzenden Mittel feſtgelegt ſind). 
Granatſchrapnellpatronen. 
Brandgeſchoßpatronen, verbundene. 
Leuchtgeſchoßpatronen, verbundene. 
Geſchützpatronen in getrenntem Zuſtande (Volle Geſchützgeſchoſſe). 
Geſchützladungen (rauchloſes Pulver in Hülſen oder in Kartuſchen, auch mit Beiladung 
aus Schwarzpulver). Dieſelben Ladungen für Minenwerfer. Gefüllte Geſchoſſe (Arten und 
Füllung wie unter a). 
c) Granaten und Wurfminen, vereinigte (mit Bodentreibladung). Hierzu gehören insbeſondere: 
Exploſive Granaten und Minen (mit briſanter Ladung), Leucht⸗, Rauch⸗, Meldegranaten 
und dgl. ; 
d) Granaten und Wurfminen ohne Treibladung, Fliegerbomben (Arten wie unter Punkt c). 
e) Treibladungen und Torpedozünder. : 

6. Hand- und Gewehrgranaten. 

Hand- und Gewehrgranaten gefüllt mit briſantem Sprengſtoff, Schwarzpulver oder auch Rauh- 
oder Nebelmaſſe. = 

7. Briſante Sprengladungen für Geſchoſſe, Bomben, Minen und Torpedos, Pionierſprengmu⸗ 
nition in Büchſen oder in Papierpackung, ſämtlich ohne Sprengkapſel. ; ; 

Briſante Sprengladungen für Geſchoſſe, Bomben, Torpedos und Minen, Detonatoren, Spreng⸗ 
patronen in Geſtalt von Büchſen, Würfeln, Bohrpatronen und dgl. 

8. Leucht⸗ und Signalmittel für das Heer⸗ und Rettungsweſen. Die Treib⸗ oder Leuchtmaſſe 
muß ſo ſtark gepreßt ſein, daß ſie beim Brennen nicht explodieren kann. Hierher gehören Leucht-, 
Signal⸗, Scheinwerfer⸗ und dergleichen Patronen. uo cc aci S Ee 

9. Künſtliches Signalfeuerwerk: „ 33 

a) Kanonenſchläge und dergleichen (für das Heer- oder das Rettungsweſen), beſtehend aus einer 
Metallbüchſe, enthaltend bis 200 gr Kornpulver und verſehen mit einer Zündſchnur ohne 
Sprengkapſel, oder auch aus einer mit Bindfaden umſchnürten und geleimten Papierhülſe, 
die höchſtens 200 g Kornpulver mit Zündſchnur, aber ohne Sprengkapſel enthält. (Wegen 
Signalfeuerwerk mit höchſtens 75 g Kornpulver vergl. Ic Punkt 4). 

b) Eiſenbahnalarmpetarden (Knallkapſeln). 

c) Feuerwerk zur Nachahmung von Geſchützblitzen und dergleichen. 

10. Rauchentwickler. — Miſchungen von amorphen (toten) Phosphor mit Harzen oder Fetten, 
deren Schmelzpunkt über 350 C liegt oder andere nicht gefährlichere Stoffe. 

11. Nebelerzeugungsmittel. Hierher gehören insbeſondere Büchſen, Trommeln, Apparate und 
Bojen zur Erzeugung von Nebel. ; ; 


b 


— 


i 
Beförderungsvorſchriften 
A. 
Tc ; i Verpackung 
Zu Punkt 1. Nichtſprengkräftige Zündungen. 

a) Zündhütchen für Handfeuerwaffen ſind in Papp⸗ oder Blechſchachteln mit übergreifendem 
Deckel von höchſtens 250 cm? Inhalt zu füllen. Die mit Draht genähten Pappeſchachteln 
müſſen an der Heftſtelle ſorgfältig überklebt ſein. Die Schachteln, durch Papierumhüllung zu 
Paketen vereinigt, ſind in ſtarke, dichte Holzkiſten oder in Blechkäſtchen zu verpacken. Hohl⸗ 
räume in den Behältern ſind mit trockenem Füllſtoff wie Papier, Stroh, Holzwolle oder Hobel- 

ſpänen jo auszufüllen, daß jedes Schlottern verhindert wird. 

Zündhütchen für Geſchoßzünder (Artilleriezündhütchen) und für Schlagzündſchrauben 
ſind in Pappekäſtchen mit übergreifendem Deckel und von höchſtens 70 gem Bodenfläche 
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reihenweiſe nebeneinander zu ſtellen und durch Einlagen aus weicher Pappe und Abdecken 
mit Zellſtoffwatte oder einem gleichartigen Füllſtoff ſo feſtzulegen, daß ſie ſich auch bei ſtarker 
Erſchütterung nicht bewegen können. Die Pappkäſtchen dürfen nur eine Schicht Zündhütchen 
enthalten. ; ; ; 

Werden mit Draht genähte Schachteln benutzt, ſo müſſen die Heftſtellen ſorgfältig über⸗ 
klebt ſein. Für die Vereinigung zu Paketen und Verpackung in Kiſten gilt dasſelbe wie für 
Patronenzündhütchen. i ; 

Höchſtes Rohgewicht eines Behälters 80 kg. 

Reib⸗ und Schlag⸗ und dergleichen Zündungen ſowie die in Punkt 1 b) und c) aufgezählten 
Artikel ſind bis zu 100 Stück feſt in Blech⸗ oder Pappkäſtchen und dieſe in Holzkiſten zu 
verpacken. 

Die Behälter müſſen die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Nichtſprengkräftige 
Zündungen 1b)“. 

Zu Punkt 2. Sprengkräftige Zündungen. 

a) Sprengkapſeln. : 

1. Höchſtens 100 Stück find in einer ſtarken Blech- oder Pappſchachtel jo zu ſtellen, daß auch 
bei ſtarker Erſchütterung die einzelnen Kapſeln ſich nicht bewegen können. Der leere Raum in den 
einzelnen Kapſeln und zwiſchen ihnen muß mit trdenem Holzmehl oder einem ähnlichen ſandfreien 
Stoffe vollſtändig ausgefüllt ſein. Die Ausfüllung der Kapſeln kann wegfallen, wenn der Sprengſatz 
3. B. durch eine innere Schutzhülſe jo abgeſchloſſen iſt, daß er durch gut zugepaßte Hütchen bei den 
Beförderung nicht gelockert wird. i ; ; Pig 

Bei den Blechbehältern find Boden und Deckel mit einer Platte aus Filz, Tuch oder einem 
gleichartigen Stoff, die Seitenwände mit Kartonpapier ſo zu bedecken, daß eine unmittelbare Be⸗ 
rührung der Sprengkapſeln mit dem Blech ausgeſchloſſen iſt. 

Die Pappebehälter müſſen außen mit Paraffin, Zereſin oder einem die Pappe in gleicher Weiſe 
waſſerdicht machenden Stoff getränkt ſein. KR 

2. Die auf diefe Meile gefüllten Behälter, welche dicht abgeſchloſſen ſein müſſen, ſind mit je 
einem haltbaren Papierſtreifen ſo zu umkleben, daß der Deckel feſt auf den Inhalt gepreßt und ein 
Schlottern der Sprengkapſeln verhindert wird. Je 5 Blechbehälter ſind in einem Umſchlag aus ſtarkem 
Packpapier zu einem Paket zu vereinigen oder in eine haltbare Holzkiſte von mindeſtens 20 mm Wand- 
ſtärke oder in einen ſtarken Blechbehälter ſo zu verpacken, daß möglichſt keine Hohlräume im Innern 
der Behälter entſtehen. In jeder Schicht iſt mindeſtens ein Paket oder eine Schachtel mit einem 
feſten Bande zu umſchnüren, an dieſem Bande muß das Paket oder die Schachtel ohne Schwierig- 
keit herausgenommen werden können. Hohlräume in den Behältern ſind mit trockenen Füllſtoffen wie 
Papier, Stroh, Holzwolle oder Hobelſpänen auszuſtopfen, worauf der Deckel des Behälters, wenn 
dieſer aus Blech beſteht, aufzulöten, und wenn er von Holz iſt, mit Schrauben zu befeſtigen iſt. Die 
Löcher für die Schrauben müſſen im Deckel und in den Wänden ſchon vor dem Füllen der Behälter 
vorgebohrt ſein. 

3. Auf dieſe Weiſe gefüllte Kiſten bzw. Behälter ſind mit dem Deckel nach oben in eine ſtarke 
dichte und mit Schrauben ſicher zu verſchließende hölzerne Schutzkiſte von wenigſtens 23 mm Wand⸗ 
ſtärke einzulegen. Zwiſchen dem inneren Behälter und der Uberkiſte muß überall ein Zwiſchenraum 
vorhanden ſein, der betragen muß: 

«) mindeſtens 12 cm, wenn die Sprengmittel der 1. Gruppe (ausgenommen die ſchwarzpulver⸗ 
ähnlichen) oder Schießmittel der 1. Gruppe, die nach beſonderer Vorſchrift unter Ia A. d) 
verpackt ſind, zuſammen in denſelben Wagen verladen werden ſollen. Der Zwiſchenraum muß 
mit trockenem Weichholzmehl feſt ausgefüllt ſein. (Dieſes Mehl beſitzt andere Eigenſchaften 
als Sägemehl oder Holzſplitter, es beſitzt eine gleichmäßige feine Struktur, bei Weich⸗ 
holzmehl von ſolcher Beſchaffenheit, das unter Druck zuſammenballt). Durch geeignete Vor⸗ 
richtungen muß ſichergeſtellt ſein, daß ſich der Zwiſchenraum durch Rütteln während der 
Beförderung nicht ändern kann. 

8) mindeſtens 3 cm bei allen übrigen Spr rengkapſelſendungen. Der Zwiſchenraum muß mit 

trockenen Füllſtoffen wie Sägeſpänen, Stroh, Holzwolle oder Hobelſpänen feſt ausgefüllt ſein. 

4. Die Überkiite muß die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Sprengkräftige Zündungen 
lb). Nicht ſtürzen!“ 

Jede Überkiſte iſt mit einem Plombenverſchluß oder mit einem auf zwei benachbarten Schrauben⸗ 
köpfen des Deckels angebrachten Siegel oder mit einem über Deckel und Wände geklebten, die Schutz⸗ 
marke enthaltenden Zeichen zu verſehen. ; ; 


b 
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5. Eine Kiſte darf höchſtens enthalten: 

u) 2 kg Knallſatz aus Knallqueckſilber und Kaliumchlorat, wenn ſie mit Sprengmitteln der 

1. Gruppe (ausgenommen den ſchwarzpulverähnlichen) oder mit Schießmitteln der 1. Gruppe, 
die nach beſonderer Vorſchrift unter I a) A. d) verpackt ſind, befördert werden ſoll (vergl. 
Punkt (3) oi, 

8) 20 kg derſelben Sprengmaſſe, wenn die Zündungen nach Punkt (8) 3) verladen werden 

ſollen. E 

Wenn ſtatt ber angegebenen Sprengmaſſe bie Kapſeln eine Maſſe mit ſtärkerer Wirkung 
enthalten, ſo unterliegen die unter (5) 4) und (5) £) angegebenen Normen einer entſprechenden 
Ermäßigung. 

Kiſten, deren Bruttogewicht 25 kg überſteigt, müſſen mit Handhaben oder Leiſten ver⸗ 
ſehen ſein. i 

6. Für Sprengkapſeln, bie zu höchſtens 26 Stück in ausgebohrten Holzklötzchen verſandt werden, 
gelten folgende Vorſchriften: 

Die Löcher zur Aufnahme von je einer Kapſel müſſen durch eine mindeſtens 2 mm dicke Wand 
voneinander getrennt ſein. Nach der Unterbringung der Sprengkapſeln in den Löchern iſt die Schachtel 
durch einen Schiebedeckel zu verſchließen. Die die Sprengkapſeln enthaltenden Holzklötzchen ſind mit etwa 
I mm dicker Umhüllung von Pappe oder dünnem Blech zu umgeben und in eine haltbare Holzkiſte 
von mindeſtens 20 mm Wandſtärke in der im Punkt (2) angegebenen Weiſe ſo zu verpacken, die jeg⸗ 
liches Schlottern der Kapſeln und Schachteln ausſchließt. Eine Überkiſte ijt in dieſem Falle nicht 
erforderlich. Die Kiſte muß plombiert und die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Spreng⸗ 
kapſeln I b). Nicht ſtürzen!“ 

b) Sprengkapſeln mit elektriſchen Zündern (auch mit Zeitzündung) ſind zu höchſtens 100 Stück 
zu verbinden. Höchſtens 10 ſolcher Bunde, die abwechſelnd an das eine und andere Ende, (Die. 
eine Hälfte der Drähte nach der einen und die andere nach der anderen Seite) zu legen 
ſind, werden in ſtarkes Papier gewickelt, verſchnürt und in eine ſtarke Holz⸗ oder Blech⸗ 
ſchachtel verpackt. Der Hohlraum wird gegen ein Verſchieben während der Beförderung mit 
trockenen Füllſtoffen wie Papier, Stroh, Holzwolle oder Hobelſpänen ausgefüllt. 

Im übrigen gelten die Vorſchriften für Sprengkapſeln unter a). i 

c) Sprengkapſeln mit Pulverzündſchnur ſind vor allem einzeln aufzurollen und feſtzubinden. 
Höchſtens 10 ſo aufgerollter Zünder werden in ſtarkes Packpapier gewickelt und umſchnürt. 
Höchſtens 10 ſolcher Bunde, das ſind 100 Kapſeln, ſind in eine Holzkiſte aus mindeſtens 
12 mm ſtarken Brettern in der Weiſe zu legen, daß jedes Bündel von der Kiſtenwand und 
ein Bündel vom andern durch eine Schicht von trockener Holzwolle, Hobelſpänen, Papier oder 
Stroh getrennt iſt, die ſie gegen Verſchiebung ſichert. Dieſe Kiſten können höchſtens zu 10 
Stück nach den Vorſchriften zu a) in einer Überkiſte verpackt werden. 

Außerdem gelten die Vorſchriften für Sprengkapſeln unter a). 


Detonatoren mit eingeſetzten Kapſeln ſind in Mengen von höchſtens 100 Stück in ſtarken 
Holzkiſten aus 22 mm ſtarken Brettern zu verpacken; die Kiſtenwände müſſen gezinkt, Boden 
und Deckel durch Schrauben verbunden ſein. In den Holzkiſten ſind die Detonatoren mittels 
Einlagen aus Holz oder Metall derart zu lagern, daß ſie unter ſich und von den Kiſten⸗ 
wänden mindeſtens 10 mm abſtehen und gegen Verſchiebung geſichert ſind. Bei Verwendung 
von Zinkblecheinſätzen kann die Holzkiſte 16 mm Wandſtärke haben. 

Die weitere Verpackung, wie unter Punkt a) für Sprengkapſeln. Auf der Schutzkiſte 
muß die deutliche und haltbare Aufſchrift: „Detonatoren 1b). Nicht ſtürzen!“ angebracht 
ſein. 

Detonatoren für Torpedos (ohne Schlagbolzenvorrichtung) ſind, wenn ſie ſich nicht in 
eiſernen Kiſten befinden, in denen ſie an Bord gegeben werden, zu höchſtens 10 Stück in Holz⸗ 
kiſten aus 22 mm ſtarken Brettern zu verpacken; die Kiſtenwände müſſen gezinkt, Boden und 
Deckel durch Schrauben verſchloſſen ſein. Bei Verwendung von Zinkblecheinſätzen kann die 
Wandſtärke ber Holzkiſte 16 mm betragen. In den Holzkiſten find die Detonatoren mit Holz⸗ 
einlage derart feſtzulegen, daß ſie unter ſich und von den Kiſtenwänden mindeſtens 20 mm 
abſtehen und gegen Verſchiebung geſichert ſind. ; 

Mehr als 5 Kiſten dürfen nicht zuſammengepackt werden. Die weitere Verpackung wie 
bei Punkt a) für Sprengkapſeln angegeben, jedoch mit dem Unterſchied, daß der lichte Ab⸗ 
ſtand zwiſchen Kiſte und Uberkiſte mindeſtens 10 em betragen muß. i 


.d 
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Die Schutzkiſte muß die Deutliche und haltbare Aufſchrift: T 1b), 
Nicht ſtürzen!“ tragen. 

e) Streuende Geſchützzünder ſind in Mengen von höchſtens 25 Stüc in Warte Holzliſten mit 
22 mm Wandſtärke nach den unter Punkt ch für Detonatoren angegebenen Vorſchriften zu 
verpacken. Auf der Schutzkiſte ijf die deutliche und haltbare Aufſchrift: „Sprengkräftige Ge⸗ 
ſchützzündungen 1b), Nicht ſtürzen!“ anzubringen. 

Die Zündungen für Fliegerbomben ſind in der für die Heeresbenutzung beſtimmten 


Weiſe zu verpacken und mit der Aufſchrift: „Zündungen für Fliegerbomben 1b), Nicht ſtürzen!“ 
zu verſehen. 


Zu Punkt 3. Zündſchnüre. ; : 

Zündſchnüre find in haltbare, dichte, ſicher zu verſchließende Holzbehälter |o zu verpacken, daß ein 
Ausſtreuen oder Verſtauben des Sprengſtoffs ſicher verhindert wird. Statt der hölzernen Behälter 
können auch ſogenannte amerikaniſche Pappefäſſer verwendet werden. 

Höchſtgewicht der Zündſchnüre in einem Behälter 60 kg. Die Behälter müſſen die deutliche 
und haltbare Aufſchrift tragen: „Zündſchnüre 1b)“. 

Zu Punkt 4. Patronen für Handfeuerwaffen. 


Die Patronen für Handfeuerwaffen ſind in Behälter aus Blech, Holz oder ſteifer Pappe ſo 
feſtzulegen, daß ſie ſich nicht verſchieben können. Die Behälter ſind in ſtarke, dichte, ſicher zu ver⸗ 
ſchließende Holzkiſten unter Ausfüllung der Zwiſchenräume mit trockenen Füllſtoffen, wie Papier, 
Stroh, Holzwolle oder Hobelſpänen ſo zu verpacken, daß jedes Schlottern verhindert wird. 


Das Rohgewicht einer Kiſte darf 80 kg nicht überſchreiten. 
Jede Kiſte muß die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Patronen für Handfeuerwaffen 1 b.“ 


Zu Punkt 5. Verbundene Geſchützpatronen und gefüllte Geſchoſſe für Geſchütze in getrenntem 
Zuſtande, Minen und verbundene Geſchoſſe für Minenwerfer, Briſantladungen und Zündpatronen für 
Torpedos, Fliegerbomben. 


Die geladenen Granaten ſollen nach Möglichkeit ohne Zündungen ſein und an deren Stelle 
Bint- oder Wojlachſchrauben mit Blech enthalten. Es können jid) jedoch in ihnen, insbeſondere in den 
Schrapnells, Zündungen nach genehmigtem Muſter befinden. 


Die verbundenen Patronen und Kartuſchehülſen ſowie auch Minen, die mit Treibladung verſehen 
ſind, dürfen in den Hülſen Zündhütchen enthalten. Vor einem zufälligen Schlage muß jedes Zünd⸗ 
hütchen durch Metallbügel mit Gummieinlage, die mit 3 Armen den Rand der Patronenhülſe um⸗ 
greifen und dadurch in ihrer Lage geſichert ſind, oder durch entſprechende Einrichtungen der Pack⸗ 
mittel (Ausſparungen, mit Löchern verſehene Pappeinlagen von mindeſtens 3 mm Stärke uſw.) gegen 
Stoßwirkungen geſchützt ſein. 

Die Munition iſt in haltbare Holzkiſten ſicher oder in andere von der Heeresverwaltung einge⸗ 
führte, zu verſchließende Behälter ſo feſt zu verpacken, daß ſie ſich nicht verſchieben kann. 

Die Deckel der gewöhnlichen Holzkiſten müſſen mit Schrauben befeſtigt ſein. Nichtvereinigte Ge⸗ 
ſchoſſe über 40 kg und ohne Zündungen können auf Verlangen unverpackt befördert werden. Die Kar⸗ 
tuſchenladungen müſſen wie unter La A. für Schießmittel verpackt fein. 


Die Kiſten müſſen mit ſicheren Handhaben verſehen ſein und auf dem Deckel die deutliche und 
haltbare Aufſchrift tragen: „Fertige Geſchützpatronen 1b“ oder „Geſchützpatronen im getrennten Zu⸗ 
ſtande 1b“ oder „Geſchützladungen in Kartuſchbeuteln 1 b“, 

oder „Gefüllte Geſchützgeſchoſſe 1 b“, 

oder „Minen für Minenwerfer 1 b“, 

oder „Torpedoladungen 1 b“, 

oder „Zündpatronen für Torpedos 1 b“. 

Zu Punkt 6. Hand⸗ und Gewehrgranaten. 


Handſtielgranaten ſind zu höchſtens 25 Stück in Holzkiſten aus 16 mm ſtarken Brettern oder 
in anderer durch die Heeresverwaltung feſtgeſetzten Weiſe zu verpacken. In Holzkiſten ſind die Hand⸗ 
granaten mittels Einlagen aus Holz ſo feſtzulegen, daß ſie ſich nicht bewegen können. In einem 
beſonderen Verſchlag der Kiſte können bis zu 26 Sprengkapſeln in einem angebohrten Holkzklötzchen, 
wie unter „zu 2 a)“ angegeben untergebracht werden. 

Gewehrgranaten und Eierhandgranaten ſind zu höchſtens 50 Stück in ſtarke Holzkiſten von 16 mm 
Wandſtärke, oder in einer durch die Heeresverwaltung feſtgeſetzten Weiſe zu verpacken. 
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Jede mit Hand- oder Gewehrgranaten gefüllte Kiſte muß plombiert oder mit einem auf zwei 
benachbarten Schraubenköpfen angebrachten Siegel oder mit einer über Deckel und Wände geklebten 
Schutzmarke verſehen ſein. 
Die Kiſten müſſen mit ſtarken Handhaben nc fein und die deutliche und haltbare Muf- 
ſchrift tragen: „Handgranaten Ib)“. 
Zu Punkt 7. Sprengladungen ohne Spe 


Sprengladungen zur Füllung von Geſchoſſen, Detonatoren, Pionierſprengpatronen (Petarden) in 
Blechbüchſen oder Papierpackung ſind in ſtarke, dichte, ſicher zu verſchließende Holzkiſten ſo zu ver⸗ 
packen, daß fie fid) nicht verſchieben können. Die Ladungen aus geprebter Pikrinſäure müſſen auher- 
dem in Pergamentpapier gewickelt oder mit einer waſſerdichten Umhüllung verſehen ſein. Briſante 
Torpedo- und Seeminenladungen können in ihrer Stahlhülle oder auch in den bei ber Heeres- oder 
Marineverwaltung üblichen Packgefäßen verſandt werden. 

Kiſten von mehr als 25 kg Gewicht müſſen mit ſtarken Handhaben verſehen ſein. : 

Auf den Kiſten muß ld die deutliche und haltbare Aufſchrift: Sprengladungen 1b“ befinden. 

Zu Punkt 8. Leucht⸗ und Signalmittel. 


Leucht⸗ und Signalmittel find in der von der Fabrik hergeſtellten (Urſprungs⸗) Verpackung in 
haltbaren, dichten, mit Olpapier ausgelegten Holzkiſten aus mindeſtens 18 mm ſtarken . ſo 
feſtzulegen, daß ſie ſich bei der Beförderung nicht verſchieben können. 

Die Wände der Kiſten müſſen gezinkt, Boden und Deckel durch Schrauben befeſtigt ſein. Höchſtes 
Rohgewicht einer Kiſte 100 kg. Die Kiſten müſſen mit Handhaben verſehen ſein und die deutliche 
und haltbare Aufſchrift tragen: „Leuchtmittel 1b“oder „Signalmittel 1 b“. 

Zu Punkt 9. Signalfeuerwerk. 


Signalfeuerwerk muß in der von der Fabrik hergeſtellten (Urſprungs⸗) Verpackung in haltbare 
Fäſſer oder Holzkiſten feſt verpackt ſein, deren Fugen ſo gedichtet ſind, daß jedes Ausſtreuen der 
Siaralmalle ausgeſchloſſen ijt. 

Zugelaſſen find auch ſogenannte amerikanische Pappefäſſer. 

Die Kiſten und Fäſſer dürfen keine eiſernen Nägel, Schrauben, Bänder und dergleichen haben. 

Die Anzündeſtelle muß jo verwahrt fein, daß ein Ausſtreuen des Satzes ausgeſchloſſen iit. 

Höchſtes Rohgewicht eines Behälters 100 kg. 

Die Kiſten oder Fäſſer müſſen die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Signalfeuerwerk 1b“. 

Knallkapſeln (Eiſenbahnpetarden) ſind in dicht ſchließende Kiſten aus mindeſtens 22 mm ſtarken, 
geſpundeten Brettern, die durch Verzinkung oder Schrauben zuſammengehalten werden, zu verpacken. 

Eine jede ſolche Kiſte ift in eine dicht ſchließende Überkiſte von höchſtens 0,06 ebm Faſſungs⸗ 
‚raum zu bringen. Die Knallkapſeln müſſen felt in Papierſchnitzel, Sägemehl oder Holzwolle gebettet 
oder auf andere Weiſe ſo feſt und getrennt in stiften Qu pi daß fie weder aneinander noch Did 
Kiſtenwände berühren können. I 

Die Überkiſte muß die deutliche und 1 1 DR „Eiſenbahnalarmpetarden Ib“. 

Zu Punkt 10. Rauchentwickler. 

Rauchentwickler ſind in haltbare Fäſſer oder Kiſten feſt zu verpacken und mit einer deutlichen 
und haltbaren Aufſchrift: „Rauchentwickler 1b“ zu verſehen. 

Zu Punkt 11. Nebelmittel. 


Nebelmittel können nur in der von der Fabrik hergeſtellten Urſprungsverpackung befördert 
werden. 
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Aufgabe 


Verbundene und Belabene Geſchoſſe für Geſchütze, Minen zu Minenwerfern (Punkt 5), Hand- 
und Gewehrgranaten (Punkt 6), und Signalfeuerwerk (Punkt 9) können als Eilgutfendungen zur Be- 
förderung nicht aufgegeben werden. Außerdem find für dieje Gegenſtände bie im Abſchnitt Ia B. 
für Sprengſtoffe der 2. Gruppe angegebenen Vorſchriften maßgebend. 

Von den ſprengkräftigen Zündungen (Punkt 2) können als Eilgutſendungen nur Sprengkapſeln 


(Punkt 2 a) und elektriſche Sprengkapſeln (Punkt 2b) bei Erfüllung der Vorſchriften unter A zu 
Punkt 2 a (3) a) zur Beförderung angenommen werden. 


a 


Beſcheinigungen. Frachtbriefe 

Der Abſender hat im Frachtbrief zu beſcheinigen, daß die Beſchaffenheit und Verpackung der ; 
aufgegebenen Munitionsgegenſtände den im Abſchnitt Ib der Anlage A zur V. O. G. getroffenen Be- 
dingungen entſprechen. 

Bei Verſendung von verbundenen Patronen und geladenen Geſchützgeſchoſſen, Minen zu Minen⸗ 
werfern (Punkt 5), Hand- und Gewehrgranaten (Punkt 6) und Signalfeuerwerk (Punkt 9) iſt die Be⸗ 
nennung dieſer Gegenſtände im Frachtbrief mit roter Tinte zu unterſtreichen. 

Die Erklärung über die Beſchaffenheit und Verpackung iſt bei den ſprengkräftigen Zündungen 
(Punkt 2) durch einen Sachverſtändigen oder durch einen von der Eiſenbahn anerkannten Chemiker oder 


Sachverſtändigen zu beſcheinigen. 


Letzterer beſcheinigt außerdem: bei detonierenden Zündſchnüren, daß die in ihnen enthaltenen 
Sprengſtoffe den Anforderungen des Abſchnittes 1b (Punkt 3) entſprechen; bei Patronen und Ge⸗ 
ſchoſſen für Geſchütze, Fliegerbomben, Granaten und Minen für Minenwerfer (Punkt 5), Hand- und 
Gewehrgranaten (Punkt 6) und Signalfeuerwerk (Punkt 9), daß die in ihnen enthaltenen Spreng⸗ 
und Schießmittel den unter Abſchnitt Ta vorgeſehenen Bedingungen genügen. i 

Bei ber Weiterbeförderung von Munitionsgegenſtänden durch andere Abſender als die herſtellenden 
Fabriken kann von der Beſcheinigung des Chemikers abgeſehen werden, wenn der Abſender im Fracht⸗ 
brief erklärt, daß die zur Beförderung aufgegebenen Munitionsgegenſtände einer geprüften und be⸗ 
ſcheinigten Lieferung entſtammen und daß die urſprüngliche Verpackung in keiner Hinſicht geändert 


iſt. Auf Verlangen muß dies glaubwürdig feſtgeſtellt werden. 


D 
Beförderungsmittel und ſonſtige Vorſchriften 
Zur Beförderung aller Munitionsgegenſtände müſſen bedeckte Güterwagen verwendet werden. Bei 
Patronen und Geſchoſſen für Geſchütze, Fliegerbomben, Granaten und Minen zu Minenwerfern 
(Punkt 5), Hand- und Gewehrgranaten( Punkt 6) und Signalfeuerwerk (Punkt 9) gelten die unter 
Ia D für Sprengſtoffe der 2. Gruppe angegebenen Vorſchriften. Außerdem find die unter Ta F bis K 
angegebenen Sicherheitsvorſchriften zu beachten. 


E 


Berladung 

Sprengkräftige Zündungen (Ib P. 2) dürfen nicht mit Sprengſtoffen (la) oder mit Munitions⸗ 
gegenſtänden der Punkte 5, 6, 7, 8 und 9 in denſelben Wagen verladen werden. Zuläſſig iſt je⸗ 
doch das Zuſammenladen von Sprengkapſeln, bie nach den beſonderen Vorſchriften unter A zu 
Punkt 2 a), Abſ. (3) c) verpackt find, mit Sprengmitteln der 1. Gruppe, (ausgenommen den ſchwarz⸗ 
pulverähnlichen), ſowie mit ſolchen Schießmitteln der 1. Gruppe, die nach beſonderer Vorſchrift 
unter Ta A. d) verpackt ſind. : 

Bei Geſchützpatronen und Geſchützgeſchoſſen, Fliegerbomben, Granaten und Minen für Minen⸗ 
werfer, Hand- und Gewehrgranaten und Signalfeuerwerk gelten die unter La E (4) angegebenen 
Vorſchriften. : 

Kiſten mit fertigen Patronen, Geſchoſſen und Minen, die Zündungen enthalten, müſſen ſo ge⸗ 
lagert werden, daß ſie nicht in der Längsrichtung, ſondern in der Querrichtung der Wagen zu liegen 
kommen. a ; 

Bemerkung. Spreng- und Schießmaterialien jowie auch Munition, die durch Militärdienſtſtellen zur Beförderung 
aufgegeben werden, können nach den Militärvorſchriften verpackt und gezeichnet werden, jedoch unter Einhaltung der Gewichts⸗ 
DEE ijt eine Beſcheinigung des Chemikers nicht erforderlich und wird dieſe durch eine entſprechende 
Beſcheinigung des Kommandanten der die Sendung aufgebenden Militärdienſtſtelle erſetzt. z 


Ic. Zündwaren und Feuerwerkskörper ®, 
Zur Beförderung find zugelaſſen: 
1. Zündmaterialien, Zündſchnüre: ; 

a) Zünder, entzündbar durch Reibung, außer phosphorfreien Zündhölzchen, die unbeſchränkt be⸗ 
fördert werden, ſowie außer Phosphorzündhölzchen, deren Beförderung verboten iſt. 
Pyrotechniſche Zündſtäbchen wie bengaliſche Zündhölzer, Goldregenhölzer, Blumenregen⸗ 
hölzer, Wunderkerzen u. dgl. 

c) Sicherheitszündſchnüre, Zündſchnüre aus dünnem Schlauch mit Schwarzpulverſeele von ge- 
ringem Querſchnitt. (Wegen anderer Zündſchnüre vergleiche Ib 1). 


b 
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2. Pyrotechniſche Scherzartikel, Zündbänder: 

a) Knallbonbons, Blumenkarten, Blättchen von Kollodiumpapier und ähnliche Gegenſtände, 
die unbedeutende Mengen von Kollodiumpapier oder kleine Knallſilberpünktchen enthalten. 

b) Knallerbſen, Knallgranaten und ähnliche Artikel mit Knallſilber, die nicht über 1 g Knall⸗ 
ſilber auf 1000 Stück dieſer Gegenſtände enthalten. 

c) Konfettibomben, Boskozylinder, Kotillonfrüchte und ähnliche Gegenſtände, die eine unbe- 
deutende Ladung von Kollodiumſchießbaumwolle, unentbehrlich zum Ausſtoßen eines unge— 
fährlichen Geſchoſſes wie Wattekugeln, Konfetti u. dergl. enthalten. 

d) Zündblättchen (Amorces), Paraffinzündbänder, Zündbänder, die einen Knallſatz aus Kalium- 
chlorat oder Salpeter enthalten, aus geringen Mengen von rotem Phosphor, Schwefelantimon, 


Schwefel, Milchzucker, Ultramarin, Klebemitteln (Dextrin, Gummi) oder dergl. In 1000 Zünd- 


pillen dürfen im ganzen höchſtens 7,5 g Knallſatz verwendet fein. 
e) ſogenanntes ſpaniſches Feuerwerk, Radauplätzchen, Krawallſtangen, G 
Der einzelne Körper darf höchſtens 2,5 g wiegen und neben Gummi und Farben höchſtens 6 
v. H. gelben Phosphor, 23 v. H. amorphen Phosphor und 21 v. H. Kaliumchlorat enthalten. 
3. Feuerwerkskörper: 
a) kunſtvolle Feuerwerkskörper, wie Raketen, römiſche Lichter, Fontänen, Feuerräder, Sonnen 
und dergleichen. 
b) Klein- und Salonfeuerwerk, wie Fröſche, Fire craders, Schwärmer, Silber- und Goldregen 
und ähnliche in der Hand abzubrennende Feuerwerkskörper. 
c) Bengaliſche Feuer, bengaliſche Fackeln, Signal blue-lights und dergleichen. 
Für die Zuſammenſetzung der Feuerwerkskörper gelten folgende Vorſchriften: 
(1) Sie dürfen keine erhebliche Sprengwirkung hervorrufen können, auch keine Miſchungen ent⸗ 
halten, die ſich von ſelbſt oder durch Reibung, Druck oder Schlag leicht entzünden. 
Zugelaſſen iſt: 
bei ſalpeterhaltigen Mai ien ſowie bei den bengaliſchen Magneſiumfackeln ein Zuſatz von 
höchſtens 30 v. H. Magneſiumpulver; 
zu den kleinen im Feuerwerkskörper eingebetteten EE Chloratmiſchungen mit einem 
Gehalt von höchſtens 40 v. H. Kaliumchlorat zu benutzen; 
Röhrchen, die pikrinſaure Magneſia und Chlorate enthalten in Papiertaſchen zu legen; dieſe 
Röhrchen müſſen jedoch [o verpackt fein, daß fie eine Exploſion durch Schlag, Stoß oder 
Zündung nicht veranlaſſen können. 
Andere Miſchungen, die gelben Phosphor, Zinkſtaub, Magneſiumpulver oder Chlorate enthalten, 
werden zur Beförderung nicht zugelaſſen. 2 
(2) Die unter a) und b) angegebenen Gegenſtände müſſen aus Mehlpulver beſtehen, gemiſcht 
mit Kohle, Metallpulver, (Gußeiſen⸗, Gußſtahlpulver), Aluminiumflitter, Bleiglätte und anderen 
Mineralpulvern in gepreßtem Zuſtande. Von gekörntem Schwarzpulver darf der einzelne Gegenſtand 
höchſtens 30 g enthalten. 
; 4. Signalfeuerwerk, wie Kanonenſchläge und dergleichen, beſtehend aus einer mit Bindfaden um⸗ 
ſchnürten und geleimten Papierhülſe, die höchſtens 75 g Kornpulver mit Zündſchnur, ohne Detona⸗ 
tionszünder enthält. 
Beförderungsbedingungen 
A 
Verpackung 
(1) Zur Verpackung dürfen nur ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzkiſten EO werden. Bei 
Gegenſtänden der Ziffer 1a) find auch feſte Behälter aus Blech zuläſſig. Für Gegenſtände unter 2 b) 
bis e), 3 und 4 genannt, müſſen die Kiſten aus gefugten Brettern beſtehen und durch Zinken oder 
Leiſten miteinander verbunden fein. Die Brettſtärke für die unter 1c, 2b—e, 3 und 4 genannten Ge⸗ 
genſtände darf nicht unter 18 mm betragen. Die Kiſten ſind mit gutem und zähem Papier auszu⸗ 
legen und können ſtatt dieſes Papiers auch Zinkbogen benutzt werden. 
(2) Vor dem Einlegen in die Kiſten ſind gut zu verpacken die Gegenſtände: 
a) der Ziffer la, 2a und 2c, 
in ſtarke Umſchläge oder Pappſchachteln; 
b) der Ziffer 1 b, 
c) der Ziffer 2 b, in Schachteln und je 10—12 Schachteln in einem Papierumſchlag; 
- im Holzkiſten oder ſtarke Pappſchachteln, umwickelt in Papier und nicht mehr alls 1000 Stück 
enthaltend, wobei dieſe Gegenſtände gegen Erſchütterung mittels Sägemehl feſtgelegt ſein 
müſſen; 
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d) der Ziffer 2d, 3 . 

4) Zündblättchen in ſtarke Pappſchachteln, von denen jedes höchſtens 100 Kapſeln ent- 

halten darf. Je 12 Schachteln ſind zu einer Rolle und je 12 Rollen wieder zu einem 
feſten Pakete mit Papierumſchlag zu verbinden; 

8) gewöhnliche und paraffinierte Zündbänder können entweder wie unter c) oder in zylin⸗ 
driſche Blechbüchſen mit oben und unten dicht aufgeſchobenen Deckeln gepackt werden. Jede 
Büchſe darf höchſtens 12 gerollte Bandſtreifen mit je 50 Kapſeln enthalten. Höchſtens 
je 30 Büchſen ſind durch Papierumſchlag zu einem feſten Pakete zu vereinigen; 

e) der Ziffer 2 e, . 
in Holzkiſten, von denen jedes nicht mehr als 144 Feuerwerkskörper, gut in Holzmehl ver⸗ 

packt, enthalten darf; 

der Ziffer 3, : 

in ſtarke Pappſchachteln oder Holzkiſten; für Gegenſtände unter c) dieſer Ziffer find auch 
Papierbeutel zuläſſig; größere Feuerwerkskörper [inb in Papierumſchläge zu verpacken, wenn 
nicht ihre Anzündſtelle mit einer Papierkappe bekleidet iſt; in beiden Fällen muß ein 
Ausſtreuen der Zündmaſſe verhindert ſein; ; 

der Ziffer 4, f 

in ſtarke Schachteln, in die das Signalfeuerwerk in Sägemehl oder in ähnlichen Stoff ſo feſt 
eingebettet werden muß, daß die einzelnen Körper einander nicht berühren können. 

(3) Die innere Verpackung ſoll die einzelnen Stücke vor dem Bewegen in den Kiſten ſchützen. 
Die Gegenſtände der Ziffern 2b—e, 3 unb 4 müſſen dicht verpackt und bie Zwiſchenräume mit ge⸗ 
eigneten trockenen Verpackungsſtoffen (Solzwolle, Papier oder dergleichen feft ausgeſtopft ſein). 
Feuchtes Heu, Putzwolle oder ähnliche zur Selbſtentzündung neigende Stoffe dürfen nicht verwendet 
werden. Größere pyrotechniſche Gegenſtände (Transparente) ſind in der Kiſte gut zu befeſtigen. 

(4) Auf der äußeren Verpackung muß der Inhalt der Kiſte deutlich und dauerhaft und auf der 
Verpackung bei Gegenſtänden der Ziffer 2b— e, 3 und 4 außerdem die genaue Adreſſe des Abſenders 
angegeben werden. 

(5) Das Rohgewicht einer Kiſte mit Artikeln der Ziffern 2b —e, 3 und 4 darf 20 kg, das 
Geſamtgewicht der Zündmaſſe 20 kg und das darin enthaltene Feuerwerkskornpulver 2,5 leg nicht über⸗ 
ſteigen. 

(6) Jede Kiſte muß die deutliche Aufſchrift „Exploſiv“ in roken Buchſtaben tragen. Die Bor- 
ſchrift findet auf Zündholzſendungen keine Anwendung. 

B 
x Sonſtige Vorſchriften ' 

(1) Zünder ber Ziffer 1 a) in Mengen bis zu 5 kg, bie gemäß Abſchnitt A verpackt find, dürfen 
mit anderen Gegenſtänden (ausgenommen die Stoffe unter Ja, Ib, Ic, II und III dieſer Anlage) in 
ein Frachtſtück vereinigt werden. - 

(2) Zündſchnüre (lc) jowie Zündblättchen (2d) dürfen nicht mit Exploſiv- und entzündlichen Stof⸗ 
fen zuſammen in einen Wagen verladen werden. : ; 

(3) Die Beförderung muk in bebedten Wagen erfolgen. 

(4) Bei den Gegenſtänden der Ziffern 2b—e, 3 und 4 hat ber Abſender im Frachtbrief zu er- 
klären, daß die Gattung und Verpackung den im Abſatz Ic der Anlage A zur „V. O. G.“ ange⸗ 
gebenen Bedingungen entſpricht. i - 
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Beförderung 
Feuerwerk (3) und Signalfeuerwerk (4) ſindvon ber Beförderung als Eilgut ausgeſchloſſen. 
Id. Verdichtete, verflüſſigte und unter Druck gelöſte Gaſe 
Zur Beförderung jind nachſtehend aufgeführte verdichtete, verflüſſigte und unter Druck gelöſte 
Gaſe zugelaſſen: : 
a) Verdichtete Gafe: 
1. Kohlenſäure. 
2. Waſſergas, Leuchtgas und Miſchgas (Olgas mit einer Beimiſchung von nicht mehr 
als 30 v. H. Azetylen). ; 
3. Olgas (Fettgas). 
4. Sauerſtoff, Waſſerſtoff, Stickſtoff, Erdgas (Methan) und Preßluft, 
Edelgaſe (Argon, Neon, Helium, Xenon, Kripton). ; 
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b) Verflüſſigte Gafe: 
5. Kohlenſäure, Olgas, Stickorydul, Athan. 
6. Ammoniak, Chlorkohlenoxyd (Phosgen). 
7. Waſſerfreies Chlor, ſchweflige Säure, Stickſtofftetroryd. 
8. Chlormetyl, Chloräthyl, Methylamin, Athylamin. 
9. Flüſſige Luft, flüſſiger Stickſtoff. 
0. Erdgas. 
1. Propan. f 
: c) Unter Drud gelöfte Gaje: 

12. Ammoniak, gelöſt in einer Waſſerlöſung von mehr als 25 v. H. und 

weniger als 50 v. H. i: ; ; 

13. Azetylen, in Meton gelöſtes und in porbjen Maſſen aufgeſaugtes. 

Beförderungs bedingungen 
; A 
Art der Behälter 
a) Sofern in biejer Anlage keine Vorſchriften über die Herſtellung, Art und Güte der Gefäße 
beſtehen, ſind für die Beförderung Metallgefäße zu verwenden. 
b) Für flüffige Luft und flüſſigen Stickſtoff jind zu benutzen: 
4) Glasgefäße mit luftleeren Doppelwänden. X 

Cie müſſen mit Filz umkleidet und mit einem Filzpfropfen ſo verſchloſſen ſein, daß 
die verdampfenden Gaſe entweichen können, ohne im Innern einen erheblichen Überdruck 
zu erzeugen, daß aber ein Ausfließen des Inhalts verhindert wird. Der Filzpfropfen muß 
ſo befeſtigt ſein, daß er ſich beim Kippen oder Umfallen des Gefäßes nicht lockert. Jedes 
Gefäß oder mehrere Gefäße gemeinſchaftlich müſſen durch einen ſicher ſtehenden Drahtkorb 
oder durch eine ähnliche Vorrichtung gegen Stöße geſchützt ſein. Die Drahtkörbe oder 
anderen Gefäße find in Metallkäſten oder in Holzkiſten mit Blecheinſatz einzuſtellen, die 
oben offen oder nur durch ein Drahtnetz, einen mit Löchern verſehenen Deckel oder eine 
ähnliche Vorrichtung geſchloſſen ſind. Die Metallkiſten oder Holzkiſten müſſen an dem 
unteren Teile bis zu einer ſolchen Höhe dicht ſein, daß im Falle eines Bruches der Ge- 
fäße die Flüſſigkeit nicht auslaufen kann. In den Kiſten dürfen ſich keine leicht brenn⸗ 
baren Verpackungsſtoffe befinden, dagegen ſind Stoffe wie: Filz und Wolle zugelaſſen. 

B) Gefäße aus anderem Stoff: ; 

Als Gefäße von anderen Stoffen können nur [olde benutzt werden, die keine Wärme 
durchlaſſen und ſich mit Tau und Reif nicht bedecken. Eine weitere Verpackung dieſer Ge- 
fäße ijt nicht erforderlich. Die Vorſchriften für den Verſchluß der Glasgefäße unter o) 
gelten ſinngemäß auch für ſolche Gefäße. 

c) Die Ausmaße der fertigen Gefäße für Azetylenlöſung in Azeton dürfen nicht mehr als 21 em 
inneren Durchmeſſer und 2 m Länge enthalten. 

Die Gefäße müſſen aus biegſamem Stahl und einer gleichmäßig poröſen Maſſe ſo ausgelegt ſein, 
daß ſich in ihr bei einer Temperatur von 50° C oder bei Erſchütterungen während der Beförderung, keine 
Vertiefungen bilden können. Die Maſſe darf keine, auch nicht langſame chemiſche Wirkung auf den In⸗ 
halt des Gefäßes ſowie auch nicht auf das Metall, aus welchem das Gefäß hergeſtellt iſt, ausüben. 
Kein Metallteil, der ſich unmittelbar mit der Azetylenlöſung berührt, darf aus Kupfer oder einer 
Miſchung, die 30 v. H. Kupfer enthält, hergeſtellt ſein. Die normale Menge des Löſungsmittels muß 
eine ſolche ſein, daß die durch Aufnahme des Azetylen und durch Steigerung der Wärme auf 50% C 
eintretende Volumenvergrößerung ſich gefahrlos vollziehen kann. Hierbei darf der innere Überdruck 
2/ des Probedrucks nicht überſteigen. 

B 
1 Amtliche Prüfung der Gefäße 
(1) Gefäße aus Flußeiſen, Gußſtahl oder Kupfer müſſen vor ihrer Verwendung durch einen von 
der zuſtändigen Behörde ermächtigten Sachverſtändigen einer Waſſerdruckprobe unterzogen werden. Ge- 
fäße für Azetylenlöſungen ſind vor der Verwendung auch auf die Beſchaffenheit der poröſen Maſſe und 


auf die zuläſſige Füllung mit Löſungsmittel (ſiehe A c) zu prüfen. 


(2) Der bei der Waſſerdruckprobe anzuwendende innere Druck muß betragen: 
a) bei verdichteten Gaſen — bas 1¼ fache bes Füllungsdruckes, welcher bie unter D (ſiehe unten) 


zugelaſſenen Grenzen nicht überſteigen darf. Der Probedruck muß den Füllungsdruck der Maſſe nicht 


weniger als 5 kg auf 1 qcm überſteigen. 
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b) Bei ben verflüjligten Galen, aufgeführt unter 5, 6, 7, 8, 10 und 11: 


bei Kohlenſäure, Olgas und Stickoy dun 8 kg/qcm 
bei itham EE ne 
hei Stiatbfteltospp 0, 7, en ern TI cl ys 
bei "Antmomial M ee I NU VC 5 5 
hei hl na 
bei Khiorfohlenseyp 2 a. se ee are GE 
bei. Terre SE 
bei Chlormethyl, Methylamin, Methyläther, Chloräthyl und Athylamin ſowie 
Göga ee ee al) 7 
bei Popin- tt en en 
c) Für unter Druck gelöſte Gaje: BER 
bei in Azeton gelöſtenn Metten AS 
bei unter Druck gelöſtem Amon nf ou nn 12 5 eu, 


(3) Die Drudprobe muß wiederholt werden: 


a) bei Gefäßen, die zur Beförderung von Chlor, Stidjtofftetroxyd, ſchwefliger Säure, Chlor: 
kohlenoryd, Chlormethyl und Chloräthyl beſtimmt find — alle 2 Jahre: : 


b) bei Gefäßen, die zur Beförderung anderer verdichteter und verflüſſigter Gaſe beſtimmt find 
— alle 5 Jahre; 
c) bei Gefäßen für gelöſtes Azetylen — alle 10 Jahre. 

Die Wiederholungsprobe der Gefäße für gelöſtes Azetylen kann unter Zuhilfenahme 
von Waſſerdruck oder vollſtändiger Füllung von Azetylen unter Zuhilfenahme von verdich⸗ 
tetem Stickſtoff, Luft oder ähnlichen verdichtetem Gaſe erfolgen; während der Drudprobe 
müſſen die für Azetylen beſtimmten Gefäße ſich unter Waſſer befinden, damit ihre voll— 
ſtändige Dichtigkeit geprüft werden kann; 

d) bei Gefäßen für unter Druck gelöſtes Ammoniak — alle 5 Jahre. 


(a) Die Vornahme der Waſſerdruckprobe hat in der Weiſe zu erfolgen, daß der geſteigerte Druck 
ſich nicht gewaltſam bildet. Die Gefäße müſſen den Probedruck aushalten, ohne die Form dauernd 
zu ändern oder undicht zu werden. Bei der Druckprobe iſt das zur Kontrolle benutzte Manometer dahin 
zu beobachten, ob die Angaben für die Dauer von mindeſtens einer Minute unverändert verbleiben. 


@ 
Ausſtattung der Gefäße, (Ventile, Aufſchriften) 


(1) Die zur Beförderung von verdichteten, verflüſſigten oder unter Druck zerlegten Gaſen (mit 
Ausnahme von flüſſiger Luft und flüſſigem Sauerſtoff dienenden Gefäße) müſſen mindeſtens ein Ven⸗ 
til zum Füllen und Entleeren beſitzen. Bei Azetylenlöſungen (13) dürfen die mit dem Gafe in Be- 
rührung kommenden Teile der Ventile nicht aus Kupfer hergeſtellt fein. Bei Chlorkohlenoryd, ÖL und 
Miſchgas ſind ſtatt der Ventile eingeſchraubte Stopfen zuläſſig; dieſe müſſen jedoch ſo dicht ſchließen, 
daß ſich der Inhalt des Gefäßes nicht durch Geruch bemerkbar macht. 

(2) Auf den Gefäßen ſind dauerhafte und deutliche Aufſchriften anzubringen, die folgendes ent⸗ 
halten: 

a) bei allen Gaſen: ; 
c) ben Namen des (Gales, ber Erzeugers oder des Eigentümers, jowie bie Ordnungs⸗ 
nummer; 
B) das Gewicht bes leeren Gefäßes mit Zubehör (Ventil, Schutzhülle, Metallſtopfen und 
dergl.); 
7) den Tag der letzten Prüfung und das Siegel des Sachverſtändigen, der die Unter— 
ſuchung geführt hat; : 
b) bei den verdichteten Gaſen: 
die Höhe des zuläſſigen Druckes, (ſiehe D(1); 
c) bei den verflüſſigten und unter Druck zerlegten Gaſen: 
das zuläſſige Höchſtgewicht der Füllung. 
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DEE BEER E 
Füllung der Gefäße 5 


uf Der zuläſſige höchſte Füllungsdrud der zur Beförderung dienenden es 1 für ver⸗ 
dichtete Gaſe bei einer Temperatur von 15° C: 


FFF Eeer 

„57! E 

EE EE EE 

„ Sauerſtoff, Waſſerſtoff, Leuchtgas, Stickſtoff, Grubengas ; 
` (Methan), verdichtete Luft und beſondere Gafe . . . „ 


(2) Die zuläſſige höchſte Füllung der zur Beförderung dienenden Gefäße beträgt für verflüſſigte 
Gaſe, aufgeführt unter 5, 6, e EE 


für Kohlenſäure 1 kg Flüſſigkeit für je 1,34 1 

n Olgas . Pty D „ » 2,00 ! 

n Athan SE 1-5 D „ „ 9,901 

„ Stidoxydul . D „ » 1,34 1 

„ Ammoniak N j „ „ 2700 1 

„ Chlor und Elidfiortieitoenn ips y, 5 080 ; ; 
„ Schwefelſäureanhydrid . E N 085 SEI 
„ Chlorkohlenoryd mou scout E 
„ Chlormethyl BT 5 VU 
„ Chloräthyl 3 5 „ „ 1,251 

n Methyläther : 1 n n» n 1,85 l 

„ Methylamin . I5 » 575 „ 5701 

» Athylamin E 1 „ » 1/701 

„ Erdgas 1 EE p pn 1,80 1 

„ Propan 1577 T „ n 2,06 1 


E 
Sonſtige Vorſchriſten 
(1) Werden Gefäße mit Gaſen, aufgeführt unter 5, 6, 7, (ausgenommen Chlor und Stickſtoff— 
tetroxyd) und 8 ſowie 10 und 11 in Kiſten verpackt, jo ijt das Beipacken anderer Gegenſtände ge- 
ſtattet. i 8 
(2) Nicht in Kiſten verpackte Gefäße mit verdichteten Gaſen und mit verflüſſigten Gaſen der 
Ziffern 5, 6, 7, 8, 10, 11 müſſen, falls ſie nicht in Kiſten gepackt ſind, in der Weiſe verladen ſein, 
die ein Rollen der Gefäße verhindert. Ihre Ventile müſſen Schutzkappen aus Schmiedeeiſen, Stahl 
oder ſchmiedbarem Guß tragen; bei Gefäßen aus Kupfer find kupferne Schutzkappen zuläſſig. Solche 
Kappen ſind nicht unbedingt erforderlich für Ventile, die im Innern des Flaſchenhalſes angebracht und 
durch einen aufgeſchraubten, gut ſitzenden Metallſtöpſel geſchützt ſind. 
(3) Auf den mit verdichteten und verflüſſigten Gaſen, aufgeführt unter 5, 6, 7, 8, 10 und 11, i 
gefüllten Gefäßen muß der Inhalt durch eine deutliche und haltbare Aufſchrift bezeichnet fein. Die 
Gefäße müſſen in bie Kiſten [o gelegt werden, daß ihr Prüfungsſtempel leicht zu finden iſt. Holz⸗ 
und Metallkiſten, die zur Beförderung von flüſſiger Luft und Sauerſtoff (9) dienen, müſſen die deut- ` 
lichen Aufſchriften: „Flüſſige Luft“ (oder flüſſiger . „Oben“, „Unten“, „Vorſichtig“, „Sehr 
leicht zerbrechlich“ tragen. iS 
(4) Die Verſandſtücke dürfen nicht geworfen, geſtoßen, auch nicht den Sonnenſtrahlen oder ber 
Ofenwärme ausgeſetzt werden. : 
(5) Zur Beförderung werden benubt: 
a) offene Wagen: E 
1. für die verdichteten Gafe bei Auflieferung in Fahrzeugen, bie für Landwege eingerichtet und 
mit Planen gut bedeckt ſind; 
2. Stoffe der Ziffer 8 müſſen in der Jahreszeit von März bis Oktober einſchließlich mit 
Decken ganz eingedeckt ſein, wenn die Gefäße nicht in Holzkiſten verpackt ſind; 
b) gedeckte Wagen: 
für die verdichteten Gafe (vergleiche a 1 und e 1) 
2. für die verflüſſigten Gaſe der Ziffern 5, 6 und 7 e der Monate a bis e 
: einſchließlich; 8 
3. für flüſſige Luft und flüſſigen Sauerſtoff; 


rm 
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c) offene und gedeckte Wagen: 
1. für Olgas, Miſchgas, Waſſergas, Erdgas und Propan; die offenen Wagen müſſen aber in 
den Monaten März bis Oktober einſchließlich mit Decken ganz eingedeckt ſein, wenn die Gefäße 
nicht in Holzkiſten verpackt find; 
2. für die verflüſſigten Gaſe der Ziffern 5, 6 und 7 während der Monate November bis Se 
bruar einſchließlich. 

(6) Die Behälter mit verdichteten oder verflüſſigten Gaſen un im Eiſenbahnwagen jo zu lagern, 
daß ſie nicht umfallen oder herabfallen können. Die Behälter mit flüſſiger Luft oder flüſſigem Sauer⸗ 
ſtoff müſſen aufrecht ſtehen und gegen Beſchädigungen durch andere Frachtſtücke geſchützt ſein. Auch 
ſind die Behälter nicht in unmittelbarer Nähe von leichtbrennbaren kleinſtückigen oder leicht brennbaren 
flüſſigen Stoffen zu verladen. 

(J) a) Keſſelwagen, die für verdichtete, verflüſſigte oder unter Drud gelöſte Gale beſtimmt find, ` 
werden zur Beförderung bei Anwendung ber unter A, B, C und D der Vorſchriften über die amtliche 
Prüfung, Ausſtattung und Füllung der betreffenden Gegenſtände, ſowie der die Ventile betreffenden 
Vorſchriften, aufgeführt unter E Abſatz (2), angenommen. Die Gefäße müſſen an den Rahmen des 
Wagens dauerhaft befeſtigt ſein und dürfen vom Wagen nicht abgenommen werden. 

b) Die Keſſelwagen, die zur Beförderung von verflüfligten Gaſen beſtimmt ſind und nur einen 
gleichen Durchmeſſer beſitzen, müſſen innen durch Abſperrungen mit Offnungen oder anderen ähnlichen 
Einrichtungen ausgeſtattet ſein, die die Bewegung der Flüſſigkeit bei plötzlicher Anderung der Fahr⸗ 
geſchwindigkeit des Wagens verlangſamen. 

c) Keſſelwagen, die zur Beförderung der unter 5, 6 und 7 genannten verflüſſigten Gaſen be- 
ſtimmt ſind, müſſen äußerlich mit einem Holzdeckel verſehen ſein. 

d) Keſſelwagen, die zur Beförderung von flüſſiger Kohlenſäure, verdichtetem Sauerſtoff und ver⸗ 
dichtetem Waſſerſtoff beſtimmt ſind, können Gefäße von mehr als 2 m Länge und 21 em Durch⸗ 
meſſer enthalten. Jedes Gefäß braucht nicht mit Füll- und Entleerungsventilen verſehen zu fein. Es 
genügt, daß die Gefäße an beiden Wagenenden durch ein Sammelrohr verbunden ſind, das durch 
ein innerhalb des Wagenrahmens angebrachtes Ventil geſchloſſen wird. Schutzdeckel ſind für dieſe 
Ventile nicht erforderlich. 

; F 
Ausnahmen von den Vorſchriften zu A bis E 


(ZI) Die verflüffigten Gaje der Ziffern 5, 6 und 7 dürfen in kleinen Mengen und zwar Koplen- 
ſäure und Stickoxydul bis 3 g, Ammoniak, Chlor- und Stidoxydul bis 20 g, waſſerfreies Schwe⸗ 
feldioryd und Chlorkohlenoryd (Phosgen) bis 100 g, auch in ſtarken zugeſchmolzenen Glasröhren unter 
folgenden Bedingungen befördert werden: Die Glasröhren dürfen mit Kohlenſäure und Stickoxydul 
nur bis zur Hälfte, mit Ammoniak, Chlor und Stickſtofftetroryd nur bis zu zwei Dritteln, und mit 
waſſerfreiem Schwefeldioxyd (Schwefelſäure) und Chlorkohlenoxyd (Phosgen) nur bis zu drei Vierteln 
gefüllt ſein. Jede Glasröhre muß in einer zugelöteten mit Kieſelgur gefüllten Blechkapſel und dieſe 
in einer ſtarken Holzkiſte verpackt ſein. Es iſt zuläſſig, mehrere Blechkapſeln in eine Kiſte einzulegen, 
jedoch dürfen Röhren mit Ammoniak nicht mit Chlor oder ſchweflige Säure enthaltenden Röhren in 
dieſelbe Kiſte gelegt werden. Den Blechkapſeln mit verflüſſigten Gaſen (ausgenommen Chlor) dürfen 
auch andere Gegenſtände beigepackt werden. 

(2) Die Stoffe der Ziffern 8, 10 und 11 in Mengen bis 100 g in Glasröhren, deren Geſamt⸗ 
gewicht 5 kg nicht überſteigen darf, können in ſtarke Kiſten getrennt oder mit anderen Gegenſtänden 
gepackt werden, jedoch unter der Bedingung, daß die Glasröhren in den Kiſten gut gelagert werden. 
Die Kiſten mëllen auf rotem Grunde die gedruckte Aufſchrift: „Feuergefährlich“ tragen. Kiſten, die 
nicht mehr als 100 g Deler Stoffe enthalten, können in gedeckten Wagen befördert werden. 

(3) Metallkapſeln mit Kohlenſäure (Sodor, Sparklet), die höchſtens 25 g flüſſige Kohlenſäure 
und höchſtens 1 g Flüſſigkeit auf 1,34 cem Faſſungsraum enthalten, können ohne Beſchränkung be- 
fördert werden, wenn die Kohlenſäure rein ohne Beimiſchung von Luft iſt. 

(4) Verdichteter Sauerſtoff bis 0,3 kg/ em in Gummiſäcken aus getränktem Gewebe oder anderen 
ähnlichen Stoffen, kann ohne Beſchränkung zur Beförderung angenommen werden. 


G 
Beförderung 


Verflüſſigte Gaſe der Ziffern 8, 10 und 11 werden nur in Mengen von höchſtens 100 g unter 
der Bedingung zur Beförderung als Eilgut angenommen, wenn fie gemäß den Vorſchriften unter F, 
Abſatz (2) verpackt ſind. 
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Ie) Stoffe, die in Paimta mit Waſſer entzündliche oder die Be Aere Gaje - 
entwickeln 


SUR SE find zugelaſſen: 
1. Die Metalle ber Alkalien und ber alkaliſchen Gaben, wie Natrium, Kalium, 
Kalzium und dergleichen, ſowie Legierungen dieſer Metalle miteinander. 

2. Kalziumkarbid, Karbid, Kalziumhydrür (Hydrolith), in welchem die Menge 

von Kalziumkarbid 0,2 v. H. hydrure de calcium nicht überſteigen darf. 

3. Natriumſuperoryd, auch in Miſchungen, die nicht gefährlicher find als Natrium- 
; juperoxyd. 
Beförderungs bedingungen 

5 i 
- Berpadung 
(1) Zur Verpackung ſind ſtarke, dichte, lider verſchloſſene Gefäße aus Eiſen (aud) Gifenbled)) 
zu verwenden. Die Stoffe ber Ziffer 1 in Mengen bis zu 5 kg dürfen auch in ſtarken, ſicher und 
dicht verſchloſſenen Glasgefäßen befördert werden. Die Gefäße müſſen völlig trocken, bei den Stoffen 


der Ziffern 1 und 2 mit Petroleum ausgeſchmiert ſein. 


(2) Die Packgefäße der in den Ziffern 1 und 3 aufgeführten Stoffe müſſen in Sonkumbulungen 
eingeſetzt ſein, und zwar: 

a) die Gefäße aus Eiſen oder Eiſenblech mit Stoffen der Ziffer 1 in Se oder in eijerme 
Schutzkörbe; : 

b) Glasgefäße mit Stoffen ber Ziffer 1 oder Gefäße mit Stoffen der Ziffer 3 in Holzkiſten 
mit einem gegen Eindringen von Waſſer gedichteten Blecheinſatz. Die in ſolche Kiſten ein⸗ 
geſetzten Glasgefäße ſind mit trockener Kieſelgur oder mit ähnlichen nicht brennbaren Stoffen 
feft einzubetten. Gefäße bis zu 250 g Inhalt dürfen ſtatt in Holzkiſten in ſicher und dicht 
verſchloſſene Blechgefäße gepackt werden. TO 

(3) Auf den Verſandſtücken muß ihr Inhalt feft und dauerhaft Bad Oben ſein, auch müſſen fie 
die Aufſchrift tragen: „Vor Näſſe zu ſchützen“. ; 

; B 
Sonſtige Vorſchriften 
(1) Mengen bis zu 5 kg, die gemäß Abſchnitt A verpackt ſind, können mit anderen Gegenſtänden 
verpackt werden. 
; (2) Die Verſandſtücke [inb beſonders ſorgfältig zu behandeln. Sie dürfen nicht geworfen und 
müſſen im Wagen ſo feſt gelagert werden, daß ſie nicht gegeneinander ſcheuern, rütteln, ſtoßen, nicht 
umkanten und auch nicht aus den oberen Lagen herabfallen können. 

(3) Zur Beförderung ſind gedeckte Wagen zu verwenden. Kalziumkarbid und n (2) 
können auch in offenen Wagen mit Decken befördert werden. 

(4) Leere Behälter, worin Stoffe der Ziffer 2 enthalten geweſen ſind, müſſen frei von Reiten / 
dieſer Stoffe fein. Im Frachtbrief muß angegeben fein, was die Gefäße vor ihrer Aufgabe zur Be- 
förderung enthalten haben. 

II. Klaſſe 
Selbſtentzündliche Stoffe 
Zur Beförderung find zugelaſſen: 

1. Gewöhnlicher (weißer oder gelber) Phosphor. i 

2. Amorpher (roter) Phosphor, Phosphortriſulfid, Verbindungen von Phosphor mit 
Metallen alkaliſcher Erden, z. B. Phosphorkalzium, Phosphorſtrontium, auch Phosphoreiſen und ähn- 
liche ſelbſtentzündliche Verbindungen von Phosphor mit Metallen. 

3. Miſchungen von amorphem Phosphor mit Harzen oder Fetten, deren Schmelzpunkt. 
über 350 C liegt. Gewöhnliche Phosphorlöſungen im Doppelſchwefelkohlenſtoff. 

4. Zinkäthyl, Zinkmethyl ſowie ätheriſche Löſungen dieſer Produkte. 

5. Ruß, friſch geglühter. 

6. Holzkohle, friſch geglühte, gemahlen oder in Stücken. ^ 

7. Hochbeſchwerte Seide (Eordonnet-, Couples, Bourre be Soie- und Chappe- Seide) in 
Strängen. 3 

8. a) Folgende Stoffe, 94 0 oder gefirnißt oder geölt: Wolle, Haare, Kunſt⸗ 
wolle, Baumwolle, Flachs, Hanf, Jute in rohem Zuſtande, als Abfälle vom Verſpinnen und Ver⸗ 
weben, als Lumpen oder Werg. 
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b) Gefettete, gefirnißte oder geölte Erzeugniſſe aus vorſtehenden Stoffen, 
z. B. Schutzdecken, Seilerwaren, Treibriemen aus Baumwolle oder Hanf, Weber, Harniſch⸗Geſchirr⸗ 
litzen, Garne und Zwirne, Netzwaren (Fiſchnetze u. dergl.). 

9. Gemenge aus körnigen oder poröſen (durchlöcherten) brennbaren Stoffen nd Leinöl, 
Firniß, Harzteer und dergl. getränkt, ſofern die letzteren Beſtandteile noch der Selbſtoxydation unter- 
liegen können (3. B. ſogenannte Korkfüllmaſſe). 

10. Eingefettete Eifen- oder Stahlſpäne, (Schleif⸗, Bohr- und dergl. Späne). 

11. Mit Ol oder Firniß getränktes Papier ſowie Papperinge und Pappehülſen. 

12. Pyrophoriſche Metalle. 

13. EES 

14. Gebrauchte Hefebeutel, ungereinigt. 

15. Gebrauchte Leuchtgasreinigungsmaſſe. 

16. Nitrozelluloſe Garne dienend zur Erzeugung von Kunſtſeide. 


Beförderungs bedingungen 
A 
Verpackung 

(1) Die Stoffe der Ziffern 1 und 2 müſſen in ſtarke, dichte und gut verlötete Blechbüchſen verpackt 
und dieſe in ſtarke, ſicher verſchloſſene Holzkiſten eingeſetzt ſein. Bei den Stoffen der Ziffer 2 in 
Mengen bis zu 2 kg dürfen ſtatt der Blechgefäße auch Glasgefäße oder Krüge verwendet werden, 
welche ebenfalls in ſtarke Holzkiſten zu packen ſind. Gewöhnlicher Phosphor muß mit Waſſer um⸗ 
geben ſein. Auf den Kiſten muß ihr Inhalt deutlich und dauerhaft angegeben ſein, bei gewöhnlichem 
Phosphor iſt außerdem die Bezeichnung „Oben“ beizufügen. 

(2) Die Stoffe der Ziffer 3 find entweder in dichte, ein Ausſtreuen verhindernde Kiſten zu 
packen oder in leere Gefäße einzugießen. 

(3) Zinkäthyl und Zinkmethyl (4), auch in ätheriſcher Löſung, ſind in ſtarke, feſte Steingefäße 
(Steinzeug u. dergl.) oder Glasgefäße zu packen, die mit Feuer eingeſchmolzen oder in ähnlicher Weiſe 
dicht verſchloſſen werden. 

Gefäße aus Glas oder Ton ſind einzeln oder zu mehreren unter Anwendung von Aſche oder 
trockener Kieſelgur in ſtarke Blechgefäße einzuſetzen, die dicht zu verlöten ſind. 

Jedes Verſandſtück muß auf rotem Grunde die deutliche, gedruckte Aufſchrift tragen: „Feuergefähr— 
lich“. Übergefäße mit Glasballons müſſen ferner mit der deutlichen Aufſchrift verſehen fein: „Vorſichtig 
tragen“. Sie dürfen nicht auf Karren gefahren auch nicht auf der Schulter oder dem Rücken getragen 
werden. 

(4) Die Stoffe der Ziffern 5 und 6 ſind in dichte, gut verſchloſſene Behälter zu 1 Fäſſer 
müſſen im Innern mit dichten Stoffen ausgekleidet fein; fie find in haltbare Übergefäße (Körbe, Kübel, 
Kiſten) einzuſetzen. 4 

Holzkohle der Ziff. (6) in Stücken, ſofern im Frachtbrief vermerkt ijt, daß fie nicht friſch aus- 
geglüht iſt (d. h. daß ſie nach dem Ausglühen mindeſtens 48 Stunden gelagert hat), kann in Säcken 
oder ohne Verpackung in beſonderen für die Beförderung von Holzkohle beſtimmten Wagen befördert 
werden. 

(5) Die Stoffe der Ziffer 7 müſſen in ſtarke Kiſten verpackt Ric Sind bie Kiſten höher als 
12 cm, jo müſſen zwiſchen den einzelnen Lagen der Seide durch Holzroſte ausreichende Hohlräume 
geſchaffen fein, die mit Öffnungen in den Kiſtenwänden in Verbindung ſtehen, [o daß Luft durch⸗ 
ziehen kann. An den äußeren Kiſtenwänden ſind Leiſten anzubringen, die das Zuſtellen der Luft⸗ 
löcher verhindern. 

(6) Von den Stoffen der Ziffer 8 a) ſind gebrauchte Putzwolle und feuchtes Werg ſowie Putz⸗ 
lappen (Putztücher) ſtark zu preſſen und in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Behälter zu verpacken. 

(7) Die Stoffe der Ziffer 9 ſind, wenn in Formen gepreßt, in ſtarke, dichte Behälter aus Blech 
oder in ſtarke Holzbehälter mit dichtem Blecheinſatz, wenn nicht in Formen gepreßt, in ſtarke, dichte 
ſicher verſchloſſene Behälter zu verpacken. i 

(8) Die Stoffe der Ziffer 10 find in ſtarke, dichte, gut verſchloſſene Metallbehälter zu packen. 
Eine Verpackung iſt nicht erforderlich, wenn die Beförderung in eiſernen Wagen mit Deckeln oder in 
offenen, eiſernen Wagen mit Decken erfolgt. 


(9) Die Stoffe der Ziffer 12 müſſen in Glasröhren, die an den Enden eingeſchmolzen ſind und 
dieſe in verlötete Blechgefäße verpackt ſein, die mit Kieſelgur oder mit anderen geeigneten trocken⸗ 


erdigen Stoffen ausgefüllt ſind. 
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(10) Zinkſtaub (Pulver) muß in ſtarke, dicht zugemachte Metallgefäße verpackt fein. 

(11) Gebrauchte, ungereinigte Hefebeutel (Ziffer 14) ſind in dichtſchließende Behälter zu ver- 
packen. 

(12) Gebrauchte Leuchtgasreinigungsmaſſe, die nicht in dichten Blechgefäßen verpackt iſt, kann 
zur Beförderung nur in eiſernen Wagen angenommen werden. Haben diefe Wagen keine gut ſchlie— 
ßenden eiſernen Deckel, ſo iſt das Gut mit ſolchen Decken zu bedecken, die durch Berührung mit Feuer 
nicht brennen. Zur Beladung iſt der Abſender und zur Entladung der Empfänger verpflichtet. Auf 
Verlangen der Eiſenbahn iſt der Abſender verpflichtet, die Decken zu ſtellen. 

(13) Nitrozelluloſe Garne, die zur Erzeugung von Kunſtſeide dienen, ſind in Metallgefäße oder 
dicht verſchloſſene Fäſſer zu packen, im letzteren Falle unter Benutzung von ſoviel Waſſer, daß dieſes 
durch Rütteln des Faſſes leicht feſtgeſtellt werden kann. Sind ſie in Metallgefäße verpackt, ſo genügt 
deren Umwickelung in feuchtes Gewebe, wobei im Frachtbrief die Erfüllung Dieler Vorſchrift au ver- 


merken il. 


B 
Sonſtige Vorſchriften 


(1) Mit anderen Gegenſtänden dürfen bei Beachtung der im Abſchnitt A angegebenen Vor- 
ſchriften über die Behälter in einen ſtarken, dichten, ſicher verſchloſſenen Holzbehälter zuſammengepackt 
werden: 

a) gewöhnlicher Phosphor (Ziff. 1) in Mengen bis zu 250 g; ſolche geringen Mengen dürfen 
auch unter Waſſer in ſtarke, ſicher zu verſchließende Glasgefäße verpackt werden, die mit ge- 
eigneten Verpackungsſtoffen in dichte Blechgefäße feſt gelagert werden müſſen; jedes Gefäß 
mit Phosphor iſt in den äußeren Holzbehälter feſt einzubetten; 

b) die Stoffe der Ziffer 2 in Mengen bis zu 5 kg; 

c) Zinkäthyl und Zinkmethyl (Ziff. 4) in Mengen bis zu 2 kg, wobei die dieſe Stoffe 
enthaltenden Gefäße in Kiſten felt eingebettet fein müſſen; jedoch ijt bas Zuſammenpacken 
mit anderen ſelbſtendzündlichen Stoffen, ſowie mit Sprengſtoffen 1 a, Munition (1b), Zünd⸗ 
waren und Feuerwerkskörper (lc) und mit den in der Klaſſe II a und b aufgeführten ent- 
zündlichen Stoffen nicht geſtattet; 

d) die Stoffe der Ziffern 11 und 12 ohne Beſchränkung. 

(2) Nachſtehend genannte Gegenſtände können ohne Beſchränkung befördert werden, wenn in den 
Frachtbriefen beſcheinigt iſt, daß 

a) Ruß (Ziffer 5) und Holzkohle gemahlen, körnig in Stücken, nicht friſch gebrannt ſind 
(d. h. mindeſtens nach dem Ausglühen 48 Stunden gelagert haben); 

b Seide in Strängen (Ziffer 7) nicht ſtark beſchwert iſt; 

c) Stoffe der Ziffern 8 und 10 nicht gefettet, nicht geölt und nicht 7 1 0 find; 

d) gebrauchte Hefebeutel (Ziffer 14) gereinigt find; 

e) die gebrauchte Gasreinigungsmaſſe (15) vollſtändig ozydiert ift. 

(3) Die Stoffe der Ziffer 8, ausgenommen gebrauchte Putzwolle und Werg (Putzlappen), bie 
nach Abſchnitt A, Abſ. (6) verpackt ſind müſſen trocken ſein. 

(4) Papierhülſen der Ziffer 11 können nur unter der Bedingung befördert werden, wenn im 
Frachtbrief beſcheinigt ijt, daß die beſagten Gegenſtände nach der Tränkung mit Fett oder Ol erhitzt 
und dann im Waſſer völlig abgekühlt ſind. DE 

(5) Zur Beförderung [inb zu verwenden: 

a) für Zinkäthyl und Zinkmethyl (Ziffer 4) offene Wagen; kleinere Mengen bis zu 10 kg 
dürfen allein oder in Mengen bis zu 2 kg mit anderen Gegenſtänden zuſammengepackt auch 

in bedeckte Wagen unter Beachtung ber im Abſatz 1c genannten Vorſchriften verladen 
werden; 

b) für die Stoffe der Ziffern 7, 8 und 11 ſind bedeckte Wagen oder offene Wagen mit Decken 
zu verwenden. Putzwolle und Werg (Putzlappen), die nach Abſchnitt A Abſatz (6) RE 
find, dürfen auch in offenen Wagen befördert werden. 

9 Nitrozelluloſe Garne, dienend zur Erzeugung von Kunſtſeide find in | gebedte Wagen zu 

laden, bei denen alle Offnungen verſchloſſen fein müſſen. 


(6) Für Zinkäthyl und Zinkmethyl ſind weiter die Vorſchriften unter III a. B) Abſatz ui 
zu beachten. i 
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III. Klaſſe 
Entzündbare Stoffe 
eid III a) Brennbare Flüſſigkeiten : 
Nacitehende Stoffe find zur Beförderung unter cu DOE 8 
1. Kohlenwaſſerſtoffe, und zwar: imd ; „ , , d 8 

a) Rohpetroleum (Bergöl) und gereinigtes SEDIS. 55 aus Brauntohlenteer gewonnene 

Ole, Torf- und Schieferöle, Aſphaltnaphtha und Deſtillate aus ſolchen, Kohlenwaſſerſtoffe 

anderen Urſprungs, z. B. Abfälle nach der Verdichtung von Gasöl, die bei einem Barometer- 

ſtande von 760 mm, auf die Meereshöhe übertragen, im Abel-Penſkyſchen Apparat bei einer 

Wärme unter 219 C fih nicht entzünden, und im Penſky-Martensſchen Apparat bei einer 

Wärme unter 1009 C jid) entzünden; 

b) Rohpetroleum und gereinigtes Petroleum, Bergölnaphtha, Braunkohlenteeröle, Torf- und 
Schieferöle, Aſphaltnaphtha ſowie Deſtillate aus dieſen Stoffen (Benzin, Ligroin, Putzöl und 
dergleichen), Kohlenwaſſerſtoffe anderen Urſprungs, z. B. Abfälle nach der Verdichtung von 
Gasöl, wenn ſie bei einem Barometerſtande von 760 mm auf die Meereshöhe reduziert, 
im Abel⸗Penſkyſchen Apparat bei einer Wärme unter 21? C entzündliche Gaje erzeugen, und 
bei 150 C ein ſpezifiſches Gewicht von mehr als 0,680 beſitzen. 

Steinkohlenteeröle, die bei 15° C ein ſpezifiſches Gewicht unter 0,950 beſitzen (Benzol, Toluol, 
Xylol, Kumol und dergleichen); 

Petroleumäther (Gaſolin, Neolin und dergleichen) und andere aus Petroleumnaphtha oder 
Braunkohlenteer bereitete, leicht entzündliche Stoffe, wenn fie bei 15? C ein ſpezifiſches Ge- 
wicht von höchſtens 0,680 haben. 

D. Flüſſſigkeiten, die bereitet find zum Teil aus e oder ähnlichen leichtent⸗ 
zündlichen Flüſſigkeiten und zum Teil aus Harz, Kautſchuk, Guttapercha, Seife, Aſphalt, Teer oder 
dergleichen Stoffen. 

3. Athylenäther (Schwefeläther) rein, oder mit anderen Flüſſigkeiten gemengt (3. B. Hoff⸗ 
mannstropfen), Löſungen von Nitrozelluloſe in Athylenäther (Kollodium), in Methylalkohol, in Eſſig⸗ 
äther, in Amylazetat, in Azeton, in Nitrobenzol, Nitrotoluol oder in Gemengen dieſer Flüſſigkeiten 
(a. B. Saponlach, höchſtens einprozentige Löſungen von Nitroglyzerin in Alkohol. 

4. Löſungen von Nitrozelluloſe in Eſſigſäure. 

5. Methylalkohol (Holgzgeiſt) Ton und gereinigt, Meton, Paraldehyt, Eſſigaldehyd (in alto- 
holiſcher Löſung). 

Athere aller Art, z. B. Amylazetat ES Petroleumäther ſiehe 1c), flüſſige Ather aller Art 
mit Ausnahme von Athylenäther (bezügl. des letzteren ſiehe 3). 

6. Das allgemeine Vergällungs (Denaturierungs)- mitre für Spiritus 
mu Pyridin verſetzter Holzgeiſt). 

7. Gemenge von Holzgeiſt mit Benzol (mit oder ohne Erdwachs 3. B. Panſol). 

8. Schwefelkohlenſtoff. ; 

9. Flüſſige Fette, Firniſſe, mit Firniß verſetzte Farben, Terpentinöl (Kienöl) und andere 
ätheriſche Ole, abſoluter Alkohol, Weingeiſt (Spiritus), ſowie daraus bereitete Flüſſigkeiten 
(Spirituslack, Ollack, Trockenmittel (Sikkative), flüſſige Seifen und dergleichen) in Mengen von mehr 
als 40 kg. 


c 


— 


Beförderungs bedingungen 
e 
Verpackung $ 

(1) Zur Verpackung ſind ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Gefäße aus Glas, Ton (Steinzeug 
oder dergleichen) oder Metall zu verwenden. Löſungen von Nitrozelluloſe in Eſſigſäure dürfen nicht 
in Metallgefäßen verſandt werden. 

Die unter 1a) und b), 2, 4, 5, 6, 7 und 9 genannten Flüſſigkeiten können auch in ſtarken dicht 
verſchloſſenen Holzbehältern (Fäſſern) befördert werden. 

(2) Gefäße aus Glas oder Ton mit den Flüſſigkeiten der Ziffern 1 bis 9 ſowie Blechgefäße mit 
Flüſſigkeiten der Ziffern Z und Gefäße mit Stoffen der Ziffer 8 ſind einzeln oder zu mehreren in 
ſtarke Übergefäße (Meiden- oder Metallkörbe, Kübel ober Kiſten) felt einzuſetzen; die offenen ber, 
gefäße (ausgenommen Kiſten) müſſen mit guten Handhaben verſehen ſein. Offene Körbe, Kübel und 
Kiſten müſſen eine Schutzdecke haben, die, wenn ſie aus Stroh, Rohr, Schilf oder ähnlichen leicht brenn⸗ 
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baten Stoffen 195 mit Lehm⸗ oder Kalkmilch oder dergleichen unter Zuſatz von Wa ſſerglas ge⸗ 
tränkt ijt. 

(3) Jedes Verſandſtück mit Flüſſigkeiten 35 Ziffern 1b) unb c), 3, 4 und 8 muß auf rotem 
Grunde die deutliche, gedruckte Aufſchrift: „Feuergefährlich“ tragen. Körbe und Kübel mit Glas- 
ballons müſſen ferner mit der deutlichen Aufſchrift: „Vorſichtig tragen“ verſehen ſein. Sie dürfen nicht 
auf Karren oder Handwagen gefahren, auch nicht auf der Schulter oder dem Rücken getragen werden. 
- (4) Der zur Beförderung als Stückgut aufgegebene Schwefelkohlenſtoff ift in Eiſenfäſſer oder in 
ſtarke, dicht verſchloſſene Blechbehälter bis zu 90 v. H. des Faſſungsraumes zu verpacken. 

Bei Aufgaben als Wagenladungen iſt dieſer Stoff in Keſſelwagen zu befördern. 


B 
Sonſtige Vorſchriften 


(1) Mit anderen Gegenſtänden dürfen bei Beachtung der im Abſchnitt A gegebenen Vorſchriften 
über die Behälter in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzkiſten zuſammengepackt werden: 

a) die Flüſſigkeiten der Ziffer 9 ohne Beſchränkung; 

b) die Flüſſigkeiten der Ziffern 1 bis 7 in Mengen bis zu 10 kg; 

c) Schwefelkohlenſtoff (Ziff. 8) in Mengen bis zu 2 kg; 

Die Gefäße mit den Flüſſigkeiten der Ziffern 1 bis 8 müſſen in den Kiſten feſt eingebettet ſein. 

Bei den Kohlenwaſſerſtoffen der Ziffer 1a) und b) iſt im Frachtbrief anzugeben, daß die Stoffe 
den Bedingungen über den Entflammungspunkt und dem ſpezifiſchen Gewicht entſprechen. Fehlt eine 
ſolche Angabe, ſo ſind dieſe Stoffe wie Petroleumäther (Ziff. 1c) zu behandeln. 

(3) Zur Beförderung der unter 1—8 genannten Flüſſigkeiten find offene Wagen zu verwenden; 
kleinere Mengen der in den Ziffern 1—7 aufgeführten Stoffe bis zu 10 kg und von Schwefelkohlen⸗ 
ſtoff (Ziff. 8) bis zu 2 kg dürfen allein oder auch nach Abſatz 1b) und c) mit anderen Gegenſtänden 
zuſammengepackt, auch in bedeckte Wagen verladen werden. 

(4) Für die Flüſſigkeiten der Ziffern 1—8 gelten außerdem noch folgende Vorſchriften: ; 

a) bie Magen find vor Beginn der Verladung auf beiden Seiten mit roten Zetteln zu verjehen, 
die die deutliche Aufſchrift: „Feuergefährlich“ und „Vorſichtig verſchieben“ tragen. (Muſter 
des Zettels ſiehe am Schluß dieſer Anlage); 

b) die Verſandſtücke müſſen im Wagen ſicher gelagert werden. Offene Körbe und Kübel ſind am 
Wagen zu befeſtigen und dürfen nicht aufeinander geſtellt werden; 

e) während der Beförderung ſchadhaft gewordene Behälter ſind ſofort auszuladen und können, 
wenn ihre Wiederherſtellung nicht ſofort möglich iſt, mit dem vorhandenen Inhalt ohne weitere 
Förmlichkeiten für Rechnung des Abſenders verkauft werden; 

d) dicht verſchloſſene leere Blechbehälter, worin ſolche Stoffe enthalten waren, ſind in bedeckten 
Wagen, andere Gefäße dagegen in offenen Wagen zu befördern. Auf die frühere Verwendung 
der Behälter iſt im Frachtbriefe hinzuweiſen. 

(5) Für die Beförderung von Flüſſigkeiten in Keſſelwagen gelten die unter A, Abſatz (1) und B, 
Abſatz (2) und (4) angegebenen Vorſchriften. 

€ 
Beförderung 


Von der Beförderung als Eilgut find ausgeſchloſſen: 

a) die unter 1—7 angegebenen Stoffe, in Mengen über 10 kg, 

b) Schwefelkohlenſtoff (8) in Mengen über über 2 kg, 

e) leere Gefäße von den Stoffen 1—8 mit Ausnahme von dicht verſchloſſenen Blechgefäßen. 
IIIb. Entzündbare fette Stoffe 

Nachſtehende Gegenſtände ſind zur Beförderung unter beſonderen Bedingungen zugelaſſen: 

Gegenſtände, die durch Funken von der Lokomotive aus leicht leicht entzündbar ſind, als: Heu, 

Holzkohle in Stücken, Sägemehl, Späne, Holzmaſſe, Papierabfallſchnitzel, Rohr (mit Ausnahme von 

ſpaniſchem Rohr), Spinnereiſtoffe pflanzlichen Urſprungs und Abfälle davon, Stroh, (auch Mais-, 

Reis- und Flachsſtroh). Torf (mit Ausnahme von Maſchinen- und Preßtorf), hierunter auch Güter, 

die durch Beimiſchung von Petroleumabfällen, Harzen und ähnlichen Abfällen verarbeitet 1 ſo⸗ 

wie entzündliche poröſe Stoffe und Schwefel. ` 
(2) Zolloidin, ein durch vollitändiges Verdunſten des im Kollodium enthaltenen Alkohols her⸗ 

geſtelltes, ſeifenartig ausſehendes, im weſentlichen aus Kollodiumwolle beſtehendes Erzeugnis. 
(3) Zelluloid in Platten, Bogen, Stäben, Zelluloidwaren ſowie Abfälle. 
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Beförderungsvorſchriften 
A 

2 en Verpackung „ 

; o Die Stoffe der Ziffer de; bd wenn [ie unverpadt jinb, in gebedten oder in offenen. Wagen 

mit Decken befördert werden. Die Eiſenbahn kann vom Abſender die Stellung der Decken verlangen. 

(2) Die e ſind in einer deren vollſtändigen Austrocknung verhütenden Weiſe zu ver⸗ 

vaden, 

(3) Stoffe der Ziffer 3 (Zelluloid) jind in Päckchen, die in ſtarkes Papier gepackt und zwiſchen 

zwei Holzleiſten gepreßt werden, in dichte Holzkiſten zu packen. 


B 
Beförderung 
Dies unter 1 genannten Stoffe pu als Eilſtückgut zur Beförderung nicht angenommen. 


. Klaſſe 
ni Stoffe 

Nachſtehende Gegenſtände find zur Beförderung unter beſonderen Bedingungen zugelaſſen: 

1. Nichtflüſſige Arſenikalien, namentlich arjenige Säure (Hüttenrauch), gelbes Arſenik 
(Rauſchgelb, Auripigment), rotes Arſenik (Realga), natürliches Arſenik, (Scherbenkobalt oder Fliegen- 
ſtein) u. dgl. 

2. Ferroſilizium und Manganſilizium auf elektriſchem Wege gewonnen. 

3. Kaliumzyanid und Natriumzyanid in feſter Form. f 

4. Flüſſige Arſenikalien, insbeſondere Arſenſäue. 

5. Löſungen von Zyankalium oder Zyannatrium. 

6. Giftige Metallpräparate: 

a) Sublimat, Zinnober (roter Quechſlberſchwefel), Kupferfarben, insbejondere Grünſpan, grüne 

und blaue Kupferfarben, Bleizucker, 

b) andere Bleipräparate, insbeſondere Bleiglätte, (Maſſikot), Mennige, Bleiweiß und andere 

Bleifarben, bleihaltige Rückſtände. 

7. Kupfervitriol (Blauſtein) und Miſchungen von Kupfervitriol mit Kalk, Soda 
oder dergl. (Pulver zur Herſtellung von Bordelaiſer Brühe oder Se: ), Kieſelfluorwaſſerſtoffſäure 
und Kalioxalſäure im feſten Zuſtande. 

8. Chlorſaure Salze, Bariumſuperoxyd, Natriumazid. 

9. Anilin (Anilinöl). 


Beförderungs bedingungen 
A 
Verpackung 
EE Die zur Verde ang benutzten Behälter müſſen haltbar, dicht und ſo verſchloſſen ſein, daß kein 
Verſtreuen, Verſtauben oder Auslaufen des Inhalts möglich iſt. 
(2) Die Stoffe der Ziffern 1 und 3 ſind zu verpacken: 
a) in ſtarke eiſerne Fäſſer mit aufgeſchraubtem Deckel und Rollreifen, oder 
b) in doppelte Fäſſer aus feſtem trockenem Holze mit Einlagereifen oder ebenſolche doppelte Kiſten 
mit Umfaſſungsbändern, wobei die inneren Gefäße mit dichtem Stoffe ausgekleidet ſein 
müſſen. Statt der inneren Holzbehälter können auch verlötete Blechgefäße oder Gefäße aus 
Glas oder Ton verwendet werden. Die Glas- oder Tongefäße müſſen in den Übergefäßen mit 
geeigneten Verpackungsſtoffen feſt verpackt ſein. Auf dieſe Weiſe verpackte Behälter Tomen 
auch mehrere zu einem Verſandſtück vereinigt werden. 
e) Die Stoffe der Ziffer 1 dürfen auch in Säcke von geteerter Leinwand verpackt ſein, die in ein⸗ 
fache Fäſſer von ſtarkem, trockenem Holz einzuſchließen ſind. 
(3) Ferroſilizium und Manganoſilizium (Ziff. 2) ſind in ſtarke, waſſerdichte Behälter aus Holz 
oder Metall zu verpacken. ; 
(z) Die Stoffe der Ziffer 4 find zu verpacken: 
a) in Metall-, Holz⸗ oder Gummigefäße mit guten Verſchlüſſen, oder 
b) in Glas- oder Tongefäße, die unter Verwendung geeigneter Verpackungsſtoffe in ſtarke Über- 
gefäße (Weiden⸗ oder Metallkörbe, Kübel oder Kiſten) feſt eingeſetzt Tb; Überneräbe wis 
genommen Kiſten) müſſen mit guten Handhaben verſehen fein, SE 
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(5) Die Stoffe der Ziffer 5 ſind in gut verſchloſſene eiſerne Gefäße zu verpacken, die in feſte 
Holz⸗ oder Metallbehälter mit Kieſelgur, FED: oder anderen aufſaugenden Stoffen feft eingebettet 
ſind. 5 } 

(6) Die Stoffe der Ziffer 6 find zu verpacken: 

a) in eiſerne Fäſſer oder in Fäſſer aus feſtem, trockenem Holze mit Einlagereifen oder in 
Kiſten mit Umfaſſungsbändern, oder : 

b) in eiſerne Gefäße (ſogenannte Hobboks) ober 

c) in Glas- oder Tongefäße oder — bei Mengen bis zu 10 kg — in doppelte ſtarke Papier- 
umhüllungen (Beutel); die Behälter und Beutel ſind in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holz⸗ 
kiſten mit geeigneten Verpackungsſtoffen feſt einzubetten; ; 

.d) bei allen Bleifarben find auch Gefäße aus Weiß⸗ und anderem Eiſenblech zugelaſſen; 

e) bei allen Blei⸗ und Kupferverbindungen in waſſerhaltiger Löſung ſind auch dichte Keſſel 
aus Stoffen zuläſſig, die von den Verbindungen nicht angegriffen werden. 

(7) Die Stoffe der Ziffer 7 ſind in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter (Fäſſer oder 
Kiſten) oder in ſtarke, dichte, gut verſchloſſene Säcke zu verpacken. 

(8) Die Stoffe der Ziffer 8 mit Ausnahme von Natriumazid (Acoture de ſodium) ſind in ſtarke, 
dichte, ſicher verſchloſſene Behälter aus Holz- oder Wellblech zu verpacken. Bei Holzbehältern (Fäſſern 
oder Kiſten) muß das Ausſtreuen des Inhalts durch eine dichte ununterbrochene Auslegung mit weichem 
Papier ſicher verhindert ſein. Gefäße aus Wellblech, deren Stärke mindeſtens 0,6 mm betragen ſoll, 
ſind mindeſtens durch zwei Brettchen, die mindeſtens durch 6 Weidengerten feſtgebunden werden, zu 
ſichern. Natriumazid (Azoture de Sodium) iſt in ſtarke, dichte und gut verſchloſſene Eiſengefäße (oder 
Weißblechgefäße) zu verpacken. 

(9) Auf den Verſandſtücken der Stoffe der Ziffern 1 bis 8 muß ihr Inhalt deutlich und 
dauerhaft angegeben ſein. Sammelbezeichnungen, wie Arſenikalien, Bleipräparate, Giftfarben ſind 
zuläſſig. Außerdem iſt bei den Stoffen der Ziffern 1, 3 bis 5 ſowie 6a), die Bezeichnung „Gift“, 
bei Ferroſilizium oder Manganoſilizium (Ziffer 2) D Aufſchrift: „Vor Näſſe zu ſchützen“. „Nicht 
ſtürzen“ hinzuzufügen. 

Gefäße, die Stoffe der Ziffer 8 enthalten, ſind mit der dauerhaften Aufſchrift: „Vor Feuer 
u ſchützen“ zu verſehen. Gefäße, die Natriumazid enthalten, ſind mit der Aufſchrift: „Vor Näſſe 
u ſchützen“ zu verſehen. ; 

(10) Anilin (Anilinöl) ijt in eiſerne Fäſſer oder ſehr ſtarke und vollſtändig dichte Holzfäſſer 
(3. B. Petroleumfäſſer) zu packen. 

B : 
Sonſtige Vorſchriften 

(1) Mit anderen Gegenſtänden dürfen bei Beachtung der im Abſchnitt A angegebenen Bor- 
ſchriften über die Behälter in einen ſtarken, dichten, ſicher verſchloſſenen Holzbehälter zuſammengepackt 
werden: 

a) bis zu 1 kg die Stoffe der Ziffer 4; ſie müſſen in Glasgefäße verpackt ſein, die mit 
trockener Kieſelgur in ein dichtes Weißblechgefäß felt zu lagern find; 

b) bis zu 5 kg die Stoffe der Ziffern 1, 3 und 8; doch iſt die Beipackung von Zyankalium, 
Zyannatrium, chlorſauren Salzen; Baryumſuperoxyd und Natriumazid zu Säuren oder ſauren 
Salzen verboten; 

e) bis zu 10 kg die Stoffe der Ziffer 6 a); 

d) in beliebiger Menge die Stoffe der Ziffern 2, 6b) und 7. 

Der Behälter muß, wenn er Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5 oder 6a) enthält, die Bezeichnung 
„Gift“ tragen. 

(2) Die Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5, 6 a) dürfen nicht mit Genußmitteln zuſammen verladen 
werden. S 

(3) Ebenfalls dürfen die Stoffe der Ziffern 3, 5 und 8 nicht mit Säuren, und Stoffe der Ziffer 5 
jogar nicht mit ſauren Salzen zuſammen verladen werden. 

(4) Die Stoffe der Ziffer 5 dürfen nur in Keſſelwagen oder in offenen Wagen befördert werden. 
Natriumacid (Azoture de ſodium) dürfen nur in gedeckten Wagen befördert werden. 

(5) Ferroſilizium und Manganoſilizium werden nur völlig trocken und in völlig trockenen Be- 
hältern zur Beförderung angenommen; wenn ſie in offenen Wagen befördert werden, müſſen dieſe mit 
waſſerdichten Decken eingedeckt ſein. 
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(6) Leere Behälter und Säcke, worin giftige Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5, 6a) befördert 
werden, müſſen vollkommen dicht verſchloſſen ſein. Ihr früherer Inhalt muß auf ihnen und im Fracht⸗ 
brief angegeben ſein. Die Vorſchriften im Abſatz (2) iſt ebenfalls zu beachten. 

(7) Bezüglich der zur Beförderung von giftigen Stoffen und deren wäſſerigen Löſungen die⸗ 
nenden Keſſelwagen ſind die Vorſchriften unter A, Abſ. (1) und (9) ſowie B, Abſatz (b) anzuwenden. 
Sie müſſen aus einem Material hergeſtellt ſein, das weder einem Einfluß der darin enthaltenen Stoffe 
noch deren Löſungen unterliegt. Keſſelwagen, die zur Beförderung der unter Ziffer 5 genannten Stoffe 
dienen, dürfen keine Schweißnieten haben und müſſen Doppelwände enthalten. Sie dürfen keine Off⸗ 
nungen in ihren unteren Teilen (Kränen, Ventile und dergleichen) haben. Alle Offnungen müſſen ver⸗ 
dichtet und durch ſtark angeſchraubte Metallkappen geſichert ſein. Die mit Stoffen der Ziffer 5 bela⸗ 
denen Keſſelwagen ſind in die Züge ſo einzuſtellen, daß ſie von Wagen mit flüſſigen Säuren mindeſtens 
durch einen Wagen getrennt ſind. : 8 

C 


Beförderung 


Von der Beförderung als Eilſtückgut ſind ausgeſchloſſen die Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5, 6a 
und 8 ſowie leere Gefäße und Säcke, die die Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5 und 6a enthalten haben. 
y D: k 

Ausnahmen von den Vorſchriften zu A, B und C 
Dieſen Vorſchriften unterliegen nicht die Erzeugniſſe der IV Klaſſe, wenn ſie zu wiſſenſchaftlichen 
Unterſuchungen oder für pharmazeutiſche Bedürfniſſe beſtimmt ſind, in Kleinſendungen bis zu / kg 
jedes Erzeugniſſes unter der Bedingung befördert werden, daß die Verpackung ſorgfältig in ſtarken 
Kiſten, dagegen die Glas- oder Tongefäße in der Weiſe verkorkt ſind, daß der Verſchluß ſich während 


der Beförderung nicht löſen kann. 
V. Klaſſe 
: Atzende Stoffe 

Nachſtehende Stoffe ſind zur Beförderung unter beſonderen Bedingungen zugelaſſen: 

1. Schwefelſäure, rauchende Schwefelſäure, (Schwefelſäure mit Anhydridgehalt, 
Oleum, Vitrinöl, Nordhauſer Schwefelſäure), Stickſtoffſäure (Salpeterſäure, Scheidewaſſer) und 
deren Miſchungen, Salzſäure, Fluorwaſſerſtoffſäure, Eſſigſäurelöſungen mit mehr 
als 40 v. H. Säure; ' i ; 

2. Chlorſchwefel jowie ſalpeterſaures und ſchwefelſaures Eifenoxyd (Eiſen⸗ 
beize); 

3. Atzlauge (Natronlauge, Kalilauge und dergleichen), Olſatz, (Rückſtände von der Ol⸗ 
reinigung), in Waſſer gelöſter Ammoniak mit mehr als 25 v. H. Ammoniak; ` 

4. Brom; 

5. Schwefelſäureanhydrid; 

6. Azetylenchlorid, Antimonpentachlorid, Chromylchlorid, Phosphor- 
o ydchlorid, Phosphorpentachlorid, (phosphorſuperchlorid), Sulfurylchlorid, Thio⸗ 
nylchlorid und Chlorſulfurſäure; ; 

7. Waſſerſtoffſuperoryd (oxpbiertes Waſſer); 

8. Schwefelnatrium und Natronkoks; - 

9. Doppelſchwefelnatrium unb doppelſchwefelſaurer Kalt. 


Beförderungsbedingungen 
A 
Verpackung 


(1) Zur Verpackung der Stoffe der Ziffern 1 bis 4 ſind ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Gefäße 
zu verwenden, die durch den Inhalt nicht angegriffen werden. Für Fluorwaſſerſtoffſäure (1) ſiehe 
Abſatz 5. Der Verſchluß muß ſo beſchaffen ſein, daß er weder durch Erſchütterungen noch durch den In⸗ 
halt beſchädigt werden kann. Bei Verwendung von Gefäßen aus Glas oder Ton iſt nachſtehendes 
zu beachten: 

a) Bei den Stoffen der Ziffern 1 bis 3 ſind die Gefäße unter Verwendung geeigneter Ber- 
padungsitoffe in ſtarke Übergefäße (Weiden⸗ oder Metallkörbe, Kübel oder Kiſten) feſt 
einzuſetzen; Übergefäße (ausgenommen Kiſten) müſſen mit guten Handhaben verſehen ſein. 
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b) Bei konzentrierter Salpeterſäure mit einem ſpezifiſchen Gewicht von mindeſtens 1,48 bei 150 
(46,8» O Baums), und bei roter rauchender Salpeterſäure find die Glas- oder Tongefäße 
in den Übergefäßen mit einer ihrem Inhalte mindeſtens gleichkommenden Menge Kieſelgur 
oder anderen geeigneten trockenerdigen Stoffen einzubetten. 


c) Der Verpackungsſtoff zu a) und b) iſt nicht erforderlich, wenn die Glasgefäße in eiſerne 
Mantelkörbe eingeſetzt ſind und durch gut federnde Widerſtände geſichert und in Asbeſt ge- 
bettet ſind, daß ſie ſich in den Körben nicht bewegen können. i 


d) Bei Brom (Ziffer 4) find die Glas- oder Tongefäße in ſtarke Hol- ober Metallbehälter 
bis zum Halje in Mihe, Sand oder Kiefelgur oder in ähnliche nicht brennbare Stoffe ein- 
zubetten. 


(2) Feuerlöſchvorrichtungen, die Säuren der Ziffer 1 enthalten, müſſen ſo gebaut ſein, daß keine 
Säure ausfließen kann. 


(3) Mit Schwefelſäure (Ziffer (1) gefüllte elektriſche Sammler (Akkumulatoren) find in einem 
Batteriekaſten ſo zu befeſtigen, daß die einzelnen Zellen ſich nicht bewegen können. Der Batteriekaſten 
iſt mit aufſaugenden Verpackungsſtoffen in eine Kiſte feſt zu verpacken. Die Kiſten müſſen auf den 
Deckeln die deutlichen Aufſchriften „Elektriſche Sammler“ (Akkumulatoren) und „Oben“ tragen. Sind 
die Sammler geladen, ſo müſſen die Pole gegen Kurzſchluß geſichert ſein. S 


Sind bie Zellen aus widerſtandsfähigen Stoffen, wie Holz mit Bleifutter oder Hartgummi 
hergeſtellt und oben derart eingerichtet, daß gefährliche Säuremengen nicht verſpritzt werden können, 
ſo kann von der Verpackung der Akkummulatorenzellen und Batterien abgeſehen werden, wenn ſie 
durch geeignete Vorrichtungen wie Geſtelle, Verſchläge, Verſteifungen, gegen Umfallen oder Ver⸗ 
ſchieben und gegen Beſchädigung durch andere etwa darauf fallende Frachtſtücke geſichert ſind. Zellen 
oder Batterien, die in Fahrzeuge für deren betriebsmäßige Benutzung eingebaut find, bedürfen eben- 
falls keiner beſonderen Verpackung, wenn die Fahrzeuge im Eiſenbahnwagen ſicher befeſtigt oder felt- 
gelegt ſind. 

(4) Für ſchwefelſäurehaltigen Bleiſchlamm aus Akkumulatoren und Bleikammern dürfen nur ſolche 
Holzgefäße verwendet werden, die das Austropfen der Säure verhindern. s 

(5) Die Gefäße für flüſſige Flourwaſſerſtoffſäure (1) müſſen aus Blei oder Gutapercha beſtehen; 
zugelaſſen ſind auch Holzgefäße mit einem dauerhaften Paraffinüberzug. Bei konzentrierter Flour- 
waſſerſtoffſäure bis mindeſtens 70 v. H. können auch eiſerne Gefäße mit dichten verſchraubten Ber- 
ſchließungen verwendet werden. Derartige Gefäße ſowohl gefüllt als auch leer dürfen nur nach Ent⸗ 
fernung aller äußeren Säureſpuren zur Beförderung aufgegeben werden. Die Gefäße für konzentrierte 
Flourwaſſerſtoffſäure müſſen ſowohl leer als auch gefüllt die deutliche und haltbare Aufſchrift: Kon- 
zentrierte 70 v. H. Flourwaſſerſtoffſäure“ tragen. 

(6) Schwefelſäureanhydrid (5) iſt zu verpacken: 

a) in ſtarke, verlötete Büchſen aus Weißblech, dder 
b) in ſtarke Gefäße oder Flaſchen aus Eiſen oder Kupfer, ſicher und luftdicht verſchloſſen. 
Die Gefäße und Flaſchen find in dichte Holz- oder Blechüberbehälter zu packen und in 
Kieſelgur oder andere nicht brennbare Stoffe zu betten. ; 

(7) Die Stoffe der Ziffer 6 [inb zu verpacken: 

a) in vollkommen dichte und mit guten Verſchlüſſen verſehene Gefäße aus Schmiedeeiſen, Guß⸗ 
eiſen, Gußſtahl, Blei oder Kupfer oder 
b) in Glasgefäße. Für dieſen Fall gelten folgende Vorſchriften: 

«) Die Glasgefäße müſſen ſtarkwändig und mit guten eingeſchliffenen, gedichteten und gegen 
Herausfallen geſicherten Glasſtöpſeln verſchloſſen ſein. 

p) Wenn die Gefäße mehr als 5 kg enthalten, find fie in metallene Gefäße einzuſetzen. 
Flaſchen mit geringerem Inhalte dürfen in ſtarke Holzbehälter verpackt werden, die durch 
Zwiſchenwände in ſo viele Abteilungen geteilt ſind, als Flaſchen verſandt werden. Ein 
Behälter darf nicht mehr als vier Abteilungen enthalten. 

7) Die Glasgefäße find in die Behälter fo einzuſetzen, daß ſie einander nicht berühren und 
mindeſtens 30 mm von den Wänden abſtehen. Die Zwiſchenräume ſind mit Kieſelgur 
oder ähnlichen nicht brennbaren Stoffen feſt auszuſtopfen; bei Azetylchlorid dürfen auch 
Sägeſpäne verwendet werden. 

Ò) Auf dem Deckel der äußeren Behälter ijf der Inhalt anzugeben und das Glaszeichen 
oder das Wort „Glas“ anzubringen. KERNE 
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(8) Für Doppelwaſſerſtofforyd (7) find loſe verſchloſſene Gefäße zu benutzen. Tonballons, 
Kannen oder Flaſchen ſind in ſtarke mit Handhaben verſehene Kiſten oder Körbe gut zu verpacken. 
Die Ballons müſſen mit einem Sicherheitsverſchluß verſehen ſein, der ſich bei einem inneren Druck 
öffnen kann. ; ; 

(9) Für gereinigtes kriſtalliſches Schwefelnatrium (8) ſind waſſerdichte Gefäße, für rohes Schwefel⸗ 
natrium ſowie für Natronkoks dichte Bleigefäße zu verwenden. 

(10) Doppelſchwefelnatrium iſt in dichten, gegen den Inhalt widerſtandsfähigen Gefäßen zu be- 
fördern. Es kann auch in mit Blei ausgelegten offenen Wagen oder unter Decken befördert werden, 
jedoch mit der Vorrichtung, daß die Decke nicht unmittelbar an den Inhalt anliegt. 
B 
Sonſtige Vorſchriften | 

(1) Mit anderen Gegenſtänden dürfen bei Beachtung ber im Abſchnitt A ber gegebenen Vorſchriften 
über die Behälter in einen ſtarken, dichten, ſicher verſchloſſenen Holzbehälter zuſammengepackt werden: 

a) Brom (Ziff. 4) bis 500 g; í 

b) Schwefelſäureanhydrid (5), in Mengen bis 2 kg kann auch in ſtarken zugeſchmolzenen Glas- 

kolben befördert werden, die in ſtarke, dicht verſchloſſene Bleigefäße in Kieſelgur gut zu 
betten ſind; ; 

c) die Stoffe der Ziffer 6 bis 5 kg; 

d) die Stoffe der Ziffern 1, 2 und 3 bis 10 kg; 

Obige Gegenſtände müſſen im den Behältern felt eingebettet ſein. 

(2) Im Frachtbrief muß vermerkt ſein: 

a) bei Salpeterſäure (Ziff. 1) verpackt in Glasgefäßen, das ſpezifiſche Gewicht bei 15“ @: 
fehlt eine ſolche Angabe, jo find die Säuren nach Abſ. (1) b) und c) als konzentriert zu 
behandeln; 

b) bei ſchwefelſäurehaltigem Bleiſchlamm aus Akkumulatoren und aus Bleikammern muß bes 
ſcheinigt ſein, daß ein Austropfen der Schwefelſäure verhindert iſt; 

e) bei Abfallſchwefelſäure aus Nitroglyzerinfabriken, daß ſie vollſtändig denitriert ijt; andern- 
falls iſt die Säure von der Beförderung ausgeſchloſſen. | 

Bei Abfallſäure aus Nitrozelluloſefabriken bedarf es einer ſolchen Beſcheinigung nicht; ein ge— 
ringer Gehalt an Nitrozelluloſe iſt kein Hindernis für die Beförderung. 

(3) Die Stoffe der Ziffern 1 bis 5 können in offenen Wagen befördert werden. Doch iſt die 
Benutzung bedeckter Wagen zugelaſſen: 

a) für Stoffe der Ziffer 3, wenn ſie in ſtarke, dichte Eiſenfäſſer, die höchſtens bis ¼10 ihres 
Faſſungsraums gefüllt ſein dürfen, verpackt ſind; 

b) für Brom (Ziff. 4) bis zu 500 g, für Schwefelſäureanhydrid (5) bis 2 kg, für die Stoffe 
der Ziffern 1, 2 und 3 bis zu 10 kg, die getrennt oder mit anderen Gegenſtänden verpackt 
ſind und wenn die Gefäße in ſtarke, dicht verſchloſſene Holzkiſten feſt eingebettet oder mit 
anderen Gegenſtänden zuſammengepackt ſind. 

(4) Doppelwaſſerſtofforyd (7) ſowie Natriumſchwefel und Natronkoks (8) können in gedeckten oder 

in offenen Wagen mit Decke befördert werden. 

(5) Leere Gefäße, worin Stoffe der Ziffern 1 bis 5 enthalten geweſen ſind, müſſen bei Aufgabe 
als Stückgut dicht verſchloſſen oder vollſtändig gereinigt ſein. Im Frachtbrief muß die Bezeichnung 
des Stoffes, welcher ſich zuletzt in dem Gefäße befand, angegeben ſein. | 

(6) Die Vorſchriften ber Abſ. (3) und (5) gelten nicht für Feuerlöſchvorrichtungen und elektriſche 
Akkumulatoren (A) Ab. (2) und (3). 

(7) Gefäße mit Flourwaſſerſtoffſäuren (1) ſind ſo aufzuſtellen, daß die Schließvorrichtungen nach 
oben kommen. ; 

(8) Für Gefäße, bie aus den zur Beförderung von ätzenden Stoffen beſtimmten Keſſelwagen be- 
ſtehen, gelten die Vorſchriften unter A Abſatz (1) mit Ausnahme der Vorſchriften der Punkte a) 
bis d). 

8 
Beförderung 

(1) Die unter Ziffer 3 angegebenen Stoffe werden zur Beförderung als Eilſtückgut zugelaſſen, 
wenn ſie nach den Vorſchriften unter B Abſatz (3) a) verpackt ſind; Stoffe der Ziffer 1—3 in 
Mengen bis 10 kg, Brom bis 500 g und Schwefelſäureanhydrid bis 2 kg, werden auch in der unter 
B, Abſatz (3) b) angegebenen Verpackung angenommen. à e 
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(2) Diefe Beſchränkung findet auf Feuerlöſchvorrichtungen und elektriſche Akkumulatoren A, 
a. (3) und (3), feine Anwendung. ; 


VI. Klaſſe 
Ekelerregende und übelriechende Stoffe 


Zur Beförderung find zugelaſſen: 

1. Friſche Flechſen und Hautabfälle zur Erzeugung von Leim beſtimmt, nicht durch⸗ 
kalkte friſche Hörner und Klauen und friſche Knochen, ſowie andere fäulnisfähige 
und übelriechende tieriſche Stoffe, ſoweit ſie nachſtehend nicht genannt ſind. 

2. Ungeſalzene friſche Häute. i 

3. Gereinigte trockene Knochen, trockene Hörner und Klauen. 

4. Friſche, von allen Speiſereſten gereinigte Kälbermagen. 

5. Ausgepreßte Rückſtände von der Leimherſtellung aus Häuteabfällen 
(Leimkalk, Leimkäſe oder Leimdünger). 

6. Nichtausgepreßte Rückſt än de der in Ziffer 5 bezeichneten Art. 

7. Mit Streu durchſetzter Stalldünger. 

8. Andere Fäkalien und Latrinenſtoffe. 

9. Hausmüll. 

10. Zur Beſeitigung beſtimmte tieriſche Kadaver, ganze Körper oder Teile davon. 


Beförderungs bedingungen 
A 


Verpackung l 


(1) Nachſtehend aufgeführte Stoffe, bie zur Beförderung als Stückgut aufgegeben werden, find 
zu verpacken: 

a) die Stoffe der Ziffern 1, 5 und 6 in ſolche ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter 

(Fäſſer, Kübel, Kiſten), die den üblen Geruch des Inhalts nach außen nicht durchlaſſen; ; 

b) die Stoffe der Ziffer 2 in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter (Fäſſer, Kübel, 

Kiſten) oder in ſtarke, dichte, gut verſchloſſene waſſerdichte Säcke, die mit geeigneten Des⸗ 
infektionsmitteln wie Karbolſäure oder Lyſol ſo angefeuchtet ſind, daß der üble Geruch des 
Inhalts nicht wahrnehmbar iſt; die Verwendung ſolcher Säcke iſt jedoch auf die Monate 
November, Dezember, Januar und Februar beſchränkt; ; 

c) die Stoffe der Ziffer 3 in dichte Behälter (Fäſſer oder Kübel) oder in ſtarke Säcke; 

d) Kälbermagen (Ziff. 4) in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter (Fäſſer, Kübel), wäh⸗ 
rend der Monate April bis einſchließlich September müſſen die Kälbermagen ſo geſalzen ſein, 
daß für jeden Magen 15 bis 20 g Kochſalz verwendet find, außerdem muß eine mindeſtens 
1 em hohe Salzſchicht auf dem Boden des Behälters und auf die oberſte Magenſchicht ge⸗ 
ſtreut ſein; im Frachtbrief iſt die Beachtung dieſer Vorſchrift zu beſcheinigen; 

Hundekot (Ziff. 8) in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Metall- oder Holzbehälter; 
Taubenſchlagdünger (Ziff. 8) in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter (Fäſſer oder 
Kübel); vollkommen trockener Geflügeldünger darf auch in ſtarke, dichte Säcke verpackt ſein. 
Die äußere Verpackungsſeite darf keine Spuren des Inhalts zeigen. 

(2) Für Wagen ladungen gelten folgende Vorſchriften: 

a) Stoffe der Ziffern 1 und 2: 

1. Bei Verwendung beſonders eingerichteter bedeckter Wagen, die mit entſprechenden Durch⸗ 
lüftungsvorrichtungen verſehen ſind, iſt eine Verpackung nicht erforderlich. Die Stoffe ſind 
jedoch mit mindeſtens fünfprozentiger Karbolſäure oder anderen geeigneten Desinfektions⸗ 
mitteln derart anzufeuchten, daß ein fauliger Geruch nicht wahrnehmbar iſt. 

2. Bei Verwendung gewöhnlicher offener Güterwagen: 

cl Vom 1. März bis zum 31. Oktober müſſen diefe Stoffe in ſtarke, waſſerdichte Säcke ver- 

packt ſein; dieſe ſind mit den unter 1) genannten Desinfektionsmitteln derart anzu⸗ 
feuchten, daß der faulige Geruch des Inhalts nicht wahrnehmbar iſt. Jede derartige 
Sendung muß mit einer aus ſtarkem Gewebe hergeſtellten, mit den vorbezeichneten Des⸗ 
infektionsmitteln getränkten Decke und dieſe wieder mit einem großen, e 
ungeteerten Wagenplane völlig bedeckt ſein. 
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f) Bom November bis Ende Februar [ind Säcke nicht erforderlich. Die Sendung muß 
ebenfalls mit einer Decke aus Hopfentuch und dieſe wieder mit einem großen, waſſer⸗ 
dichten, ungeteerten Wagenplane völlig eingedeckt ſein. Die untere Decke iſt nötigenfalls 
mit den unter 1) genannten Desinfektionsmitteln ſo anzufeuchten, daß kein fauliger Ge⸗ 
ruch wahrnehmbar iſt. ; EE ` ; 

„) Sendungen, bei denen der faulige Geruch durch Desinfektionsmittel nicht beſeitigt werden 
kann, müſſen in ſtarke, dichte, gut verſchloſſene Fäſſer oder Kübel ſo verpackt ſein, daß 
ſich der Inhalt der Gefäße durch Geruch nicht bemerkbar macht. 


| b) Stoffe der Ziffern 3 und 7 bedürfen keiner befonderen Verpackung; die Stoffe müſſen aber, 

E wenn fie unverpadt find, mit waſſerdichten Wagendecken völlig bedeckt fein. 

c) Kälbermagen (Ziff. 4) ſind in derſelben Weiſe wie in Abſ. (1) d angegeben zu perpaden. 

d) Stoffe ber Ziffer 5 müſſen mit zwei übereinander liegenden großen, waſſerdichten, unge- 
teerten Wagenplanen völlig bedeckt fein. Die untere Decke iſt mit geeigneten Desinfektions⸗ 
mitteln (Karbolſäure, Lyſol oder dergleichen) ſo zu tränken, daß kein fauliger Geruch wahr⸗ 
nehmbar iſt. Zwiſchen den beiden Decken muß ſich eine Schicht von trockenem, gelöſchtem 
Kalk, von Torfmull oder von gebrauchter Lohe befinden. > 


e) Stoffe der Ziffer 6 müſſen nad) Abſ. (1) a) verpackt ſein. = 


) Stoffe der Ziffer 8 find in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Behälter zu verpacken. Trockener 
Hundekot und trockener Taubendünger dürfen auch in ſtarke, waſſerdichte Säcke verpackt ſein. 


B 
Sonſtige Vorſchriften 


(1) Die Eiſenbahn kann die Beförderung auf beſtimmte Züge beſchränken, die Vorausbezahlung 
der Fracht verlangen, auch beſondere Vorſchriften über Zeit und Friſt des Auf- und Abladens ſowie 
der An- und Abfuhr treffen. Die Eiſenbahn kann die Zuſtellung der Decken vom Abſender verlangen. 


(2) Die Stoffe der Ziffern 7, 8 (mit Ausnahme von Hundekot und Taubendünger), 9 und 10 
werden als Stückgut nicht angenommen. 


(3) Behälter mit Hundekot dürfen nicht gerollt werden, ſie ſind aufrechtſtehend zu befördern. 


(4) Bei loſe aufgegebenen Wagenladungen kann die Eiſenbahn vom Abſender und Empfänger 
verlangen, daß er bie Verlade- bezw. Entladeſtelle reinigt. Die Eiſenbahn hat auch das Recht vom 
Abſender oder Empfänger zu verlangen, daß die Beladung ſowie auch Entladung von Hauskehricht 
unter Zuhilfenahme von entſprechenden Vorrichtungen erfolgt, die ein Verſtauben, Verſtreuen des 
Kehrichts vollſtändig verhüten. Zur Lieferung ſolcher Vorrichtungen iſt der Abſender bezw. der Em⸗ 
pfänger verpflichtet. : 

(5) Nach der Beförderung von loſen Stoffen der Ziffern 1, 2, 3 und 7 ſowie der Ziffer 8 iſt 
die Eiſenbahn verpflichtet, die benutzten Wagen jedesmal zu reinigen und zu desinfizieren. Die Koſten 
der Desinfektion trägt der Abſender oder der Empfänger. 


(6) Macht ſich ein läſtiger Geruch während der Beförderung bemerkbar, ſo kann die Eiſenbahn 
die Stoffe jederzeit auf Koſten des Abſenders oder des Empfängers mit geeigneten Mitteln zur 
Beſeitigung des Geruchs behandeln laſſen. 


(7) Die Stoffe der Ziffern 3 und 4 dürfen in bedeckten Wagen befördert werden. Ihr Zuſammen⸗ 
laden mit Nahrungs- und Genußmitteln ijt verboten. Zur Beförderung von Hausmüll ſind beſonders 
eingerichtete, das Verſtauben verhütende Wagen oder dichte, offene, mit gut ſchließenden Decken ver- 
ſehene Wagen zu verwenden. Die Stoffe der Ziffern 1, 2, 5, 6, 7 und 8 (mit Ausnahme von friſchen 
Flechſen zur Leimerzeugung ſowie mit Ausnahme von friſchen Knochen, beigegeben bei dem Fleiſch⸗ 
einkauf oder zur Erzeugung von Suppenmaſſe) müſſen in offenen Wagen befördert werden (vergl. 
aber A (2) a) 1. Zur Beförderung von trockenem Hundekot, der gemäß der Vorſchrift unter A (2) f) 
letzter Satz verpackt iſt, ſind bedeckte Wagen oder offene Wagen mit gut ſchließenden Decken zu ver⸗ 
wenden. 

(8) Leere Behälter und zurückgehende Wagendecken müſſen völlig gereinigt und mit geeigneten 
Desinfektionsmitteln behandelt ſein, ſo daß ſie keinen fauligen Geruch verbreiten. Im Frachtbrief iſt 
auf ihre frühere Verwendung hinzuweiſen. Sie müſſen in offenen Wagen befördert werden. 


SC : 873 ; 
- (9) Die Stoffe der Ziffer 10 dürfen nur in luft⸗ und waſſerdichten eiſernen Wagen befördert 
werden. Dieſe müſſen mit Ventilen verſehen ſein, die bei zu hohem Drucke der ſich entwickelnden Gaſe 
dem Aufreißen der Wagenwände vorbeugen. Die Wagen ſind nach den Vorſchriften des Abſ. (5) zu. 
desinfizieren, und zwar ſofort nach der Entladung, wenn der Inhalt von Tieren herſtammte, die mit 
Rinderpeſt, Milzbrand, Tollwut, Rotz oder Maul- und Klauenſeuche behaftet waren, andernfalls alle 
4 Wochen. ; 

(10) Die Stoffe ber Ziffern 1 bis 3 ſowie 5 bis 10 mit einem Gewicht unter 5000 kg, jowie leere 
Gefäße von dieſen Stoffen und Decken, unter welchen dieje Stoffe befördert wurden, können als Eilgut 
zur Beförderung nicht aufgegeben werden. 


Muſter des vorgeſchriebenen Beklebezettels für Gegenſtände der Klaſſe III a. B. 


1/0 natürlicher Größe 


Vorſichtig verſchieben 
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Anlage B. 
(zu § 4 der Verkehrsordnung) 


Vorſchriften für die Beförderung von Leichen 


S 1. Allgemeine Beſtimmungen 


1. Die Beförderung von Leichen erfolgt nach den Beſtimmungen der Verkehrsordnung (V. p. G.), 
ſofern die nachſtehenden Vorſchriften keine Anderungen enthalten. 
2. Außerdem ſind bei Beförderung von Leichen die von den zuſtändigen Behörden erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften maßgebend. 
§ 2. Auflieferung 


1. Leichen, welche zur Beförderung als Eilgut aufgegeben werden, werden mit perſonenführenden 
Zügen befördert. Die Eiſenbahn kann die Beförderung mit Schnellzügen ablehnen. 

2. Leichenſendungen müſſen auf der Anfangsſtation des Zuges mindeſtens 6 Stunden, auf 
anderen Stationen mindeſtens 12 Stunden vor der Abfahrtzeit angemeldet werden. 

3. Jede Leiche muß in einem widerſtandsfähigen Metallbehälter luftdicht verſchloſſen und dieſer 
in einen hölzernen Behälter ſo feſt eingeſetzt ſein, daß er ſich darin nicht verſchieben kann. 

4. Bei der Aufgabe hat der Abſender eine von der zuſtändigen Behörde ausgeſtellte Beför- 
derungsbewilligung (Leichenpaß) der Eiſenbahn vorzulegen. Dieſe Bewilligung händigt die Eiſenbahn 
dem Empfänger bei der Ausgabe der Leiche aus. 

5. Das Verladen der Leichen hat der Abſender zu beſorgen. 

6. Leichenſendungen dürfen weder mit Nachnahme noch mit 5 belaſtet werden. 

7. Die Fracht iſt bei der Aufgabe zu errichten. 

8. Wurde eine Leichenſendung unter unrichtiger Bezeichnung ($ 7 V. O. G.) aufgegeben, jo 
hat der Abſender unbeſchadet der ſtrafrechtlichen Folgen den Frachtunterſchied von der Aufgabe⸗ bis 
zur Beſtimmungsſtation EL und das Vierfache der Geſamtfracht als Frachtzuſchlag zu ent- 
Bs 

8 3. Beförderung 


1. Leichen find in bedeckten Wagen zu befördern. In Wagen mit Leichen dürfen nur die dazu⸗ 
gehörigen Gegenſtände beigeladen werden. Die Bedingungen für die Beförderung dieſer Gegenſtände 
ſowie die Fracht hierfür beſtimmen die Tarife. Mehrere Leichen, die gleichzeitig von derſelben Ver⸗ 
ſandſtation nach einer Beſtimmungsſtation aufgegeben werden, können zuſammen in einem Wagen 
verladen werden. Leichen, die in ringsumſchloſſenen Leichenfuhrwerken aufgeliefert werden, dürfen in 
offenen Wagen befördert werden. ; 

2. Jeder Sendung ilt ein Begleiter mitzugeben. Die Bedingungen für die Beförderung von 
Begleitern beſtimmen die Tarife. i 

3. Leichen dürfen unterwegs nicht ohne Not umgeladen werden. Sie find möglichſt ſchnell und 
ohne Unterbrechung zu befördern. 

§ 4. Auslieferung 


1. Nach Ankunft der Leiche in der Beſtimmungsſtation hat die Eiſenbahn unverzüglich die Sendung 
zur Abnahme bereitzuſtellen. 

Der Empfänger hat innerhalb 6 Stunden nach Bereitſtellung die Leiche auszuladen und abzu⸗ 
holen. Geſchieht dies nicht, ſo kann die Leiche der Ortspolizeibehörde überwieſen werden. Kommt die 
Leiche nach 18 Uhr an, ſo wird die Friſt zur Ausladung und zum Abholen vom nächſten Morgen 
8 Uhr ab gerechnet. Bei Überſchreitung der Auslade- und 9IbFohunasirüt, ijt die Eiſenbahn bered- 
tigt, das tarifmäßige Wagenſtandgeld zu erheben. 


S 5. Ausnahmebeſtimmungen 


Bei Leichen, die von Polizeibehörden, Strafanſtalten, Krankenhäuſern oder dergleichen an öffent⸗ 
liche höhere Lehranſtalten geſandt oder von dieſen weiterverſandt werden, iſt die Begleitung nicht 
erforderlich. 

2. Dieſe Leichen ſind in dichtverſchloſſenen Kiſten oder Särgen, welche gegen Ausrinnen ge⸗ 
lichert ſind, aufzuliefern und werden mit Güterzügen befördert. 


Anlage C. 
(zu § 4 der Verkehrsordnung) 


i Vorſchriſten für die Beförderung von lebenden Tieren 


S 1. Allgemeine Beſtimmungen 


1. Die Beförderung von lebenden Tieren erfolgt auf Grund der Verkehrsordnung (V. O. G.) 
ſofern dieſe Vorſchriften keine abweichenden Beſtimmungen enthalten. 5 

2. Die Stationen, welche Einrichtungen für Verladung und Ausladung von lebenden Tieren ſowie 
Vorrichtungen zur Tränkung beſitzen, ſind in den Tarifen angegeben. i 

3. Wie bie Verladerampen ſowie die Vorrichtungen für die Tränkung und Fütterungen der zur 
Beförderung angenommenen Tiere auf den Stationen eingerichtet ſein müſſen, beſtimmen die Vor⸗ 
ſchriften der betreffenden Verwaltungsbehörden. . 


S 2. Auslieferung 


1. Die Eiſenbahn hat bie Züge, mit welchen lebende Tiere befördert werden, in den Stationen 
bekanntzugeben. Die Stationen haben auf Verlangen über die Fahrpläne dieſer Züge ausführliche Aus⸗ 
künfte zu erteilen. i ; ; 

2. An Sonn- und Feiertagen werden lebende Tiere zur Beförderung nicht angenommen. Aus- 
nahmen ſind bei den Güterabfertigungsſtellen bekannt zu machen. ; i 

3. Die Aufgabe von Tieren muß mindeſtens 24 Stunden vor Abfahrt bes betreffenden Zuges 
angemeldet werden; die Annahme nicht rechtzeitig angemeldeter Tierſendungen kann verweigert werden. 

4. Der Abſender hat in der Aufgabeſtation ſchriftlich einen Wagen zu beſtellen. In dem Be⸗ 
ſtellſchreiben ijt die Gattung des Wagens (gedeckt oder offen, mit einer oder mehreren Etagen), die 
Beſtimmungsſtation, der Tag und wo möglich die Stunde der Verladung, ſchließlich die Anzahl und 
Gattung der Tiere anzugeben. 

5. Ob dem Frachtbrief ein Urſprungszeugnis oder eine Beſtätigung des zuſtändigen Tierarztes, 
daß die Tiere geſund bezw. frei von dem Verdacht anſteckender Krankheiten ſind, beigegeben werden 
muß, wird durch die Landesgeſetze und durch die Vorſchriften der zuſtändigen Behörde beſtimmt. 
Außerdem ſind die jeweiligen veterinärarztlichen Verordnungen betreffend Beſchränkung des Verkehrs 
lebender Tiere zu beachten. 

6. Die Annahme kranker Tiere kann abgelehnt werden. 

7. Wilde Tiere werden zur Beförderung angenommen, wenn der Abſender nach Ermeſſen der 
Eiſenbahn jede Gefahr der Beſchädigung von Menſchen, Tieren oder Gütern durch entſprechende Ber- 
packung oder Verladung beſeitigt hat. Die Käfige oder Kiſten mit wilden Tieren müſſen mit einer 
auffallenden Anſchrift „Wilde Tiere“ verſehen ſein. 

8. Die Tiere müſſen rechtzeitig auf die Station gebracht werden, damit ihre Verladung 1 Stunde 
vor Abfahrt des betreffenden Zuges beendigt werden kann. 


9. a) Der Abſender muß das Einladen der Tiere und ihre Unterbringung im Wagen beſorgen, auch 
die erforderlichen Befeſtigungsmittel beſchaffen und dieſelben ſelbſt derart befeſtigen, daß der 
Wagen keine Beſchädigung erleidet. Stellt die Eiſenbahn dieſe Befeſtigungsmittel, ſo iſt ſie 
berechtigt, eine im Tarif feſtgeſetzte Gebühr, mindeſtens die Selbſtkoſten, zu erheben. 

b) Die Tiere find in dem Wagen [o unterzubringen, daß fie nicht gepreßt und gegen bie Wand 
des Wagens gedrückt werden. Dieſer Vorſchrift iſt genügt, wenn ſich ein Mann zwiſchen den 
eingeladenen Tieren frei hindurch bewegen kann. Bei der Querverladung muß außerdem 
zwiſchen den Tieren und den Wagenwänden ſoviel Raum bleiben, daß eine Verletzung der 
Tiere durch Aufſcheuern oder dergl. am Kopfe oder am Hinterteile vermieden wird. Klein- 
vieh muß die Möglichkeit haben, ſich zu legen. Bei Verladung von Tieren in Käfigen, Kiſten 
uſw. iſt darauf zu achten, daß zu den Tieren ausreichend friſche Luft treten kann, insbeſondere 
dürfen andere Güter nicht auf Behälter und dieſe nur dann übereinander verladen werden, 
wenn durch Leiſten oder dergl. dafür geſorgt iſt, daß zwiſchen den Käfigen ein Luftraum von 
mindeſtens 3 Zentimeter Höhe frei bleibt. i En 
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c) Tiere verſchiedener Gattung wie Pferde und Großvieh mit Kälbern, Schweinen, Schafen 
ufw. dürfen in denſelben Wagen nur dann verladen werden, wenn jede Gattung durch 
Schranken, Bretter oder Lattenverſchläge von den anderen getrennt wird. Bei der Beför⸗ 
derung von Muttertieren mit ſaugenden Jungen fallen dieſe Beſchränkungen weg. 

d) Bei der Verladung von Hornvieh und Vieh ohne Hörner hat der Abſender den Wagenboden 
mit Streumitteln zu verſehen. In offenen, mit Latten verſehenen Wagen oder in Wagen mit 
offenſtehenden Türen dürfen während der Sommerzeit leicht entzündliche Streumittel wie 
Stroh, Heu ufw. nicht verwendet werden; dagegen dürfen Sägeſpäne mit Waſſer befeuchtet 
ſowie angefeuchtete Torfſtreu verwendet werden. Für die Lieferung der Streumittel bei der 
Beladung oder bei der Umladung auf einer Unterwegsſtation erhebt die Eiſenbahn eine tarif⸗ 
mäßige Gebühr, mindeſtens jedoch nicht weniger als die Selbſtkoſten. 


Bemerkung. Die Sommerzeit wird vom 1. April bis zum 31. Oktober und die Winterzeit vom 1. November 
bis zum 31. März gerechnet. 


10. Für die Beſchädigung des Wagens ſowie der Bahneinrichtungen ſowohl während der Ver⸗ 


ladung oder Ausladung und während der Beförderung, ſchließlich für die Beſchädigung der Tiere haftet 


der Abſender, ſofern kein Verſchulden der Eiſenbahn vorliegt. Dieſe Haftung übernimmt der Empfänger 
durch Einlöſung des Frachtbriefes. i 

11. Die Eiſenbahn kann die Vorausbezahlung der Fracht für die Beförderung lebender Tiere 
verlangen. ; 

§ 3. Beförderung 

1. Bei Verwendung gedeckter Wagen zur Viehbeförderung ſind möglichſt ſolche Wagen auszu⸗ 
wählen, die an den Längs- oder Stirnſeiten mit je zwei von der inneren Seite verſchließbaren Offnungen 
verſehen ſind. Bei Verladung von Tieren in Wagen ohne Offnungen ſind die Türen bis zur Hälfte 
offen zu halten, wobei die Türöffnungen mit Bretterverſchlägen oder Lattengittern, welche das Heraus⸗ 
fallen der Tiere verhindern, durch den Verſender zu verſehen find, Die Wagen müſſen gehörig ge- 
reinigt und geruchlos und die Böden dicht ſein. à 


2. Die zur Beförderung von Tieren dienenden Käfige, Kiſten, Körbe, Säcke oder andere Behälter 
müſſen geräumig und luftig ſein. Die Tiere dürfen nicht geknebelt aufgegeben werden. Die Käfige oder 
ähnliche Behälter müſſen einen dichten Boden und ſoweit hinauf dichte Wände haben, daß eine Ver⸗ 
unreinigung des Wagens durch Kot und Streu möglichſt ausgeſchloſſen iſt. Dieſe Vorſchrift gilt nicht 
für Tiere in Wagenladungen. Die Behälter müſſen ſo beſchaffen ſein, daß die Tiere nicht einzelne 
Körperteile hindurchzwängen können, auch müſſen ſie ſo hoch ſein, daß die Tiere zwanglos darin jteben 
können. Ferner müſſen Käfige oder ähnliche Behälter, wenn die Beförderung vorausſichtlich mehr als 
36 Stunden dauert, mit zweckmäßigen Vorrichtungen zum Tränken und bei Kleinvieh auch zum 
Füttern der Tiere verſehen ſein. ; 


3. Der Abſender ift verpflichtet, den Sendungen lebender Tiere, wenn ſie nicht in Käfigen und 
Kiſten oder dergleichen befördert werden, Begleiter beizugeben. Für einen Wagen darf nicht mehr als 
ein Begleiter mitfahren. Für je vier Wagen iſt mindeſtens ein Begleiter zu ſtellen. Die Eiſenbahn kann 
jedoch auf das im Frachtbriefe geſtellte Verlangen des Abſenders ihn von der Beigabe der Be⸗ 
gleitung befreien. In dieſem Falle haftet die Eiſenbahn nicht für den Schaden, welcher aus der Ge— 
fahr entſtanden iſt, deren Abwendung durch die Begleitung bezweckt wird. (8 28 der V. O. G.). Wenn 
der Abſender ein derartiges Verlangen in den Frachtbrief nicht eingetragen hat, muß er die Anzahl 
der Begleiter ſowie die Wagen, für welche ſie beſtimmt ſind, im Frachtbriefe angeben. 

4. Die Begleiter haben die Tiere unterwegs zu warten und haben den ihnen von der Eiſenbahn 
angewieſenen Platz im Zuge einzunehmen. Die Eiſenbahn kann verlangen, daß der Begleiter mit den 
Tieren in demſelben Wagen mitfährt, wenn die Sicherheit es erfordert. i 

5. Die Bedingungen für die Beförderung der Begleiter ſowie die Gebühren beſtimmen die Tarife. 


6. Bei Beförderung zur Nachtzeit müſſen die Begleiter von Tierſendungen gut brennende La⸗ 
ternen mit ſich führen, wobei leicht entzündliche Brennſtoffe wie Petroleum, Karbid und dergl., ver⸗ 
boten ſind. Im Wagen darf nicht geraucht werden. 

7. Alle Tiere, deren Beförderung 24 Stunden oder länger in Anſpruch nimmt, ſollen vor Ver⸗ 
ladung vom Abſender gefüttert und getränkt werden. Dauert die Beförderung mehr als 36 Stunden, 
ſo ſind die Tiere mindeſtens innerhalb je 36 Stunden zu tränken. Wenn die Eiſenbahn auf Ver⸗ 


langen des Abſenders oder mangels Begleitung die Tränkung und Fütterung der Tiere beſorgt, erhebt 
ſie die tarifmäßigen Gebühren, mindeſtens die Selbſtkoſten. 
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g. Das während der Beförderung zur Fütterung der Tiere erforderliche Futter wird in einer 
im Tarife feſtgeſetzten Menge, wenn es im Viehwagen mitverladen wird, unentgeltlich befördert. 
S 4. Auslieferung 


1. Die Eiſenbahn hat die nötigen Vorkehrungen zu treffen, damit die Tiere nach Ankunft in der 
Beſtimmungsſtation mit tunlichſter Beſchleunigung zur Abnahme bereit geſtellt werden. Der Emp⸗ 
fänger hat die Tiere ſpäteſtens 2 Stunden nach der Bereitſtellung auszuladen und abzutreiben. 

2. Meldet ſich nach Eintreffen unbegleiteter Tierſendungen auf der Beſtimmungsſtation kein 


e 


zum Empfange Berechtigter, jo hat bie Eiſenbahn den Empfänger gemäß den Beſtimmungen des $ 16 S 


der V. O. G. zu benachrichtigen. In dieſen Fällen endet bie Auslade- und Abnahmefriſt nach Ablauf 
von zwei Stunden nach der Benachrichtigung (8 16 ber V. O. G.). 

3. Die Ausladefriſt ruht während einer Zoll, veterinärärztlichen oder polizeilichen Abfertigung, 
ſoweit dieſe nicht durch den Abſender, Empfänger oder Begleiter verzögert wird. 

4. Werden die Tiere nicht innerhalb der vorerwähnten Friſt ausgeladen und abgetrieben, iſt 
die Eiſenbahn berechtigt, wenn ſie deren ferneren Aufenthalt im Wagen oder auf dem Bahnhofe 
geſtattet, die tarifmäßigen Gebühren zu erheben. Die Eiſenbahn iſt auch berechtigt nach Ablauf dieſer 
Friſt die Tiere auf Gefahr und Koſten des Verfügungsberechtigten nach ihrem Ermeſſen in Ver⸗ 
pflegung zu geben. Fi 

5, Für die Desinfektion [omie bie Reinigung ber Wagen erhebt die Eiſenbahn eine in den 
Tarifen feſtgeſetzte Gebühr. 


BEMERKUNG: Die stark umrahmten Teile des Frachtbriefes sind durch die Eisenbahn, die übrigen durch den Absender auszufü en, 3 
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Cechy Numery lose opako- Nazwa towaru przez nadawcę określona przez - 

s wania i i (kg) kolej (kg) 
SE | mn 
J E uu w 


EU ue o c ß ß ĩ² » 
Wydano przesylke dn. ; 3 


Stempel der Übergangsstation auf andere Bahnen. — Stemple stacji zdawcych na inne koleje. 
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Breite 
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BEMERKUNG: Die stark umrahmten Teile des Frachtbriefes sind durch die 
=UWAGA: 


Kontroll- 
stempel der 
Eisenbahn N 
Pieczęć kon- 


„ tro'na kolei + us g s 
— Ri Wzór I przesyłka zwyczajna (papier biały) 


EE, 
Se | Wagen — Wagon 
i,adegewicht 


[kg] oder Lade- 
fläche (m?) oder 
Anzahl der 
Böden 
Ladowność 
[kg]. lub po- 
wierzchnia (m?) 
lub ilość pięter 


Gattung E'gentums: 


und 
P merkmal* 
Nummer“) 2 


Cecha 


Rodzaj wlasnosci*) 


i numer*) 


(Wohnung) 
(mieszkanie) 


Bestimmungsstation 
Stacja przeznaczenia 


| Nr. des Frachtbriefes 
Nr. listu przewoz. 


"Nr. der Frachtkarte 
Nr. ceduly 


A En MEUM HMM M A t LE 
| *) Einzutragen vom Absender. falls er 

| nadawca, jer sam maladowal WT a) Beförderungsweg 

a) droga przewozu : 
b) anzuwendender Tarif 


b) tarifa 


nadawca, jeżeli sam naladowal przesyłkę 
DEET 


Erklärung des Absenders betreffend Erledigung der durch die Zoll-, Steuer-, Polizei- 
in der Verkehrsordnung und in 


formalności celnych, akeyzowych,skarbowych, policyjnych lub wymaganych przezinne wladze 
dziane w Regulaminie przewozu i 


Förmlichkeiten, Bezeichnung der diesbezüglichen Dokumente, 


SÉ Oświadczenie nadawcy co do załatwienia 
administracyjne, wyszezegölnienie odnośnych dowodów; oświadczenia przewi 


en € 
Art der Ver- 
packung 
Rodzaj 
opako- 
wania 


Anzahl 
Ilość 


Nummer 
Numery 


Zeichen 
Cechy 


Czesci listu przewozowego, obwiedzione linjami grubemi, wypełnia kolej zelazna, pozostale zas nadawca. . 


Muster I für Frachtgut | ; 
Muster II für Eilgut (weißes Papier mit 1 cm breitem roten Streifen an der Vorder- und Rückseite). | 


— Wzór ll przesyłka pospieszna (papier biały Z czerwonemi 
szlakami szerokosci conajmniej 1 centymetra na górnymi dolnym brzegu na stronie przedniej i odwrotnej) 


Die Beförderung erfolgt auf Grund 


Przewóz dokonywa sie na po 


Bezeichnung des Gutes 


Nazwa towaru 


Eisenbahn, die übrigen durch den Absender auszufüllen. | 


 Frachtbrief-Duplikat — Wiörnik listu przewozowego | 


(weißes Papier). 


der Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern 
und der Gütertarife, s 
dstawie Regulaminu przewozu przesyłek 


towarowych 
oraz taryf towarowych. ; ER 


Bestimmungsort (wenn er ein anderer 
ist als die Bestimmungsstation) 


Miejsce dostarczenia (jeżeli znajduje sie one poza stacją przeznaczenia) 
Vom Absender vorgeschrieben : — 


| 
Zadana przez nadawcę: | 
| 
oder andere Verwaltungsbehörden vorgeschriebenen | | 
den Tarifen vorgesehene Erklärungen“ 


taryfach. 


Von der Eigenbabn 
ermitteltes Gewicht 
Waga rzeczywirta 
określona przez 
kolej (kg) 


Vom A:sender an- 
gegebenes Gewicht 
Waga wskazana 
przez nadawcę 
(kg) 
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Sendung ausgefolgt am 
Wydano przesylke dn. 


Stempel der Übergangsstation auf andere Bahnen. 


Gebühren u, Ausgaben, mit welchen 

der Versender sich selbst belastet, 

Naleznosei i koszty, które nadawca 
bierze na siebie 


. Angabe des Lieferungswertes 
(in Buchstaben) 
Deklaracja wartosei dostawy 
(slowami) 


Barvorschuß (in Buchstaben) 
Zaliczka w gotowiznie (słowami) 


Nachnahme nach Eingang 
(in Buchstaben) 
Zaliczenio (stowami) 


UnterschHift und Adresse 
des Versenders 
Podpis i adres nadawey 


Verr echnet-Ü bliczono | Von A Sender 


oi | RECHNUNG 


ae RACHUNEK 


le — Zaliezka w gotowiznie . 


für kg, m 
Stückzahl 


za kg, mi 
à sé eztuk 


rachtsatz 


e 
Ka 
Ka 
Ka 
m 
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_ | Nachnahme nach Eingang — Zaliczenie . . . 


0 


Barvorschuß-Gebühr — Prowizja za zaliezke w gotowiznie 


- | Nachnahme-Gebühr — Prowizja za zaliczenie 


Gebühr für die Angabe des Lieferungswertes . . . 
——| Opłata za deklarację wartości dostawy . . . . e. 


Nebengebühren — Oplaty dodatkowe. . . .. .. 


Fracht Dis Przewozneo:d0- eee ili i 
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Stempel der Versandstation Wiegestempel 
Stempel stacji nadawczej j Stempel wagi . 


Fehlen oder Mängel der Verpackung. 4 


us Erklärung 


nl auf dieſe lee Grlárung enthalt, 
unverpackt, *) AURIS : NIME E 
in ber nachfolgend beschriebenen mangelhaften Beratung aufgegeben fin: 5 E 5 


(Anterſchrift) 


) Das nicht Zutreffende ilt zu ſtreichen, 


Anlage F. 


(821 V. G. O.) 
Nachträgliche Verfügung. | 
F 8 %%% 0¾ RE Bahn erſuche ich, die E 
nachſtehende bezeichnete Sendung: = 
Zeichen und Art ber Bezeichnung Gewicht E 
Nummer Anzahl Verpackung des Gutes (kg) 3 
bie mit Eilfrachtbrief Dl! RA 18 aur Beförderung i nn 05 eem ; 
Frachtbrief 
N c c EL aufgegeben wurde, 
1. auf ber Verſandſtation an... d onere zurückzugeben; *) 
2. in Erwartung weiterer Verfügungen unterwegs aufzuhalten; *) 
3. in Erwartung weiterer Verfügungen nicht abauliefern; *) 
CCC RS - aan 8 
Eiſenbahn abzuliefern; *) i 
5. nur gegen Bezahlung einer Nachnahme von = = abaultefern; *) 


tin Buchſtaben) 


6. nicht gegen Bezahlung der im Frachtbrief angegebenen Nachnahme, ſondern gegen Bezahlung 


einer Nachnahme von E = abzuliefern; *) 
: (in Buchſtaben) 


T. ohne Erhebung einer Nachnahme abzuliefern; ) 


EE ae abzuliefern.“) 


(Unterſchrift.) 


*) Das nicht Zutreffende ift zu ſtreichen. 


An die Station 


Vorſtehende vom Abſender hier überreichten nachträglichen Verfügungen werden zur Ausführung 
unter Beachtung der Beſtimmungen des $ 22 der Verkehrsordnung übermittelt. Sie wurden auf dem 
vom Abſender vorgelegten Frachtbriefduplikat wiederholt. Die Beſcheinigung über die Nachnahme 
wurde berichtigt (eingezogen). 


Dieſe Erklärung bezieht ſich gulf unſer Telegramm von R 


Der Stationsvorſteher. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth, Danzig. 
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